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Der TAB-Bericht »Arbeiten in der Zu-
kunft – Strukturen und Trends in der
Industriearbeit« wurde am 25. April
2007 im Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschät-
zung ohne Aussprache abgenommen
und zur Veröffentlichung freigegeben.
Er wird momentan als Bundestags-
drucksache vorbereitet.
Der TAB-Bericht »Grüne Gentechnik
– Transgene Pflanzen der 2. und 3. Ge-
neration« (Bundestagsdrucksache 16/
1211) ist am 08. März 2007 in der
85. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages behandelt worden – zusammen
mit einem Gesetzentwurf der Fraktion
der FDP (Bundestagsdrucksache 16/
4143; Entwurf eines … Gesetzes zur
Änderung des Gentechnikgesetzes),
einem Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN (Bundestagsdruck-
sache 16/4556; Schutz von Mensch
und Umwelt bei Freisetzungsexperi-
menten gewährleisten) sowie einer Be-
schlussempfehlung und Bericht des
Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz zum
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN (Bundestagsdrucksa-
chen 16/1176 und 16/4574; Bei gen-
technisch veränderten Pflanzen natio-
nales Recht auf Einfuhrverbote und
Schutzmaßnahmen nutzen). 
Der TAB-Bericht wurde zur weiteren
Beratung an den Ausschuss für
Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung (federführend) so-
wie an die Ausschüsse für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz; für Gesundheit und für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (mitberatend) überwiesen. 
Der TAB-Bericht »Biometrie und Aus-
weisdokumente« (Bundestagsdruck-
sache 15/4000) wurde in der 79.
Sitzung des Deutschen Bundestages,
am 01. Februar 2007, im vereinfach-
ten Verfahren vom Plenum zur Be-
ratung an die Ausschüsse überwiesen.
Zuständig sind der Innenausschuss
(federführend) und die Ausschüsse für
Wirtschaft und Technologie; für Er-
nährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz; für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend; für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschät-
zung; für Tourismus; für Kultur und
Medien sowie der Rechtsausschuss
(mitberatend). Im Innenausschuss
wurde der Bericht bereits am 28. Fe-
bruar 2007 beraten, zusammen mit
einem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (Bundestagsdrucksache 16/4138;
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
des Passgesetzes und weiterer Vor-
schriften) und diversen Anträgen der
FDP-Fraktion (Bundestagsdrucksache
16/854; Sicherheitslücken bei biome-
trischen Pässen beseitigen; Bundes-
tagsdrucksache 16/3046; Keine Ein-
führung des elektronischen Personal-
ausweises) sowie der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN (Bundestags-
drucksache 16/4159; Datenschutz und
Bürgerrecht bei der Einführung bio-
metrischer Ausweise wahren).
Der TAB-Bericht »Biobanken für hu-
manmedizinische Forschung und An-
wendung« wurde am 28. Februar 2007
im Ausschuss für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung durch
den Projektleiter Christoph Revermann
präsentiert. In seinen Ausführungen
ging er auf die äußerst vielfältigen
Konzepte und Ziele der zahllosen
Biobanken im In- und Ausland ein. Er
gab eine Einschätzung der Bedeutung
von Biobanken als »Forschungs-
ressource« für ein besseres Verständnis
der Entstehung von Krankheiten und
für zukünftige praktische Anwen-
dungen in der Medizin. Darauf auf-
bauend wurden Handlungs- und Re-
gelungsbedarf beleuchtet sowie Optio-
nen zur rechtlich und ethisch verträg-
lichen Ausgestaltung spezifischer
Rahmenbedingungen zur Diskussion
gestellt. Der Bericht liefert in dieser
Form erstmals eine umfassende und
prospektive Aufarbeitung des The-
menfeldes Biobanken. Er wurde nach
ausführlicher Diskussion im Ausschuss
abgenommen. Derzeit wird er als
Bundestagsdrucksache vorbereitet.
Auf Einladung des Ausschusses für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (AWZ) berichtete das
TAB am 31. Januar 2007 über das TA-
Projekt »Internetkommunikation in
und mit Entwicklungsländern – Chan-
cen für die Entwicklungszusammen-
arbeit am Beispiel Afrika«. Projekt-
leiter Christopher Coenen informierte
den Ausschuss über die inhaltlichen
Schwerpunkte und den aktuellen Stand
der Arbeit. Zusätzlich trugen Gut-
achter des Projekts vor. In der Phase
der Erstellung des Endberichts kam es
dem TAB darauf an, die Aufmerk-
samkeit für das Thema beim zustän-
digen Fachausschuss zu erhöhen und
Anregungen aufzunehmen. In der leb-
haften Diskussion wurde u.a. auf die
gegenwärtig noch geringe Bedeutung
des Themas Informations- und Kom-





























Der TAB-Bericht »Zukunftstrends im
Tourismus« (Bundestagsdrucksache
16/478) wurde am 22. September
2006 in der 51. Sitzung des Deut-
schen Bundestages in erster Lesung
mit Debatte vom Plenum zur Beratung
an die Ausschüsse überwiesen. Zu-
ständig sind der Ausschuss für Touris-
mus (federführend) sowie die Aus-
schüsse für Wirtschaft und Techno-
logie; für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz; für Arbeit
und Soziales; für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend; für Gesundheit;
für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit; für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung; für
die Angelegenheiten der EU; für Kul-
tur und Medien und für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwick-
lung (mitberatend).
Der TAB-Bericht »Perspektiven eines
CO2- und emissionsarmen Verkehrs –
Kraftstoffe und Antriebe im Über-
blick« (Vorstudie) wurde am 24. Ok-
tober 2006 im Ausschuss für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschät-
zung abgenommen. Zuvor wurden
durch den Projektleiter Reinhard
Grünwald wesentliche Inhalte und Er-
gebnisse präsentiert. Der Bericht wird
derzeit zur Veröffentlichung als
Bundestagsdrucksache vorbereitet.
Die TAB-Berichte »Alternative Kul-
turpflanzen und Anbauverfahren«
und »Precision Agriculture« (beide
gehören zum TA-Projekt »Moderne
Agrartechniken und Produktionsme-
thoden – ökonomische und ökologi-
sche Potenziale«) sowie der Bericht
»Potenziale und Anwendungsperspek-
tiven der Bionik« (TA-Vorstudie) sind
als Bundestagsdrucksachen 16/3217,
16/3218 und 16/3774 erschienen.
Weiterhin sind die TAB-Berichte
»Reduzierung der Flächeninanspruch-




Spin-offs in Ost- und Westdeutschland
und ihre Erfolgsbedingungen« (Poli-
tikbenchmarking) als Bundestags-




AKADEMISCHE SPIN-OFFS IN OST- UND




schaftlern direkt aus Hochschulen
oder außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen gelten aus innovations-
und strukturpolitischer Sicht vielfach
als Hoffnungsträger: Von diesen »aka-
demischen Spin-offs« erwartet man
schnelles Wachstum, positive Beiträge
zum Strukturwandel, starke Impulse
beim Technologietransfer und die
Schaffung von Arbeitsplätzen. Der
Politikbenchmarking-Bericht des TAB
beantwortet die Frage, ob diese Er-
wartungen erfüllt werden und welche
Bedingungen sich hemmend oder för-
dernd auf den Erfolg von Gründungen
auswirken. Abgerundet wird die Ana-
lyse durch Hinweise auf geeignete und
erfolgversprechende Förderinstrumen-
te. Die Zusammenfassung des Arbeits-
berichts Nr. 109 ist unter http://www.
tab.fzk.de/de/projekt/zusammenfas-
sung/ab109.htm verfügbar. Zudem ist
der Bericht mit dem Titel »Akade-
mische Spin-offs – Erfolgsbedingungen
für Ausgründungen aus Forschungs-
einrichtungen« bei edition sigma als
Band Nr. 22 in der Reihe »Studien des
Büros für Technikfolgen-Abschätzung
beim Deutschen Bundestag« erschienen.
NACHFRAGEORIENTIERTE 
INNOVATIONSPOLITIK
Die Bedeutung der Nachfrage für
Innovationen wird oft unterschätzt.
Empirische Untersuchungen belegen
aber, dass die Signale des Marktes für
den Innovationsprozess bedeutsam
sein können. Die Leitfrage dieses
Politikbenchmarking-Berichts ist, wie
der Staat über die Stimulierung der
Nachfrage dazu beitragen kann, Inno-
vationen anzuregen und die Diffusion
von Innovationen zu beschleunigen.
Ziel des Berichts ist es, Erfolgsfak-
toren für eine an der Nachfrage anset-
zende Innovationspolitik zu definieren
und entsprechende Handlungsem-
pfehlungen abzuleiten. Zu diesem
Zweck wird zunächst eine konzeptio-
nelle Grundlage nachfrageorientierter
Innovationspolitik formuliert. Die
dann folgende empirische Bestands-
aufnahme gibt einleitend eine Über-
sicht nachfrageorientierter Instrumen-
te in sechs ausgewählten Ländern:
Vereinigtes Königreich, Niederlande,
Schweden, Finnland, USA und
Deutschland. Es wird jeweils skizziert,
welchen Stellenwert die Nach-
frageorientierung in der Innovations-
politik hat, um dann einige besonders
interessant erscheinende Maßnahmen
der Länder zu beschreiben und daraus
Schlussfolgerungen abzuleiten. Da-
nach werden international verglei-
chend nachfrageorientierte Maßnah-





























bei handelt es sich um Energie- und
Umwelttechnologie, Biotechnologie
sowie Informations- und Kommuni-
kationstechnologie. Ein weiteres Ka-
pitel analysiert Beispiele der Regula-
tion, weil deren Bedeutung und Aus-
gestaltung für die Wirkung auf Inno-
vationen – auch und gerade über die
Nachfrage – allgemein unterschätzt
wird. Aus der empirischen, verglei-
chenden Darstellung werden in einem
abschließenden Kapitel die wichtigs-
ten Erkenntnisse zusammengefasst
und Handlungsoptionen entwickelt.
Die Zusammenfassung des TAB-Be-
richts Nr. 99 ist unter http://www.
tab.fzk.de/de/projekt/zusammen-
fassung/ab99.htm verfügbar. Zudem
ist der Bericht mit dem Titel »Be-
dürfnisse als Innovationsmotor –
Konzepte und Instrumente nachfrage-
orientierter Innovationspolitik« bei
edition sigma als Band Nr. 21 in der




NAHME – ZIELE, MAßNAHMEN, WIRKUNGEN
Der hohe Flächenverbrauch für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke in
Deutschland wird wegen der damit
verbundenen Einschränkung der viel-
fältigen Funktionen des Bodens als
ein gravierendes Problem auf dem
Weg zu einer nachhaltigen Entwick-
lung angesehen. Zwar hat sich die
Dynamik des täglichen Zuwachses
leicht abgeschwächt, und gesellschaft-
liche Entwicklungen wie der demo-
grafische Wandel und der Trend zur
Reurbanisierung lassen künftig einen
weiteren Rückgang erwarten. Den-
noch ist kaum damit zu rechnen, dass
ohne Gegenmaßnahmen das Ziel der
gen Potenziale bionischer Forschung
und Anwendung. Herausgearbeitet
werden ferner wissenschaftlich-techni-
sche Handlungsfelder, die mit Blick
auf positive Entwicklungschancen
eine besondere Relevanz aufweisen.
Fokussiert wird auf Aktivitäten in
Deutschland in Bezug auf die indu-
strielle Sicht, die Patentsituation, die
Ausbildung von Netzwerken, Lehre
und Bildung sowie die aktuelle For-
schungsförderung. Außerdem werden
Bezüge zum internationalen Umfeld
aufgezeigt. Genauere Analysen gelten
den Bereichen neue Materialien und
Werkstoffe im Automobilbau, in der
Bautechnik und in der Architektur.
Neben diesen eher etablierten An-
wendungsfeldern werden auch neue
Forschungsfelder, wie z.B. Nano-
bionik oder Bionik und Prothetik, the-
matisiert. Der Bericht schließt mit
einer Analyse politischer Handlungs-
optionen. Die elektronische Version
des TAB-Berichts Nr. 108 steht zur
Verfügung unter http:// www.tab.fzk.
de/de/projekt/zusammenfassung/ab
108.pdf. Gedruckte Exemplare kön-






Als unmittelbare Folge des TAB-Be-
richts fand am 25. Oktober 2006 eine
Anhörung des Ausschusses für Touris-
mus statt, an der Projektleiter Thomas
Petermann als Sachverständiger teil-
nahm. Das Thema lautete »Einfluss
des demografischen Wandels auf den
Tourismus«. Experten aus Wissen-
schaft, Verwaltung und Verbänden
Bundesregierung, die Flächeninan-
spruchnahme von derzeit ca. 100 ha/
Tag bis 2020 auf 30 ha/Tag zurück-
zuführen, erreicht werden kann. Der
Bericht stellt die Entwicklung der
Flächennutzung in den letzten Jahren
dar, zeigt wesentliche Ursachen für
den hohen Flächenverbrauch auf und
gibt einen umfassenden Überblick
über die in der aktuellen Debatte vor-
geschlagenen Steuerungsinstrumente.
Dazu gehören planungsrechtliche, fis-
kalische und informatorische Instru-
mente ebenso wie neue Kooperations-
formen auf kommunaler und regiona-
ler Ebene, finanzielle Fördermaßnah-
men, z.B. im Rahmen der Städtebau-
förderung, sowie die Einführung öko-
nomischer Anreize für einen sparsa-
men Umgang mit der Ressource Flä-
che durch Kommunen, private Inves-
toren und Haushalte. Abschließend
werden ausgewählte Einzelinstrumen-
te und Maßnahmenbündel im Hin-
blick auf ihren möglichen quantitati-
ven Beitrag zur Erreichung des 30-ha-
Ziels analysiert.
Die Zusammenfassung des Arbeits-
berichts Nr. 98 ist unter http://www.
tab.fzk.de/de/projekt/zusammenfas-
sung/ab98.htm verfügbar. Zudem ist
der Bericht mit dem Titel »Sparsame
und schonende Flächennutzung –
Entwicklung und Steuerbarkeit des
Flächenverbrauchs« bei edition sigma
als Band Nr. 20 in der Reihe »Stu-
dien des Büros für Technikfolgen-




Der Bericht gibt einen Überblick über




























äußerten sich unter Bezugnahme auf
die Analysen des TAB zu den Heraus-
forderungen, die eine zunehmende
Alterung der Bevölkerung in Europa
für Tourismuspolitik und Tourismus-
wirtschaft mit sich bringen wird.
BESUCH AUS NORWEGEN
Am 04. und 05. Dezember 2006 stat-
tete der norwegische Technologierat,
die TA-Einrichtung des norwegischen
Parlaments, dem TAB einen Besuch
ab. Der Technologierat wurde im
April 1999 ins Leben gerufen und hat
14 Mitglieder. Ein wissenschaftliches
Sekretariat führt TA-Projekte durch
und berichtet dem Rat. Adressaten
sind neben dem norwegischen Parla-
ment auch die Regierung sowie die all-
gemeine Öffentlichkeit. Das Treffen
diente Informations- und Erfahrungs-
austausch sowie der Vertiefung der im
EPTA (European Parliamentary Tech-
nology Assessment)-Netzwerk bereits
bestehenden Kontakte. Gemeinsam-
keiten und Unterschiede in der jeweili-
gen Arbeitsweise und im Themenspek-
trum der bearbeiteten Projekte wur-
den ausführlich erörtert. Ein gemein-
sames Abendessen sowie eine Besichti-
gung des Reichstagsgebäudes und des
Paul-Löbe-Hauses rundeten den für
alle Beteiligten überaus angenehmen
und instruktiven Besuch ab.
NEUE BERICHTERSTATTER
BESUCHEN DAS TAB
Seit Beginn der Legislaturperiode gibt
es, neben den schon länger dieses Amt
bekleidenden Axel Fischer, MdB, für
die CDU/CSU (s. Interview im TAB-
Brief Nr. 29) und Hans-Josef Fell,
MdB, für BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, drei neue Berichterstatter für
das TAB: Swen Schulz, MdB, für die
SPD (s. Interview im TAB-Brief 
Nr. 30), Uwe Barth, MdB, für die
FDP und Dr. Petra Sitte, MdB, für Die
Linke. Zu einem jenseits der üblichen
Sitzungsroutinen des Deutschen Bun-
destages stattfindenden Gespräch lud
das TAB die »Neuen« in seine Räume
ein. Diese Treffen fanden am 23. Fe-
bruar mit dem Besuch von Frau Dr.
Sitte, MdB, ihren Abschluss. In den
Gesprächen ging es um einen infor-
mellen Erfahrungsaustausch über die
alltägliche Praxis der parlamentari-
schen TA, die jeweils aus den unter-
schiedlichen Perspektiven von Wissen-
schaft und Politik beleuchtet werden
konnte. Ein weiteres wichtiges Thema
war die Verbesserung von Wahrneh-
mung und Wirkung des TAB im Parla-





Prof. Dr. Marion A. Weissenberger-
Eibl hat am 01. April 2007 die Lei-
tung des Fraunhofer-Instituts für Sys-
tem- und Innovationsforschung (ISI)
in Karlsruhe übernommen. Das FhG-
ISI ist der Kooperationspartner des
Forschungszentrums Karlsruhe beim
Betrieb des TAB. Marion Weissenber-
ger-Eibl hat an der LMU München
Betriebswirtschaftslehre studiert, an
der Technischen Universität München
in Wirtschaftswissenschaften promo-
viert und habilitiert. Von 2000 bis
2003 war sie dort Forschungsbe-
reichsleiterin am Lehrstuhl für Be-
triebswirtschaftslehre bei Prof. Horst
Wildemann. Seit 2004 hat sie an der
Universität Kassel den Lehrstuhl
»Innovations- und Technologie Ma-
nagement« inne. Vor ihrem Studium
war Marion Weissenberger-Eibl u.a.
drei Jahre in Leitungsfunktionen bei
der ESCADA AG in München tätig. 
PROFESSOR ARMIN GRUN-





Armin Grunwald, Leiter des ITAS
und des TAB, hat den Ruf auf die
Professur für Technikphilosophie und
Technikethik an der Universität
Karlsruhe angenommen. Damit erge-
ben sich neue Möglichkeiten, die
außeruniversitäre Forschung zu Tech-
nikfolgen mit universitärer Forschung
und Lehre zu verbinden. Der Lehr-
stuhl widmet sich auf philosophische
Weise dem Gegenstandsbereich
»Technik und ihre Folgen«. Philo-
sophische Traditionen und das philo-
sophische »Handwerkszeug« sollen
zur Analyse und zur gesellschaftlichen
Orientierung des Umgangs mit den
Folgen der Technik beitragen. Dar-
über hinaus ist es ein Anliegen des
Lehrstuhls, die interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit mit den naturwissen-
schaftlich-technischen Fakultäten zu
fördern. Im Rahmen des KIT (Karls-
ruhe Institute of Technology), in dem
sich Universität und Forschungszen-
trum Karlsruhe zusammengefunden
haben, entsteht auf diese Weise –
gemeinsam mit weiteren Aktivitäten
in Wirtschafts-, Geistes- und Sozial-
wissenschaften – ein neuer Schwer-
punkt »Mensch und Technik«.



























Herr Barth, Sie gehören seit dieser
Legislaturperiode zu den neuen Be-
richterstattern für Technikfolgenab-
schätzung und haben erste Erfahrun-
gen mit der parlamentarischen TA
und dem TAB gesammelt. Was war
Ihre damalige Motivation, dieses Amt
zu übernehmen?
Da wir als FDP-Fraktion im For-
schungsausschuss nur mit drei Ab-
geordneten vertreten sind, war mit
Blick auf meinen beruflichen Hinter-
grund als Naturwissenschaftler relativ
schnell klar, dass mir diese Aufgabe
zufallen würde. Als Naturwissen-
schaftler – glaube ich – hat man auch
eine gewisse Affinität zur Technik-
folgenabschätzung. Man hat sich
bereits vorher in der einen oder an-
deren Situation damit beschäftigt, wie
sich z.B. bestimmte technische Ent-
wicklungen auswirken. So habe ich
dieses Amt bewusst und auch mit
einer freudigen Erwartung ob der
naturwissenschaftlichen Bezüge über-
nommen.
... und was waren Ihre ersten Ein-
drücke?
Die waren im Wesentlichen positiv –
muss ich sagen. Was mich etwas stört,
ist die ideologische Diskussion um das
eine oder andere Thema im Kreise
meiner Bundestagskollegen. Das liegt
natürlich nicht an der Arbeit des TAB,
denn diese Diskussionen kann es ja
nicht beeinflussen. Manchmal haben
allerdings auch die TAB-Berichte eine
gewisse Tendenz, die kritischen As-
pekte von neuen Technologien und
neuen Techniken hervorzukehren.
Aber ich kann so was zunächst mal
auch ausblenden. Als Naturwissen-
schaftler bin ich vielleicht insgesamt
ein bisschen nüchterner. Ich sage mir,
das TAB soll erstmal seine Arbeit
machen und einen Bericht vorlegen.
Was ich dann damit mache und was
das konkret für meine Arbeit bedeu-
tet, das habe ich dann immer noch
selbst in der Hand.
Hatten Sie bestimmte Erwartungen an
dieses Amt?
Ja, ich hatte den Eindruck, dass viele
Debatten sehr einseitig ideologisch
und technik- bzw. technologiefeind-
lich geführt werden. Da war meine
Erwartung schon, mal zu schauen, ob
es mit dem Büro für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bun-
destag gelingt, zumindest am Start-
punkt solcher Debatten ein bisschen
mehr Sachlichkeit reinzubringen.
Eine Ihrer ersten Aktivitäten als Be-
richterstatter für TA war, unter einer
Vielzahl von Projektvorschlägen dieje-
nigen auszuwählen, die vom TAB in
nächster Zeit bearbeitet werden sol-
len. Wie beurteilen Sie diesen Ent-
scheidungsprozess? 
Den Entscheidungsprozess über die
umfangreiche »Themenwunschliste«
für TAB-Projekte habe ich als sehr
angenehm empfunden. Es waren na-
türlich teilweise schwierige Diskussio-
nen, aber nur weil eine Diskussion
schwierig ist, muss es ja nicht unange-
nehm sein. Angenehm war es vor
allem deshalb, weil dies die erste
Erfahrung damit war, dass man sich
durch das Einstimmigkeitsprinzip um
Ausgewogenheit bemüht. Hierdurch
wird verhindert, dass sich einseitige
Interessen durchsetzen und das TAB
für diese Interessen missbraucht wird.
Man muss dann auch zugestehen, dass
der eine oder andere Kollege bzw. die
eine oder andere Fraktion andere
Schwerpunkte als man selbst hat und
in andere Richtungen denkt als man
selbst. Diese unterschiedlichen politi-
schen Absichten, die auch bei der
Themenauswahl zum Ausdruck kom-
men, muss man durchaus gegenseitig
akzeptieren. Das führt dann nach
Vorlage des Berichtsentwurfs durch
das TAB dazu, dass man in jene
Berichte, wo man diese politischen
Absichten erahnt, vielleicht ein biss-
chen genauer reinschaut, ob sich diese
Ahnung – oder diese Befürchtung, wie
auch immer man das nennen will –
bestätigt. Aber es ist ein Geben und
Nehmen, womit auf jeden Fall
Extreme gut verhindert werden.
Welches der »neuen« Themen liegt
Ihnen besonders am Herzen?
Es sind ja viele interessante Themen
dabei: Gendoping zum Beispiel halte
ich für eine ganz spannende Ge-
schichte. Auch das Projekt »eLear-
ning« ist eines, bei dem ich wirklich
gespannt bin auf die Ergebnisse. Aber
mein eigentlicher Favorit ist die Ener-
giespeicherung, und dieses Interesse
erklärt sich daraus, dass ich Physiker
bin. Wir haben gerade heute die De-
»POLITIKBERATUNG UNABHÄNGIG VON DER
REGIERUNGSMEINUNG«
INTERVIEW MIT UWE BARTH, MDB
Uwe Barth, MdB, ist u.a. ordentliches Mitglied im Ausschuss für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung. Er ist seit 2005 für die FDP-Fraktion
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batte im Bundestag über die Klima-
politik, und die Frage der Energie-
speicherung wird hierbei eine große
Rolle spielen.
Würden Sie sich in der Generierung
neuer Themen eine aktivere Rolle des
TAB selbst wünschen?
Das halte ich prinzipiell für eine gute
Idee, die aber auch ihre Probleme hat,
was ich nicht verhehlen will. Wenn
man Wissenschaftlern die Möglichkeit
gibt, sich selbst ihre Themen zu
suchen, ist das natürlich nicht ganz
unproblematisch. Aber die Technik-
folgenabschätzung kann nicht gänz-
lich losgelöst gesehen werden von der
Frage, welche Techniken und Techno-
logien auf uns zukommen. Und diese
Diskussion spielt sich nicht zuerst in
der politischen Debatte ab, sondern in
der Wissenschaft. Und irgendwann
stellt man dann fest, da hätte man sich
als Politiker vielleicht schon früher
Gedanken machen müssen. Da haben
doch die Mitarbeiter im TAB, im ISI
und den anderen Institutionen, mit
denen das TAB kooperiert, schon eher
die aktuellen wissenschaftlichen und
technologischen Entwicklungen im
Blick. Deswegen denke ich, dass ich
mir schon eine aktivere Rolle des TAB
bei der Generierung neuer Themen-
vorschläge wünschen würde. Man
muss sich natürlich ein Verfahren aus-
denken, wie man das am besten um-
setzen kann. Aber diesen Grundsatz,
dass das TAB das gar nicht darf, den
würde ich schon überdenken wollen.
Worin sehen Sie die spezifische Funk-
tion der parlamentarischen Technik-
folgenabschätzung? Gibt es bereits
Beispiele dafür, dass Ihnen TA-Er-
gebnisse in Ihrer parlamentarischen
Arbeit besonders genutzt haben?
Also ich glaube, die parlamentarische
TA hat zum einen die Aufgabe, dass
man sich zunächst einmal über be-
stimmte Entwicklungen einen Über-
blick verschaffen kann, insbesondere
über den Stand der Technik. Das ist
das eine. Das zweite ist, dass der Be-
griff »Folgenabschätzung« einen An-
spruch mit sich bringt. Man will wis-
senschaftlich untersuchen, welche Fol-
gen dieser oder jener Umgang mit der
einen oder anderen Technologie hat.
Dabei geht es nicht immer nur um die
Frage der Einführung einer Technik,
sondern es muss auch die Frage
gestellt werden, was passiert, wenn
wir eine Technik nicht weiter verfol-
gen.
Dann kommt noch hinzu »die parla-
mentariergerechte Aufbereitung wis-
senschaftlicher Themen«, wie das in
der TAB-Broschüre genannt wird. Wir
bekommen ja die teilweise komplizier-
ten Sachverhalte so aufbereitet, dass
man sie auch weiter kommunizieren
kann. Diese Übersetzungsleistung in
eine Alltagssprache ist immer ganz
schwierig, und das leistet das TAB
dankenswerterweise gleich mit. So
kann ich diese Berichte ganz gut ver-
wenden, weil sie schon in einer Spra-
che abgefasst sind, die ich fast »eins zu
eins« z.B. für irgendwelche Podiums-
diskussionen übernehmen kann.
Und das hat Ihnen auch schon kon-
kret genutzt?
Das nützt nicht so sehr in der parla-
mentarischen Arbeit, weil ich da für
die Bereiche Bildung und Hochschule
zuständig bin und dazu gibt es nicht
so viele Themen im TAB. Aber ich bin
auch Landesvorsitzender in Thüringen
und da muss man ein bisschen mehr
Generalist sein. Und da kann man aus
Berichten wie z.B. dem zur »Grünen
Gentechnik« für Podiumsdiskussio-
nen, für Gespräche oder auch für
Interviews mit Zeitungen schon relativ
viel herausziehen. Und das habe ich
auch schon gemacht. Es wäre unsin-
nig, wenn ich die Berichte daliegen
habe und diese nicht nutzen würde.
Der TA wurde eine Zeitlang und von
gewissen Kreisen vorgeworfen, sie
schaue einseitig auf die (negativen)
Folgen von Technologien. Wie stehen
Sie nach ihren bisherigen Erfahrungen
zu diesem Vorwurf?
Diese Erfahrung habe ich noch nicht
gemacht. Das liegt auch einfach da-
ran, dass ich erst anderthalb Jahre
dabei bin. Aber dass dieses Problem
grundsätzlich vorhanden ist, darauf
habe ich schon eingangs hingewiesen.
Es hängt auch vom Thema ab. Es sind
immer auch Themen dabei, die schon
länger in einer kontroversen Diskus-
sion sind. Denken Sie an die Gen-
technik oder die Stammzellforschung.
Aber man darf die Ebenen auch nicht
vermischen: Das was politisch hinter-
her mit den Berichten gemacht wird –
das ist einfach eine andere Sache, und
das hat das TAB auch nicht mehr an
der Hand.
Vermehrt finden Präsentation und
Diskussion der Ergebnisse von TAB-
Studien im Bundestag in öffentlichen
Ausschusssitzungen oder auf Fachge-
sprächen statt. Wie beurteilen Sie die-
ses Bemühen, sich verstärkt an eine



























breitere (Fach-)Öffentlichkeit zu wen-
den? Haben Sie weiter gehende Vor-
schläge, die Vermittlung und Ver-
wertung der TAB-Ergebnisse zu ver-
bessern?
Grundsätzlich ist alles, was Öffent-
lichkeit bringt, zu begrüßen, weil am
Ende diese unterschiedlichen Befas-
sungen des TAB Vorbereitungen für
Entscheidungen sind, die sich der
Öffentlichkeit stellen müssen und die
sich öffentlich auswirken. Deshalb ist
es gut, wenn die Öffentlichkeit Notiz
davon nimmt, dass diese Entschei-
dungen seriös vorbereitet wurden. Mit
dem derzeitigen Stand der öffentlichen
Präsenz des TAB kann man glaube ich
noch nicht zufrieden sein. Selbst im
Bundestag werden von den 614 Kol-
leginnen und Kollegen nicht alle von
der Existenz dieses Büros wissen. Und
das wird natürlich, wenn man auf der
Straße eine Umfrage machen würde,
nicht besser sein, um es einmal vor-
sichtig zu formulieren. Deswegen
muss man sich wirklich Gedanken
darüber machen, wie man diese
öffentliche Präsenz und Aufmerksam-
keit weiter erhöhen kann.
Ein Weg wäre über die jeweiligen Fach-
öffentlichkeiten, über die sogenannten
interessierten Kreise und über die
Partner, mit denen das TAB ja regel-
mäßig zusammenarbeitet. Vielleicht
wäre ja eine Idee, die Vergabe von Auf-
trägen noch breiter zu streuen als bis-
her. Dies würde vielleicht auch die
Nachfrage nach den Ergebnissen erhö-
hen, denn jedes Institut, jede Univer-
sität, die in so einem Projekt mal mit-
gearbeitet hat, will natürlich das Er-
gebnis des eigenen Projekts haben und
verbreiten.
In Bezug auf die Bekanntheit inner-
halb des Bundestages wäre vielleicht
eine Idee, diejenigen Ausschüsse, die
bisher noch nicht mit dem TAB
zusammengearbeitet und eigene The-
men vorgeschlagen haben, zu animie-
ren, sich mal mit einem Thema an das
TAB zu wenden. Auf diesem Wege
könnte man die Kollegen davon über-
zeugen, dass das TAB tatsächlich seri-
öse und nützliche Arbeit macht. 
Die parlamentarische TA war pro-
grammatisch angetreten, das Parla-
ment gegenüber der Exekutive in tech-
nologiepolitischen Fragen kompeten-
ter, unabhängiger und selbstständiger
zu machen. Halten Sie dies für einen
berechtigten Ansatz, und wenn ja,
wovon hängt es aus Ihrer Sicht in ers-
ter Linie ab, dass diese Programmatik
umgesetzt werden kann?
Also, ich halte das nicht nur für rich-
tig, sondern ich halte es sogar für not-
wendig. Das trifft auf einen Oppo-
sitionsabgeordneten noch mehr zu als
auf einen Abgeordneten aus einer Re-
gierungsfraktion. Letzterer hat immer
die Möglichkeit, auf ein Ministerium
zuzugreifen. Die Ministerien haben ei-
gene Mittel, um Forschungs- und
Untersuchungsaufträge an wissen-
schaftliche Einrichtungen zu vergeben.
Als Oppositionsabgeordneter habe ich
ja praktisch keine Möglichkeit – ins-
besondere in dieser thematischen Brei-
te –, mich mit unabhängigem Fach-
wissen zu versorgen.
Es gibt natürlich den Lobbyismus, den
ich auch als Informationsquelle für
notwendig halte. Aber der ist immer
geprägt durch die jeweils dahinter ste-
henden Interessen. Man erhält beim
Lobbyisten immer Extremmeinungen
und muss die dann selbst sichten und
bewerten. Diese Aufgabe übernimmt
aber das TAB bei den von ihm bear-
beiteten Themen für mich. Da erhalte
ich in aller Regel eine nüchterne
Darstellung, die nicht vorgeprägt ist
und die mir für meine eigenen Inter-
pretationen frei zugänglich ist. Und
dies halte ich eigentlich für den
Kernpunkt, dass es eine unabhängige,
auch von der Regierung unabhängige
Institution für den Bundestag gibt.
Der Bundestag verfügt über eine Ins-
tanz der Politikberatung, die mir eine
Meinungsbildung unabhängig von der
Regierungsmeinung ermöglicht.
Uwe Barth, MdB (FDP, Wahlkreis: Gera – Jena –
Saale-Holzland-Kreis, Thüringen), ist 1964 in Bad
Langensalza geboren und ordentliches Mitglied im
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung sowie stellvertretendes Mitglied
im Haushaltsausschuss und im Ausschuss für
Tourismus. Herr Barth ist seit 2005 Mitglied des
Deutschen Bundestages und Berichterstatter für
TA. Er ist Diplomphysiker.
Kontakt: uwe.barth@bundestag.de
»EMPFEHLUNGEN SACHBEZOGEN DISKUTIEREN!«
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Frau Sitte, Sie gehören seit dieser
Legislaturperiode zu den neuen Be-
richterstatterinnen für Technikfolgen-
abschätzung und haben erste Erfah-
rungen mit der parlamentarischen TA
und dem TAB gesammelt. Was war
Ihre Motivation, dieses Amt zu über-
nehmen, und was waren Ihre ersten
Eindrücke?
Erfahrungen mit TAB-Studien habe
ich bereits während meiner wissen-
schaftspolitischen Tätigkeit als Land-
tagsabgeordnete in Sachsen-Anhalt
gesammelt. Ich bin rein zufällig über
eine Internetrecherche darauf gesto-
ßen und habe leider erst relativ spät
entdeckt, dass am TAB viele Studien
vorlagen, die für meine damalige poli-
tische Arbeit von Interesse gewesen
wären. Zudem habe ich oft auf Fragen
der Anwendung neuer Technologien
im Zusammenhang mit dem Struktur-
wandel im Osten Antworten gesucht
wie: »Sollen wir diese oder jene
Technologie durch eine öffentliche
Förderung unterstützen? Sind das
Technologien, die in eine Neuprofilie-
rung der Wirtschaft des Landes pas-
sen? Sind das Technologien, die tat-
sächlich auch Arbeitsplätze in dem
Umfang schaffen, wie wir es eigentlich
bräuchten?«
Als ich dann in den Bundestag ge-
wählt wurde, habe ich gehofft, dass
dieses Amt nicht jemand anderes in
der Fraktion bekleiden möchte. Da
dies nicht der Fall war, habe ich das
Amt gerne übernommen.
Sie waren vor Ihrer Wahl in den Bun-
destag 15 Jahre im sachsen-anhalti-
schen Landtag als Landtagsabgeord-
nete. Hätten Sie sich dort ein »Land-
tags-TAB« gewünscht?
Das ist eine interessante Frage, und
die spontane Antwort der Praktikerin
in mir heißt: »Dafür haben wir kein
Geld«. Auch auf den zweiten Blick
halte ich es nicht für sinnvoll, weil
schon jetzt zu beobachten ist, dass
vergleichbare Einrichtungen wie das
TAB auf europäischer Ebene oftmals
fast identische Themen untersuchen.
Sicher gibt es zum Teil auch nationale
Spezifika, aber was ist heute schon in
Wissenschaft und Technologie natio-
nalspezifisch? Und wenn wir solche
Studien auch noch in 16 Länderparla-
menten durchführen würden, dann
erscheint mir das als eine Vergeudung
von Zeit und Geld. Aber eine bessere
Kommunikation zwischen den Land-
tagen und dem Bundestag halte ich für
enorm wichtig. Eigentlich müsste jeder
Parlamentarier auf Landtagsebene –
ob im Wirtschafts-, Bildungs- oder im
Finanzausschuss tätig – regelmäßig
den Hinweis erhalten, dass entspre-
chende Studien des TAB im Bundestag
vorliegen.
Gibt es denn Beispiele, wo Ihnen TAB-
Studien in ihrer parlamentarischen
Arbeit besonders genutzt haben?
Ja, gibt es – z.B. beim Thema Nano-
technologie, bei der Pharmakogenetik
oder auch bei der Auseinandersetzung
mit der Grünen Gentechnik. Beim
letztgenannten Thema rede ich, im
Gegensatz zu einer Mehrheit in mei-
ner Fraktion, eher einem differenzier-
ten Umgang das Wort. Die jüngste
Studie zur Anwendung transgener
Pflanzen zweiter und dritter Genera-
tion hat mir auch sehr geholfen, weil
es hier um strategische Entscheidun-
gen geht. In dieser Hinsicht fand ich
auch das Thema Fusionsforschung
interessant aufgearbeitet.
Die aktuelle Studie zu den »akademi-
schen Spin-offs« – also den Aus-
gründungen von Wirtschaftsunterneh-
men aus Forschungseinrichtungen –
war für mich total spannend, weil ich
mich dort mit meinen praktischen
Erfahrungen in vielerlei Hinsicht wie-
dergefunden habe. Während meiner
Amtszeit in Sachsen-Anhalt hatte ich
eine Broschüre geschrieben zu Fragen
des Wissenstransfers, der Rolle von
Technologie- und Gründerzentren und
den Bedingungen des Übergangs von
Hochschulabsolventen in die Selbst-
ständigkeit. Wir hatten Modelle ent-
wickelt, die leider an Behördenvor-
schriften gescheitert sind. Aber Er-
fahrungen, die ich auf meiner letzten
Rundreise durch alle Technologie-
und Gründerzentren gemacht hatte,
habe ich zum großen Teil in dieser
Studie wiedergefunden – natürlich
akademischer aufgearbeitet, klarer
zusammengefasst und zahlenmäßig
besser untersetzt. Insofern war das für
mich auf der einen Seite ein Erkennt-
nisgewinn und auf der anderen Seite
eine Bestätigung.
Haben Sie Verbesserungsvorschläge
für die unterschiedlichen Phasen der
Bearbeitung eines TAB-Projekts? 
Dr. Petra Sitte, MdB, ist u.a. ordentliches Mitglied im Ausschuss für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung. Sie ist seit 2005 für die Fraktion DIE
LINKE Berichterstatterin für TA.



























Ich wünschte mir, dass das TAB auch
selbst Vorschläge für neue Themen
machen kann. Ich musste hier lernen,
dass die Aufgabenstellungen für das
TAB – gewissermaßen wie in einer
Einbahnstrasse – allein aus dem politi-
schen Raum, sprich dem Bundestag,
kommen und dann an das Büro für
Technikfolgen-Abschätzung herange-
tragen werden. Damit liegt die Auf-
gabe »des Trüffeln nach Themen« bei
den Politikern. Wenn diese sich inten-
siv mit den Problemstellungen be-
schäftigen, sodass sie in der Lage sind,
auch strategische Entwicklungen
abzusehen, dann kann das gut gehen.
Aber ich fände es wichtiger bzw. sehe
es als eine ergänzende Aufgabe für
Technikfolgenabschätzung beim Par-
lament an, dass es auch ein Feedback
gibt. In den Studien des TAB werden
ja auch Empfehlungen für neue Stu-
dien gegeben, und es wird weiterer
Untersuchungsbedarf festgestellt. Da
wünschte ich mir, dass es in einem
bestimmten Umfang Eigeninitiativen
des TAB gäbe, weitere Themen zu
konzipieren und diese aktiv an die
Politik heranzutragen. Ein bisschen
mehr an Mitbestimmung wäre aus
meiner Sicht wünschenswert.
Mein zweiter Vorschlag betrifft die
Gestaltung des Bearbeitungsprozesses.
Das TAB betreibt einen hohen Auf-
wand dafür, uns mit umfangreichen
schriftlichen Rechercheergebnissen zu
versorgen. Das ist ein gewaltiger
Arbeitsaufwand. Ich könnte mir vor-
stellen, diesen Prozess zu straffen,
indem man nach dem ersten Exposee
die Grundausrichtung festlegt und
dann in die Bearbeitung geht. Was mir
auch eher umständlich erscheint, ist
die Vertragsgestaltung mit externen
Gutachtern. Man könnte hier Zeit
sparen, wenn die Zuständigkeiten der
Vertragsgestaltung beim TAB selbst
angesiedelt wären. Wir lassen in den
Bundesländern mittlerweile auch viele
Einrichtungen selbstständig im Rah-
men ihrer Budgets arbeiten. Wichtig
ist nur, dass das Budget und die ver-
traglich vereinbarten Zielfunktionen
eingehalten werden.
Was ich mir auch vorstellen könnte,
wäre die Fortsetzung des bereits ange-
fangenen Prozesses, sich stärker an die
Öffentlichkeit mit den Studienergeb-
nissen zu wenden. Hierbei könnte das
Internet eine größere Rolle spielen.
Man könnte vielleicht im Umfeld der
Veröffentlichung der Studien Chat-
möglichkeiten schaffen, wo Interes-
sierte sich mit den beteiligten Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern austauschen könnten. Das finde
ich auch vor dem Hintergrund der
Konzipierung von elektronischen Pe-
titionen interessant. So wie es dort ei-
nen Bedarf gibt, sich an den Bundes-
tag über das Internet zu wenden,
könnte ich mir vorstellen, dass es auch
den Bedarf gibt, dieses Medium auf
für TA-bezogene Fragen zu nutzen.
Mit Bezug auf unsere eigene Arbeit
sollten wir uns als Parlamentarier mehr
darum kümmern, die Empfehlungen
und Schlussfolgerungen aus den Stu-
dien in die Fraktionen einzubringen
und in den Ausschüssen zu diskutieren.
Man ist zwar guten Willens, wenn man
völlig beeindruckt eine Studie gelesen
hat, verliert dies im parlamentarischen
Alltag bisweilen jedoch wieder aus dem
Auge. Ich bedauere, dass Manches
dadurch einfach versandet. Die Studien
werden ja in erster Linie für uns
gemacht, daher müssen wir als Ab-
geordnete mehr dafür tun.
Schließlich glaube ich, wenn im Be-
richterstatterkreis über Vorworte für
die Berichte diskutiert und versucht
wird, in inhaltliche Aussagen von
Studien einzugreifen, dass dies eigent-
lich über unsere Entscheidungskom-
petenz hinausgeht. An dieser Stelle hat
derjenige, der den Bericht erstellt hat,
eigentlich die Hoheit über sein
Produkt. Als Politikerin kann ich mich
danach im politischen Raum damit
auseinandersetzen. Aber wenn ich ver-
antwortlich für ein Vorwort bin und
jene, die die Studie erstellt haben, sich
nicht wirklich 1:1 in dem Vorwort
wiederfinden, dann ist das eine bizarre
Situation. Da wünschte ich mir, dass
die Politik mehr loslassen würde.
Liegt Ihnen ein Thema aus der aktuel-
len Liste der bearbeiteten TAB-Pro-
jekte besonders am Herzen?
Das Dopingthema finde ich ungemein
spannend, weil ich sportpolitisch sehr
interessiert bin. Das neue TAB-Projekt
behandelt ja die Facette Gendoping.
Wer ist eigentlich Subjekt, und wer ist
Objekt innerhalb solcher Prozesse und
Zusammenhänge? Wie kippen Werte,
wie verändern sich Maßstäbe, wenn es
um viel Geld geht? Und wie werden
diese gewandelten Werte von der
Gesellschaft absorbiert, und wie führt
das zu ganz konkreten Veränderungen
in den eigenen Verhaltensweisen? Ich
war überrascht, als ich auf der letzten
öffentlichen Anhörung des Sportaus-
schusses des Deutschen Bundestages
hörte, dass Senioren im Amateursport
– wenn dort Dopingproben genommen
werden – zu 88 % positiv getestet wer-



























den. Das hat doch was mit der
Persönlichkeitsstruktur der Menschen
zu tun, die dort Sport treiben. Ich frage
mich wirklich, was für diese Menschen
so attraktiv ist, dass sie sich für einen
sportlichen Wettkampf dopen. Für
mich liegt dies außerhalb meiner Vor-
stellung. Und es hat mit der Gesell-
schaft insgesamt, mit Lebenseinstellun-
gen und mit Leistungsansprüchen zu
tun. Deshalb geht es mir bei diesem
TAB-Projekt nicht nur im engeren
Sinne um die Frage des Nachweises
von Doping oder der gentechnischen
Perspektiven, die sich dort auftun, son-
dern um die sozialen Verhältnisse, die
sozialpsychologischen Zusammen-
hänge – eben um die Art und Weise,
wie man innerhalb der Gesellschaft
miteinander umgeht, wenn man im
Wettbewerb zueinander steht.
Vermehrt finden Präsentation und
Diskussion der Ergebnisse von TAB-
Studien im Bundestag in öffentlichen
Ausschusssitzungen oder auf Fachge-
sprächen statt. Wie beurteilen Sie dieses
Bemühen, sich verstärkt an eine breite-
re (Fach-)Öffentlichkeit zu wenden? 
Ich begrüße das ungemein. In den
Berichterstattersitzungen oder auch
im Ausschuss steht immer wieder das
Thema an, wie wir mit abgeschlosse-
nen TAB-Projekten öffentlich umge-
hen – also wenden wir uns nur an eine
Expertenöffentlichkeit oder auch an
einen breiteren Kreis von Interessier-
ten? Der Bundestag entscheidet mit
seinen Förderprogrammen in jeder
Hinsicht strategisch, und das sind
gesellschaftspolitische Entscheidun-
gen, die auch öffentlich zur Diskus-
sion gestellt werden müssen. Außer-
dem glaube ich, dass Wissenschaft
sich auch selbst dieser gesellschaft-
lichen Debatte stellen muss: Wem
dient die Technik bzw. die Techno-
logie? Moderne Technik sollte sich
dadurch auszeichnen, dass sie sich am
Benutzer oder an der Benutzerin
orientiert. Und Wissenschaft kann
durch solch eine öffentliche Debatte
ganz andere Impulse aufnehmen, was
Bedarf und Bedürfnisse der Adres-
saten anbetrifft. Der Bundestag sollte
sich da mehr öffnen.
Die parlamentarische TA war pro-
grammatisch angetreten, das Parlament
gegenüber der Exekutive in technolo-
giepolitischen Fragen kompetenter und
selbstständiger zu machen. Halten Sie
dies für einen berechtigten Ansatz?
Ja, ich halte diese Programmatik nach
wie vor für absolut gerechtfertigt und
für richtig. Dies hat auch mit meinem
persönlichen Verständnis zu tun, sich
mit den Dingen auseinanderzusetzen
und zu fragen: Was verbirgt sich hin-
ter einer bestimmten Entwicklung?
Was bringt sie an Neuem? Gibt es
negative Konsequenzen aus dieser
Entwicklung? Welche Entscheidung
kann ich – verhältnismäßig betrachtet
– fällen? Will ich das dann auch
öffentlich fördern? Vor diesem Hinter-
grund ist diese Grundanlage des TAB
nach wie vor aktuell. Politikerinnen
und Politiker sollten sich – unabhän-
gig von ihren Parteiprogrammen – den
Empfehlungen öffnen, sachbezogen
diskutieren und einmal für sich
gewonnene Erkenntnisse immer wie-
der mit Blick auf neuere Entwicklun-
gen prüfen. Dass man nicht alles lesen
kann, ist bekannt. Ein Mindestmaß an
inhaltlicher Auseinandersetzung halte
ich für unabdingbar. Dies ist die Vor-
aussetzung dafür, sich eine geistige
Unabhängigkeit und Selbstbestim-
mung zu erhalten, wenn man nach sei-
nem Gewissen entscheiden soll.
Welche Wünsche haben Sie persönlich




will auch als Politikerin ganz respek-
tierlich über die anstehenden Dinge
reden können und wünsche mir dabei
ein sehr gutes und lockeres Arbeits-
klima. Ich lege Wert darauf, einen un-
komplizierten Umgang miteinander zu
pflegen. Da finde ich es auch gut, dass
die Vorsitzende des Ausschusses, Frau
Burchardt, das immer wieder versucht
und den Boden dafür bereitet. 
Dr. Petra Sitte, MdB (Die Linke, Wahlkreis: Halle,
Sachsen-Anhalt), ist ordentliches Mitglied im Aus-
schuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung sowie stellvertretendes Mitglied
im Ausschuss für Kultur und Medien. Frau Dr. Sitte
ist seit 2005 Mitglied des Deutschen Bundestages
und Berichterstatterin für TA. Sie ist Diplom-





























eLEARNING – EINE EINFÜHRUNG IN DAS
SCHWERPUNKTTHEMA
eLearning ist en vogue! Die Vielfalt an
Fachkongressen, Tagungen, Program-
men, Prospekten und Publikationen ist
kaum noch zu überschauen. Allerorten
steht virtuelles Kommunizieren, Ent-
wickeln, Lehren, Lernen und Forschen
im Fokus zahlreicher Initiativen und
Projekte. Die Bedeutung von eLearning
für die Veränderungen der Bildungs-
und Forschungslandschaft sowie der
Wissensgesellschaft im globalen Wett-
bewerb ist allgemein anerkannt. 
Von der umfassenden und nachhalti-
gen Implementierung der eLearning-
Instrumentarien erhofft man sich vor
allem
> eine bedarfsgerechte und innovati-
ve Entwicklung der Bildungsmög-
lichkeiten auf allen Ebenen der
Bildungslandschaft;
> zeitlich und räumlich flexible Ein-
satzmöglichkeiten in Aus- und
Weiterbildung, in Vollzeit oder
berufsbegleitend;
> einen breiteren Zugang zu
Wissenschaft und Forschung;
> hohe Reputation und Wettbe-
werbsfähigkeit der Hochschulen;
> bessere Möglichkeiten zur Schaf-
fung internationaler Netzwerke.
Vor diesem Hintergrund hat das TAB
Ende 2003 mit der Durchführung
eines Monitorings zum Themenfeld
»eLearning« begonnen. Seither wer-
den durch das TAB aktuelle und inno-
vative Entwicklungen identifiziert,
analysiert und politische Hand-
lungskonzepte und Handlungsoptio-
nen reflektiert. Zu ausgewählten Teil-




eLearning wird zumeist als auf IuK-
Technologien gestütztes Lernen defi-
niert. Es meint dabei mehr als den
Erwerb von Kompetenzen im IT-
Bereich, sondern vielmehr multiple
Formate und hybride Methoden, den
Einsatz von Software, Internet, CD-
Roms, Onlinelernformen sowie von
weiteren elektronischen oder interak-
tiven Medien (Text, Grafik, Audio-
und Videosequenzen, Animation). Die
Lernprozesse werden durch netzba-
sierte Kommunikationsformen und
durch kollaborative Arbeitsumge-
bungen erweitert. Interaktive Tests
dienen der Lernkontrolle bezüglich
des behandelten Stoffs. Doch Lernen
ist und bleibt immer auch ein psycho-
logischer, personengebundener Pro-
zess. Somit ist eLearning keine Lern-
strategie, kein Lernkonzept und auch
keine Lernmethode, sondern bedeutet
die Unterstützung von Lernprozessen
mittels elektronischer Medien. Die
Medien können dabei der selbstge-
steuerten Informationsgewinnung die-
nen, die Kommunikation unterstützen
oder Träger didaktisch strukturierter
Lernmodule sein. 
Das Verständnis von eLearning hat
sich in den vergangenen Jahren verän-
dert. Ein ursprünglich stark technolo-
gisch geprägtes Verständnis hat sich
mit der Einbindung umfassenderer
didaktischer Konzepte modifiziert.
Dieser stetige Veränderungsprozess
erfordert die Berücksichtigung der
verschiedenen Formen von eLearning:
Das eLearning schlechthin gibt es
nicht. Es sollen deshalb unter eLear-
ning alle Lernformen gefasst werden,
die – als kleinster gemeinsamer
Nenner – den Computer zur medialen
Unterstützung des Lernprozesses ver-
wenden; konstitutiv ist hierbei die
Aufbereitung der Lerninhalte. 
TAB-BERICHTE ZUM
THEMA
Die Arbeiten im Monitoring eLear-




Gegenstand und Thema dieses Berichts
(TAB-Hintergrundpapier Nr. 11) sind
die eLearning-Aktivitäten auf EU-
Ebene, die von europäischen Ländern
als internationale Netzwerke gestaltet
werden, aber auch die relevanten
Programme und Projekte auf deut-
scher Ebene, die mit deutschen und/
oder europäischen Fördermitteln akti-
viert und unterstützt werden. Die
Dokumentation bezieht sich auf alle
Bereiche der wissenschaftlichen und
beruflichen (z.T. auch privaten) Aus-
und Weiterbildung.
eLEARNING IN DER BERUF-
LICHEN AUS- UND WEITER-
BILDUNG
Der Bericht (TAB-Arbeitsbericht 
Nr. 105) verdeutlicht, dass eLearning
das berufliche Bildungswesen insge-
samt gesehen stark verändern, andere
etablierte Bildungsinstrumente jedoch
nicht völlig verdrängen, sondern qua-
litativ ergänzen wird. Gezeigt wird
auch, dass Aufbereitung und Qualität
der eLearning-Inhalte die entscheiden-
den Erfolgsfaktoren sowohl für die




























den. Im betrieblichen Alltag wird sich
eLearning nur dann nachhaltig durch-
setzen, wenn die eLearning-Angebote





Auf einer breiten Materialbasis doku-
mentiert und analysiert dieser Bericht
(TAB-Arbeitsbericht Nr. 107) den
Entwicklungsstand und die Perspekti-
ven des eLearning an den Hochschu-
len in Forschung, Lehre und Weiter-
bildung. Es wird ein Überblick über
einige Eckpunkte hochschulischer
eLearning-Aktivitäten in Deutschland
gegeben, und es werden Länder- und
Hochschulprojekte sowie bundes- und
länderübergreifende Programme und
Projekte vorgestellt. Die Dokumenta-
tion wird ergänzt durch abschließende





In der internationalen Vergleichsstudie
(TAB-Hintergrundpapier Nr. 14) wird
ein Blick auf die eLearning-Aktivitäten
in ausgewählten Ländern geworfen:
Finnland, Großbritannien, Schweiz,
USA und Australien. Diese zeichnen
sich alle dadurch aus, dass man ihnen
übereinstimmend einen fortgeschritte-
nen Stand bei der Implementierung
und Nutzung von eLearning zu-
schreibt. Dies bestätigt sich indirekt
durch den Blick auf die eLearning-
Aktivitäten im Bereich der Hoch-
schullehre und der Weiterbildung.
GEPLANTE BERICHTE
Die Besonderheit des eLearning als ein
breit einsetzbares und stark individua-
lisierbares Lerninstrument impliziert,
dass neben dem jeweiligen Lernkon-
text auch die besonderen Vorausset-
zungen der Nutzergruppe bei der
Konzipierung bzw. Anpassung des
Instruments zu berücksichtigen sind.
Diesen Aspekten geht ein Sachstands-
bericht (TAB-Arbeitsbericht Nr. 115,
im Erscheinen) nach, und zwar exem-
plarisch beim eLearning für Kinder
bzw. für ältere Menschen. Ende 2007
soll – voraussichtlich das Monitoring
zunächst abschließend – ein Sach-
standsbericht mit dem Thema »Zu-




Die Inhalte und wesentlichen Ergeb-
nisse der verschiedenen Themen-
stellungen bzw. TAB-Berichte zum
Thema eLearning, die von 2004 bis
2007 erstellt wurden (bzw. aktuell in
Arbeit sind), bilden den Hintergrund
für die folgenden Beiträge. 
Drei Themenfelder sollen einen Ein-
druck von den bisher erarbeiteten Er-
gebnissen des Monitorings eLearning
vermitteln. 
> Der erste Beitrag widmet sich der
Rolle und dem Stellenwert von
eLearning in der beruflichen Bil-
dung. Darin wird die These ver-
treten, dass Aus- und Weiterbil-
dung sich drastisch verändern
werden – aber nur wenn verbes-
serte Einsichten in die Einbettung
von Lernen in lebens- und arbeits-
weltliche Kontexte gewonnen
worden sind und diese zugleich zu
deutlich verbesserten eLearning-
Inhalten geführt haben. 
> Der zweite Beitrag skizziert den
Stand des eLearning in Forschung,
Lehre und Weiterbildung und ver-
gleicht diese mit der Situation im
Ausland. In dieser Perspektive
wird besonders deutlich, dass eine
nachhaltige Implementierung von
eLearning noch längst nicht gelun-
gen ist. 






dukte. In Verbindung mit den
Anforderungen der globalen
Wissensgesellschaft wird es erfor-
derlich sein, altersspezifische An-
sätze zu praktizieren, insbeson-
dere wenn man es mit dem Postu-

































eLEARNING IN DER BERUFLICHEN BILDUNG
BERUFLICHE BILDUNG IM
WANDEL
Das Aus- und Weiterbildungssystem in
Deutschland ist durch eine langjährige
und erfolgreiche Profilierung, seine fö-
derative Struktur sowie ein hohes Maß
an institutioneller Vielfalt und Kom-
plexität geprägt. Zentrales Element des
Berufsbildungssystems ist das »duale
System« als Kombination von Lernen
am Arbeitsplatz und in öffentlichen
Berufsschulen. Vor dem Hintergrund
des sozioökonomischen Wandels, des
Individualisierungstrends und der Glo-
balisierung steht auch dieses System
vor neuen Herausforderungen. Dazu
gehören geeignete Rahmenbedingun-
gen für eine umfassende Implemen-
tierung von eLearning-Instrumentarien
und seine sinnvolle Nutzung für die
betriebliche Aus- und Weiterbildung
sowie für das innerbetriebliche Ma-
nagement und die Organisationsent-
wicklung. Zu den wesentlichen Cha-
rakteristika des Wandels der beruf-
lichen Bildung zählen (Frank 2004):
> Gewandelte Funktionsbestim-
mung: Diskontinuierliches »Ler-
nen auf Vorrat« wird abgelöst
durch eine kontinuierliche Weiter-
bildung im Sinne des lebenslangen
Lernens.
> Verschiebung der Inhalte: Neben
fachlichen Kenntnissen und Fähig-
keiten sind immer stärker Kompe-
tenzen und Anforderungsprofile




> Neue Vermittlungsformen: 
Die Bedeutung von informellen
Lernprozessen und nicht forma-
lisiertem Lernen (z.B. Qualitäts-
zirkel und Projektarbeit) sowie 
die Nutzung neuer Medien nimmt
zu.
> Neue Lehr-/Lernkultur: Als wich-
tigste Eigenschaft treten das
selbstorganisierte Lernen und das
didaktische Prinzip der individuel-
len Lernmotivation in den Vorder-
grund.
RAHMENBEDINGUNGEN
FÜR eLEARNING IM BERUF-
LICHEN KONTEXT
In einer Zeit rasanten technischen
Wandels und mit der Entwicklung hin
zur Informations- und Wissensgesell-
schaft verändern sich die Anforde-
rungen nicht nur der Arbeitswelt an
das Bildungssystem und an den Ein-
zelnen, auch die traditionellen Struk-
turen der Wissensvermittlung müssen
sich den Gegebenheiten anpassen. Wer
heute auf dem Arbeitsmarkt bestehen
will, muss sich ständig wechselnden
Anforderungen stellen und sich konti-
nuierlich auf hohem inhaltlichem und
technisch neuestem Niveau weiterbil-
den. Was deshalb die Unternehmen
beim Stichwort eLearning elektrisiert,
ist die (vermeintliche) Aussicht auf ein
ebenso kostengünstiges wie effizienz-
steigerndes und flexibles Instrument
der betrieblichen Aus- und Weiterbil-
dung.
Eine wesentliche Aufgabe beruflichen
Lernens und Lehrens ist es, Lern-
potenziale kontinuierlich zu aktivie-
ren. Das Wissen und Know-how der
Mitarbeiter größtmöglich verfügbar
zu machen, bedeutet für viele Firmen
einen entscheidenden Wettbewerbs-
vorteil. Unternehmen investieren da-
her in das Know-how ihrer Mit-
arbeiter und setzen dabei zunehmend
auf eLearning und das entsprechende
Wissensmanagement. Viele Unterneh-
men sehen eine besondere Bedeutung
von eLearning beispielsweise da, wo
es um unternehmerische Entscheidun-




eLearning wird das berufliche Bildungswesen vermutlich auf vergleichbare
Weise verändern wie das »eBusiness« die gesamte Wirtschaft bereits verändert
hat. Dabei verdrängt eLearning andere Bildungsinstrumente nicht, sondern
ergänzt sie qualitativ. Doch die vor einigen Jahren durch Potenzialanalysen
geweckten Erwartungen werden durch die derzeitigen Erfahrungen nur zum
Teil gedeckt: Aufbereitung, Darstellung und Qualität der eLearning-Inhalte bil-
den die entscheidenden Erfolgsfaktoren sowohl für die Vermittler als auch für
die Lernenden, und diesbezüglich gibt es noch reichlich Entwicklungspotenzial.
Auch im betrieblichen Alltag wird sich eLearning nur dann nachhaltig durch-
setzen, wenn die Akzeptanz und die Implementierung gesichert sind und die
eLearning-Angebote allen Beteiligten den gewünschten Mehrwert bieten.
Dazu bedarf es zum einen noch wesentlich genauerer Einsichten in die lebens-
bzw. arbeitsweltliche Einbettung von Lernprozessen und zum anderen solcher
Instrumente, die die Qualität der eLearning-Inhalte gewährleisten. Erst wenn
diese Hürden genommen sind, könnte eLearning sein ganzes Potenzial für die




























sprechen viele Gründe für eLearning:
Mitarbeiter können schnell(er) und
flexibler für neue Inhalte und Anfor-
derungen geschult werden; die Kosten
lassen sich im Vergleich zu herkömm-
lichen Lehr-/Lerninstrumenten sen-
ken; Lernen wird unabhängiger von
Zeit und Ort. Auch ist der Lernerfolg
durch bedarfsangepasste intelligente
Gestaltung der Lehr-/Lernprozesse
deutlich verbessert und die bedarfsge-
rechte Reaktionsgeschwindigkeit der
Unternehmen kann gesteigert werden.
NOTWENDIGE ORGANISA-
TIONSENTWICKLUNG
Doch ein Blick in den Alltag beruf-
licher Ausbildung und betrieblicher
Weiterbildung offenbart häufig genug,
wo und warum Wunsch und Wirk-
lichkeit für eine umfassende Imple-
mentierung von eLearning noch teil-
weise auseinander klaffen. Erfolgrei-
ches eLearning setzt zunächst einmal
bei jedem Einzelnen die Fähigkeit und
Bereitschaft zum Selbstlernen voraus.
Doch nicht nur Auszubildende und
Beschäftigte, auch die »eCoaches«
und »eKursleiter« müssen sich auf die
neuen Lehr- und Lernformen einstel-
len, genauso wie die Unternehmen
selbst und die Verantwortlichen für
Weiterbildung gefordert sind. Um-
fänglich onlinebasierte Lehr-/Lernfor-
men stellen die Kultur und die Or-
ganisation der Unternehmen vor eine
grundlegend neue Situation, die inter-
ne Abläufe und Prozesse gravierend
verändert. Für die Implementierung
solcher Lernformen bedarf es eines
intelligenten Managements, das diese
Dimensionen der Veränderungen kennt
sowie die notwendigen Anforderun-
gen und Modalitäten für eLearning
aktuell analysieren und ggf. schnell
und professionell intervenieren kann. 
eLearning sollte wie ein Organisa-
tionsentwicklungsprozess behandelt
werden, bei dem Arbeiten und Lernen
eng aufeinander abgestimmt sind.
eLearning – in welcher konkreten
Ausgestaltung auch immer – kann nur
dann erfolgreich sein, wenn diese
Form der Aus- und Weiterbildung von
den Unternehmensleitungen nicht nur
anerkannt, sondern vor allem auch in
den gesamten betrieblichen Kontext
integriert wird. Bislang gelingen diese
notwendigen Prozesse der (Um-)Orga-
nisation am ehesten den Großunter-
nehmen, die eLearning-Instrumente
häufiger, umfassender und intensiver
einsetzen als die kleinen und mittleren
Unternehmen. Doch insgesamt scheint
noch eine deutliche Unsicherheit im
Umgang mit den neuen Anforderun-
gen an und durch das eLearning spür-
bar zu sein. 
eLEARNING IN DER BERUF-
LICHEN AUSBILDUNG
In Deutschland ist die berufliche Aus-
bildung bundeseinheitlich nach dem
Prinzip sogenannter Ausbildungs-
berufe geordnet, d.h. Berufsbezeich-
nung, Ausbildungsdauer, Inhalte,
Lernziele, sachliche und zeitliche Glie-
derung der Kenntnisse und Fertigkei-
ten und Prüfungsanforderungen wer-
den in Ausbildungsordnungen gesetz-
lich geregelt. Die zur Vermittlung der
Inhalte einsetzbaren Methoden blei-
ben weitgehend den jeweiligen Ein-
richtungen – im Wesentlichen sind
dies die Berufsschulen und die Be-
triebe – vorbehalten. Durch den Ein-
satz von eLearning konnten bereits
vielfach neue inhaltliche Aspekte inte-
griert werden, wie beispielsweise be-
reits vor rund 15 Jahren mit der In-
tegration von Simulationsverfahren
im Bereich der Chemielaborantenaus-
bildung, welche erst durch die Ver-
wendung von Rechnern ermöglicht
wurde, und damit den Bereich des
Steuerns und Regelns intensiviert hat.
Mittlerweile gibt es kaum eine Aus-
bildung ohne neue und durch das
eLearning beeinflusste inhaltliche As-
pekte (Frank 2004, S. 27 ff.). Bedarf
wird auch bei der Entwicklung von
elektronischen medialen Werkzeugen
und Hilfen für das Bildungspersonal
gesehen, die dieses in die Lage verset-
zen, selbst Medien zu entwickeln, bei-
spielsweise Lernaufträge. Gerade
durch die offenere Gestaltung der
Ausbildungsordnungen entstehen für
das Bildungspersonal zusätzliche Ge-
staltungsräume für die Ausbildung.
Neue Medien wie die eLearning-In-
strumentarien können das Ausbil-
dungspersonal bei der Wahrnehmung
dieser Gestaltungsräume unterstützen
(BMBF 2004, S. 268).
FÖRDERPROGRAMME UND
PROJEKTE
Im Rahmen des Förderprogramms
»Neue Medien in der Bildung« des
BMBF werden seit 2000 zahlreiche
Projekte zur Entwicklung und zum
Einsatz innovativer, netzbasierter,
multimedialer Lehr- und Lernsoftware
für die Aus- und Weiterbildungspro-
gramme staatlich anerkannter Ausbil-
dungsberufe bzw. der geregelten Fort-
bildung betreut. Die Projekte konzen-
trieren sich auf Branchen mit hoher
Bedeutung für den Arbeitsmarkt, in




























tionsbedarf in der Aus- oder Weiter-
bildung besteht. Wichtigstes Vorhaben
im Programmteil »berufliche Bildung«
ist der Aufbau eines umfassenden
Weiterbildungssystems für die aller-
meisten Branchen (BMBF 2005). 
Die Erfahrungen beim Aufbau von
eLearning-Angeboten im Handwerk
und bei der Qualifizierung zu Industrie-
meistern werden im Vorhaben »Mei-
sterqualifizierung online« weiterent-
wickelt. Darin haben sich die Zentral-
stelle für Weiterbildung im Handwerk
und die Bildungs-GmbH des Deutschen
Industrie- und Handelskammertages
auf die Entwicklung gemeinsamer
Standards und ein bundesweit einheitli-
ches eLearning-Angebot in der Meister-
ausbildung geeinigt. Entwickelt wird
eine handlungsorientierte Onlinequa-
lifizierung mit Schwerpunkten in be-
triebswirtschaftlich-kaufmännischen
und rechtlichen Handlungsfeldern
(BMBF 2003, S. 143).
Die Ergebnisse der geförderten Projekte
zeigen nach Auffassung eines Eva-
luationsarbeitskreises, dass die techno-
logisch angestoßenen Entwicklungen
zu qualitativen Verbesserungen in der
Ausbildung geführt haben. So wurde
durch die neuen Medien ein Mehrwert
z.B. in folgenden Bereichen erreicht:
Flexibilisierung der Lernorganisation,
Erhöhung der Weiterbildungsteilnah-
me, Effektivierung des Lernaufwandes
sowie Praxisbezug durch Modularisie-
rung. Im Zusammenhang mit den För-
derzielen werden folgende Vorschläge
und Verbesserungsmöglichkeiten unter-
breitet (BMBF 2005):
> Entwicklung der beruflichen Lehr-





> Entwicklung der mediendidakti-
schen Kompetenzen der Lehren-
den für Beratung, Onlinebetreu-
ung/-moderation und -administra-
tion
> Entwicklung virtueller Lernorte
für die Lernortkooperation für
aufgabenorientierte Integration
von Theorie und Praxis
> Entwicklung didaktischer Modelle
für virtuelles Lernen durch Er-
möglichung des Erwerbs vollstän-
diger Handlungskompetenzen
eLEARNING IN DER BERUF-
LICHEN WEITERBILDUNG
Der Zusammenhang zwischen beruf-
licher Weiterbildung und eLearning
soll im Folgenden unter dem Gesichts-
punkt der Unterstützungs- und Ge-
staltungsfunktion verdeutlicht wer-
den. Als Unterstützungsfunktion wer-
den die Potenziale des Lernens mit
neuen Medien verstanden, die es er-
möglichen, Entwicklungsprozesse zu
optimieren. Hierunter würde idealty-
pisch der (teilweise) Ersatz eines Prä-
senzseminars durch ein entsprechen-
des Onlinekonzept fallen. Die heute
noch deutlich weniger entwickelte
Gestaltungsfunktion wird letztlich zu
einer komplexeren und eigenständigen
Sichtweise führen: Neues Lernen und
neue Lernformen werden erst durch
den Einsatz elektronischer Lehr- und
Lernmedien entstehen. eLearning ist
mithin kein Verdrängen anderer Wei-
terbildungsinstrumente. Sein Einsatz
schafft vielmehr neue Möglichkeiten,
z.B. virtuelle Lernkonzepte, verteilte
Teams und Lerngemeinschaften oder
auch die Realisierung virtueller FuE-
Prozesse. Veränderungen und Auswir-
kungen auf die betriebliche Weiter-
bildung durch eLearning können dem-
entsprechend bisweilen gravierend
sein. Bei Umsetzungs- und Gestal-
tungsfunktionen lassen sich folgende
Themenfelder unterscheiden (TAB
2005, S. 67):
> lebenslanges, selbstgesteuertes und
informelles Lernen






Die Bedeutung von eLearning zeigt
sich in allen genannten Themenfel-
dern. So wird ein lebenslanges Lernen
sicherlich durch den Einschluss ent-
sprechender technischer Zugangsmög-
lichkeiten verändert bzw. erleichtert
oder die Gestaltung von Lehr- und
Lernarrangements durch den Einsatz
von Lernplattformen beeinflusst (Kut-
scha 2003). eLearning beeinflusst Art
und Umfang der Qualifikationsmo-
dalitäten durch einen sogenannten
»Just-in-Time-Qualifizierungsansatz«.
Hierbei wird der Schwerpunkt der
Weiterbildungsmaßnahmen zukünftig
nicht mehr auf den bislang hauptsäch-
lich eingesetzten sogenannten »Block-
vermittlungsstrukturen« liegen, son-




Die Vermittlung von Wissensfragmen-
ten zum jeweiligen Bedarfszeitpunkt –





























eher auf »Wissensvorrat« setzte –
wird mittelfristig die gesamte Struktur
der bisherigen betrieblichen Weiter-
bildung verändern (Frank 2004).
Der Einsatz von eLearning in der be-
ruflichen Weiterbildung wird in vielen
verschiedenen Feldern erprobt. Ein
zukunftsweisender Einsatzschwer-
punkt zeigt sich im informellen,
arbeitsbezogenen Austausch in Form
von Online-Communities. Dies sind
informelle Personengruppen oder 
-netze, die aufgrund gemeinsamer
Interessen über einen längeren Zeit-
raum hinweg internetgestützt mitein-
ander kommunizieren, kooperieren,
Wissen und Erfahrung austauschen,
neues Wissen schaffen und dabei von-
einander lernen. »Der Nutzen der
Online-Communities ergibt sich so-
wohl für den Einzelnen, wie auch für
die Organisation, der der Einzelne
angehört: Online-Communities befä-
higen die Nutzer zu Veränderungen;
sie vermitteln Hilfen zum Erwerb
neuen Wissens; sie schaffen Vertrauen,
stiften Gemeinschaftssinn und unter-
stützen lebensbegleitendes Lernen.
Der Nutzen für die Organisationen
und Unternehmen liegt in dem infor-
mellen Aufnehmen von verwertbaren
Informationen, der Erhöhung der
Produktivität, der Beschleunigung von
Innovationen und der Verstärkung
von strategischem Denken« (BMBF
2003, S. 145). 
PROZESSORIENTIERTES
LERNEN
Mit der Prozessorientierung betrieb-
licher Organisation verändert sich der
Referenzrahmen von Aus- und Weiter-
bildung grundlegend. In den Unter-
nehmen steht Prozessorientierung zu-
nehmend vor Berufsorientierung. Gü-
te- und Prüfkriterien für den Erfolg
von Ausbildung (und Auszubilden-
den) sind aus der Qualität, Gestaltung
und den Ergebnissen/Produkten von
Prozessen abzuleiten. Die auszubil-
denden Qualifikationen sind durch
die Prozesse selbst vorgegeben und
aus ihnen abzuleiten. Die neuen ge-
staltungsoffenen Ausbildungsordnun-
gen geben selbst keine Prozesse vor,
sondern formulieren betriebliche Auf-
gaben (Koch/Meerten 2003).
Erkennbar ist bereits jetzt, dass eine
dynamische, prozessbezogene Qualifi-
zierung nur zu leisten sein wird, wenn
auch die technischen Möglichkeiten
des eLearning genutzt werden. Die
bisher in Betrieben üblichen Lernpro-
gramme verwenden überwiegend Kon-
zepte der programmierten Unterwei-
sung und stehen somit im Wider-
spruch zu den bildungspolitisch ge-
wollten und in der betrieblichen Pra-
xis bewährten Methoden der Hand-
lungsorientierung. Von besonderem




gisch wirksam unterstützt werden
kann. Dabei sollte vor allem geklärt
werden, inwieweit sich die in der
ONLINE-COMMUNITIES 
BEIM ARBEITSPLATZBEZOGENEN LERNEN
Selbstgesteuertes informelles Lernen am Arbeitsplatz wird als eine Reaktion
auf sich kurzfristig ergebende, situationsbezogene Anforderungsverände-
rungen und auf nicht immer vorhersehbaren Qualifikationsbedarf verstan-
den. Es erfolgt überwiegend unstrukturiert und erfahrungsgeleitet. PC- und
Internetzugang bieten eine Reihe von Ansätzen speziell für selbstgesteuertes,
mediengestütztes, informelles Lernen am Arbeitsplatz, wie z.B. Foren,
elektronische Handbücher, Hotlines, Datenbanken und Informations-
systeme. Das Interesse und den Bedarf von Facharbeitern an diesen elektro-
nischen Lerngelegenheiten verdeutlichen einschlägige berufsbezogene
Online-Communities. Die Beiträge in den Foren dieser Communities zeigen,
dass insbesondere komplexe, oft auftragsorientierte Aufgabenstellungen
Auslöser für die Fragestellungen der Teilnehmenden sind. Im Rahmen des
selbstgesteuerten »just in time«-, aber auch des kollaborativen und koope-
rativen Lernens können daher Communities als wichtige Lerngelegenheiten
angesehen werden, deren Wert bisher unterschätzt und deren Einsatz von
den Unternehmen deshalb nicht genügend gefördert werden. Dabei wären
diese Online-Communities gerade für kleine und mittelständische Unter-
nehmen geeignet. Zentrales Ziel von Pilotprojekten ist es, die Eignung von
Online-Communities für arbeitsplatznahes, informelles Lernen zu prüfen
und notwendige organisatorische und personale Voraussetzungen für deren































wirksam unterstützen lassen (BMBF
2004, S. 277 ff.).
Für die Gestaltung prozessorientierter
Ausbildung ist die Beantwortung fol-
gender Fragen von zentraler Bedeu-
tung:
> Wie wird das für Prozessqualifizie-
rung erforderliche Wissen generiert?
> Wie wird dieses Wissen lernwirk-
sam strukturiert und verfügbar ge-
macht?
> Wie können die in den betrieb-
lichen Prozessen erworbenen Er-
fahrungen der Mitarbeiter und
Auszubildenden als Prozesswissen
erfasst und wiederum in den
Wissenskreislauf der Ausbildung
eingebracht werden?
Bei der Beantwortung dieser Fragen
sollten folgende Prämissen beachtet
werden: Lernen setzt in sich verän-
dernden Leistungsprozessen eines Un-
ternehmens ein System des Wissens-
managements voraus, und die Aus-
bildung selbst hat sich in Form eines
angewandten Wissensmanagements
zu organisieren. Zugleich bedeutet
Ausbildung als Wissensmanagement,
dass Wissen nicht mehr einmalig er-
lernt und lebenslang angewendet
wird, sondern ständig neu erworben
und überprüft werden muss. Dabei
kommt es darauf an, dass die Mit-
arbeiter eines Unternehmens nicht nur
aktiv nach Informationen zur Verbes-
serung ihrer Leistungsprozesse su-
chen, sondern ihre Informationen
auch anderen Mitarbeitern verfügbar
machen (TAB 2005, S. 72).
Der Einsatz elektronischer Medien
bildet die Grundlage für eine Ausbil-
dung im Sinne angewandten Wissens-
managements. Über den Aufbau ge-
schäftsprozessorientierter Datenban-
ken werden für die Auszubildenden
(sowie auch die übrigen Mitarbeiter
des Unternehmens) Möglichkeiten ge-
schaffen, jederzeit aktuelle Informa-
tionen zur Vorbereitung und Durch-
führung betrieblicher Aufgaben abzu-
rufen. Datenbanken sind jedoch nur
so lange in einem Wissensmanage-
ment funktional, wie sie auf Aktua-
lität überprüft und gepflegt werden.
Dies wird in den meisten Unter-
nehmen nur gelingen, wenn die Aus-
zubildenden selbst eine aktive Rolle
übernehmen, indem sie auf der
Grundlage ihrer Prozesserfahrungen
die Aktualität und Verwendbarkeit
der gespeicherten Daten fortlaufend
überprüfen. Darüber hinaus wird es
ihre Aufgabe sein, mit eigenen
Vorschlägen zur Verbesserung der
gemeinsamen Wissensbasis beizutra-
gen.
Derzeitige Erfahrungen zeigen, dass
auch größere Betriebe mit der ständi-
gen Aktualisierung von Ausbildungs-
inhalten an Kapazitätsgrenzen stoßen.
Deshalb wächst das Interesse in vielen
Unternehmen, in virtuellen Qualifizie-
rungsverbünden unter Nutzung eines
gemeinsamen Bildungsnetzes prozess-
orientierte Lerndatenbanken aufzu-
bauen, zu nutzen und zu pflegen. Für
die Vielzahl der mittleren und kleinen
Unternehmen sowie der überbetrieb-
lichen Berufsbildungsstätten und Be-
rufsschulen, die ohnehin aufgrund
mangelnder Ressourcen nicht in der
Lage sind, eine eigene Lerninfrastruk-
tur mit elektronischen Medien aufzu-
bauen und eine kontinuierliche Con-
tent-Entwicklung zu gewährleisten, ist
dies die einzige Entwicklungsperspek-
tive, überhaupt prozessorientiert aus-
bilden zu können (TAB 2005, S. 73).
FAZIT
In der Berufsausbildung an den Schu-
len und in den Betrieben des dualen
Systems spielt eLearning zurzeit nicht
die dominierende Rolle. Eine stringen-
te gemeinsame Strategie hinsichtlich
einer systematischen Integration von
eLearning in die einzelnen Ausbil-
dungsberufe ist noch nicht zu erken-
nen. Erste empirische Studien über die
Verbreitung von eLearning in der
Berufsausbildung zeigen jedoch prin-
zipiell einen hohen Bedarf der Unter-
nehmen an Planungs- und Handlungs-
hilfen zur Umsetzung der neuen Aus-
bildungsordnungen. Im Mittelpunkt
stehen dabei sowohl geeignete Lehr-
und Lernmethoden sowie Medien als
auch Konzepte der Lernorganisation
und Prüfung für eine prozessorientier-
te Ausbildung. Ziel der Qualifizierung
ist zunehmend das Verstehen von und
die Befähigung zum Arbeiten in Pro-
zessen (Arbeits-, Geschäfts-, Quali-
tätssicherungs- und Verbesserungs-
prozesse) und Wertschöpfungsketten.
Eine (vormals) rein auf die Ablauf-
organisation von Arbeitstätigkeiten
bezogene Qualifizierung wird den
aktuellen Unternehmensanforderun-
gen nicht mehr gerecht.
Auch in der beruflichen Weiterbildung
spielen die eLearning-Instrumente ins-
besondere dort eine wichtige Rolle,
wo neben den bisherigen »klassi-
schen« Formen des Vermittelns von
notwendigem Wissen im Unterneh-
men verstärkt auch Maßnahmen »on
the job«, wie beispielsweise systemati-
scher Wechsel der Arbeitsaufgaben für
Mitarbeiter innerhalb eines Betriebes,
in den Vordergrund treten. Hier beein-
flusst eLearning Art und Umfang der
Qualifikationsmodalitäten durch ei-
nen »Just-in-Time-Qualifizierungsan-
satz«. Der Schwerpunkt der Weiterbil-
dungsmaßnahmen wird zukünftig
nicht mehr auf den bislang hauptsäch-
lich eingesetzten sogenannten »Block-
vermittlungsstrukturen« liegen, son-




Die Vermittlung von Wissensfragmen-
ten zum jeweiligen Bedarfszeitpunkt
mithilfe der Möglichkeiten des eLear-
ning-Instrumentariums wird mittelfri-
stig die gesamte Struktur der bisheri-
gen betrieblichen Weiterbildung ver-
ändern.
eLearning wird sich als ein wesentli-
ches Bildungsinstrument etablieren,
und die Möglichkeiten und Modali-
täten des eLearning werden das beruf-
liche Bildungswesen verändern. Hier-
bei wird eLearning jedoch andere Bil-
dungsinstrumente nicht verdrängen,
sondern qualitativ ergänzen. Dies
wird mit der Entwicklung von einem




> Integration in die Ausbildungsord-
nungen,
> Integration von eLearning in die
Unternehmensstrategien,
> Verzahnung von Lern- und Ge-
schäftsprozessen,
> organisatorisch-technische
Abbildung in der betrieblichen
IKT-Landschaft.
Eine konkrete Handlungsoption zur
Beförderung von eLearning im dualen
System bestünde beispielsweise darin,
unter den am stärksten nachgefragten
Ausbildungsberufen eine geeignete
Auswahl zu treffen, innerhalb dieser
Auswahl überschneidende Lehrinhalte
zu identifizieren und im Rahmen eines
Modellvorhabens qualitativ hochwer-
tige eLearning-Module erstellen zu
lassen. Bei einer solchen Vorgehens-
weise könnten bei einem vermutlich
überschaubaren Mitteleinsatz ein gro-
ßer Adressatenkreis der beruflichen
Ausbildung des dualen Systems er-
reicht und die Erfolge (oder Misser-
folge) sinnvoll evaluiert werden.
Christoph Revermann
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Weit über 100 Projekte hat das BMBF
bis 2004 mit über 230 Mio. Euro
gefördert, vornehmlich für die Tech-
nologie und die Entwicklung von
eLearning-Inhalten. Erfahrungen aus
diesen Förderprogrammen sowie em-
pirische Untersuchungen zeigen, dass
eLearning insbesondere auch als Teil
eines Hochschulentwicklungsprozes-
ses zu begreifen ist und es um eine not-
wendige Veränderung der Hochschule
im digitalen Zeitalter geht. Das Folge-
programm »E-Learning für die Wis-
senschaft« soll daher in den Jahren
2005 bis 2007 das bislang Geschaf-
fene konsolidieren und den Aufbau
einer nachhaltigen Infrastruktur und
angepasster Rahmenbedingungen un-
terstützen (TAB 2006a, S. 7).
Nachdem die technologische Dimen-
sion von eLearning lange im Mittel-
punkt stand, wächst inzwischen die
Bedeutung der Didaktik bei der Ge-
staltung von Lerninhalten und der
Entwicklung von Kompetenzen. Im
Studienalltag wurde Dozenten und
Lernenden zunehmend deutlich, dass
erfolgreiches eLearning die Fähigkeit
und Bereitschaft zum Selbstlernen vor-
aussetzt. Auch die Hochschulleitun-
gen und die Verantwortlichen für
Weiterbildung sind gefordert. Insbe-
sondere onlinebasierte Lernformen
stellen die Kultur und die Organisa-
tion von Hochschulen vor eine grund-
legend neue Situation, die interne Ab-
läufe und Prozesse verändert. Für die
Einführung und Implementierung sol-
cher Lernformen bedarf es eines Bil-
dungsmanagements, das diese Dimen-
sionen der Veränderungen permanent
analysieren und professionell bedarfs-
gerecht intervenieren kann.
Eine wesentliche Voraussetzung für
die effektive Nutzung von eLearning
im Hochschulbereich ist ihre organi-
satorische Umsetzung. eLearning soll-
te als ein Organisationsentwicklungs-
prozess gesehen werden, bei dem
Forschen, Lehren und Lernen eng auf-
einander abgestimmt sind. eLearning
– in welcher konkreten Ausgestaltung
auch immer – kann nur dann erfolg-
reich sein, wenn systematischer und
professioneller IT-Einsatz in der
Hochschule die Folge ist, der alle Be-
reiche inhaltlich und organisatorisch
durchdringt. Um die strukturellen,
organisatorischen und inhaltlichen
Anforderungen erfüllen zu können,
wurden in Deutschland seit Beginn
des Jahrzehnts auf breiter Basis zahl-
reiche Initiativen ins Leben gerufen.
Fördermaßnahmen des Bundes, der
Länder und auch der Hochschulen
selbst haben seitdem die Entwicklung
und Implementierung von eLearning
in Forschung, Lehre und Weiterbil-
dung vorangetrieben. Diverse über-
greifende Programme und Leitprojek-
te unterschiedlicher Größenordnung
und Zielsetzung, denen aber die För-
derung von eLearning an Hochschu-
len gemeinsam ist, haben die eLear-
ning-Aktivitäten in Deutschland stark
geprägt. Schwerpunkt der öffentlichen
Einzelförderung sind einerseits Projek-
te zur technologischen Infrastruktur
und zu Rahmenbedingungen, anderer-





Auf nationaler Ebene ist das vom
BMBF umfassend angelegte Förder-
programm »Neue Medien in der
Bildung« (NMB) mit allein 100 Ver-
bundprojekten (zentraler Projektträ-
ger: »Neue Medien in der Bildung +
Fachinformation«) hervorzuheben, zu
beachten sind aber auch weitere
Initiativen mit oft bis zu 30 Projekten.
Das Programm »Notebook Univer-
sity«, das sich intensiv dem Einsatz
mobiler Rechner sowie der Integration
von Kommunikationstechniken und 
-möglichkeiten in der Ausbildung bei
Lehrenden und Studierenden widmete
eLEARNING IN FORSCHUNG, LEHRE UND
WEITERBILDUNG – DEUTSCHLAND 
IM INTERNATIONALEN VERGLEICH
Auf europäischer Ebene ist seit Ende der 1990er Jahre mithilfe von Resolutionen,
Konzeptionen und Programmen auf die umfassende Implementierung des
eLearning in Bildung, Wissenschaft und Wirtschaft als Impulsgeber für eine
internationale, zukunftsorientierte Entwicklung der Wissensgesellschaft hinge-
arbeitet worden. Außerhalb der EU, wie z.B. in der Schweiz, aber auch im angel-
sächsischen (Übersee-)Raum, sind seit Jahren verschiedenste Initiativen unter-
nommen worden – in Australien gerade mit Blick auf die traditionelle Stärke des
Distance Learning, in den USA z.B. mit Blick auf internationales Bildungs-
marketing. Auch im deutschen Bildungssektor und insbesondere an den
Hochschulen hat sich der Einsatz der verschiedenen eLearning-Instrumentarien
in den vergangenen Jahren verstetigt, und das Lernen und Lehren mithilfe
moderner IuK-Medien ist aus dem Studienalltag nicht mehr wegzudenken.
und weniger der Entwicklung von
konkreten eLearning-Produkten, hat
demgegenüber eher die Rahmenbedin-
gungen für die Nutzung von eLear-
ning an den Hochschulen geschaffen.
Besondere Aktivitäten – wie die vom
Bund geförderten Leitprojekte – sind
Konstrukte mit einer geringeren Zahl
an Partnern, die sich durch ihre Ko-
operationsstruktur und ihre Ange-
botsauswahl (z.B. mit Blick auf die
Privatwirtschaft oder den internatio-
nalen Raum) ebenso auszeichnen wie
durch ihre Bemühungen, (auch) Stu-
diengänge zur (Aus- und) Weiterbil-
dung zu entwickeln. Im Fernstudien-
bereich fördert auch die Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung und
Forschungsförderung (BLK) viele
verschieden eLearning-Studiengänge
(TAB 2006a, S. 62 f.). 
Die nachhaltige Verwertung der Pro-
jekte, die Implementierung und Nut-
zung ihrer Ergebnisse in der Hoch-
schule ebenso wie die Vorbereitung
und Durchführung von Aktivitäten
für Vermarktung und Vertrieb, wird
zwar in den Förderprogrammen pos-
tuliert, jedoch bisher nur teilweise
umgesetzt. Insbesondere beim Pro-
gramm »Neue Medien in der Bil-
dung« zeigte sich, dass trotz präziser
Förderkriterien gerade die Nachhal-
tigkeit der Entwicklungen in den
Hochschulen weniger Beachtung fand.
Auch entsteht gelegentlich der Ein-
druck eines »l’art pour l’art« bei der
eLearning-Entwicklung, obwohl prin-
zipiell eine Netzwerkbildung der
Hochschulen und Studiengänge durch-
aus angestrebt wird. Ob die mit 20
Projekten zur Fortführung und Ver-
breitung von eLearning-Angeboten
2005 gestartete zweite Phase des
BMBF-Förderprogramms »Neue Me-
dien in der Bildung für deutsche
Hochschulen« bis zum Ende des
Jahrzehnts die notwendige nachhalti-
ge Implementierung von umfassenden
eLearning-Strukturen erreichen und
einen Sprung nach vorn bewirken
kann, bleibt abzuwarten. Die ange-
strebte Neuausrichtung auf die Ent-
wicklung von organisatorischer Infra-
struktur, Qualifizierungs- und Anreiz-
modelle für Lehrende sowie die hori-
zontale Verbreitung durch hochschul-
übergreifende Instanzen, ist aber
sicher ein sinnvoller strategischer
Ansatz (TAB 2006a, S. 80).
INITIATIVEN DER
BUNDESLÄNDER
Auf Ebene der Bundesländer ist das
Spektrum verschiedener Förderaktivi-
täten und -strukturen, von Einzelini-
tiativen wie auch von großen Verbün-
den sehr breit. Auch das Engagement
seitens der Länderministerien, sich mit
Medienentwicklung zu beschäftigen
und gezielt den Multimediaeinsatz auf-
bauende Förderprogramme zu entwi-
ckeln, sowie die Konstanz und Nach-
haltigkeit solcher Bemühungen variie-
ren erheblich. An den Universitäten,
Fachhochschulen, sonstigen Hoch-
schulen sowie in den Fernstudien- und
Weiterbildungszentren zeigt sich, wel-
che Strategien landesweit verfolgt wer-
den. Diese manifestieren sich in vielfäl-
tigen Formen und unterschiedlichen
Resultaten, sei es hinsichtlich der Ein-
bindung von neuen Medien in Lehre,
Forschung und Weiterbildung, sei es
mit Bezug auf Organisationen bzw.
Einrichtungen wie Multimedia- oder
Kompetenzzentren, auf Koopera-
tionen, fachliche Schwerpunkte, Bera-
tung, Vertrieb, Vermarktung und
mehr. Hier gibt es zunächst die auf
Initiative der Landesregierungen bzw.
zuständigen Ministerien gegründeten
»Virtuellen Hochschulen« bzw. »Cam-
pus«, die zumeist eher zentrale Bil-
dungsportale und Förderprogramme
sind und Entwicklungen anderer un-
terstützen, als dass sie eigenständig
Produkte herstellen bzw. diese selbst
vermarkten. D.h. sie sind bemüht, die
bisherige, auf das jeweilige Fach
begrenzte Entstehung von eLearning-
Angeboten an den Hochschulen zu-
sammenzuführen (TAB 2006a, S. 8). 
Die »virtuelle Hochschule« fungiert
vor allem als Kommunikations- und
Koordinationsplattform und bündelt
dezentrale Angebote und Wissens-
datenbanken. Sie umfasst dabei i.d.R.
Entwicklungen und Projekte zur
Unterstützung von traditionell grund-
ständig Studierenden und unterstützt
durch Internetanwendungen Lehre,
Verwaltung, Wissensmanagement
und Bibliotheken. Zunehmend wer-
den die Beratungsangebote und son-
stigen Dienstleistungen verstärkt,
neue Strukturen zur Verstetigung auf-
gebaut und langfristige Strategien ent-
wickelt. Supportfunktionen, gerade
im Hinblick auf die Verstetigung der
Angebote, übernehmen mancherorts
auch Kompetenz- oder Multimedia-
zentren, die aus verschiedenen institu-
tionellen Kooperationen im Hoch-
schulbereich hervorgegangen sind
(TAB 2006a, S. 9).
AKTIVITÄTEN DER
HOCHSCHULEN
Neben den Länderprogrammen trei-
























































ten voran. In einigen Hochschul-
programmen finden sich Fachbereiche
mit hohen Projektzahlen; es gibt aber
auch Entwicklungen einzelner Hoch-
schulakteure. Insgesamt lässt sich fest-
stellen, dass frühzeitiges, vielfältiges
und nachhaltiges Implementieren von
IKT und eLearning oftmals mit Hoch-
schulleitungen sowie einzelnen Leh-
renden einhergehen, die sich selbst
sehr für neue Medien in der Lehre
interessieren und dementsprechend
engagieren. Darüber hinaus wird
zunehmend die Bedeutung einer lang-
fristigen Perspektive erkannt: etwa
wie eLearning an Hochschulen in der
Breite initiiert und etabliert werden
kann, inwieweit Weiterbildung als
dritte Aufgabe der Hochschulen
betrachtet werden muss und wie sich
der Stellenwert des Engagements für
eLearning an der jeweiligen Einrich-
tung bei den Lehrenden darstellt bzw.
welche Anreize hier für Professoren,
Dozenten und Mitarbeiter kurz- bis
langfristig geschaffen werden müssen
(TAB 2006a, S. 42 ff.). 
WIE IST DIE LAGE?
Versucht man, die Entwicklungen in
den einzelnen Bundesländern zusam-
menzufassen, stößt man aufgrund der
nur schwer vergleichbaren Rahmenbe-
dingungen der Länder bald an die
Grenzen möglicher bzw. sinnvoller
Analyse und Interpretation. Die Eta-
blierung der verschiedenen Organisa-
tionsformen und die Umsetzung der
Konzepte für Lehre, Forschung und
Weiterbildung variiert(e) erheblich.
Nicht nur, dass es teilweise separate
Bemühungen in den Universitäten und
Fachhochschulen eines Landes gab,
vielmehr wurden in Einzelprojekten
oder landesweit bzw. länderübergrei-
fend auch internationale Koopera-
tionen und Projekte angestrebt. Doch
zugleich wurden – aufgrund mangeln-
der Koordination – auch diverse Ent-
wicklungen (z.B. Lernplattformen)
mehrfach bzw. in sehr ähnlicher Form
hervorgebracht. Hier hätten Synergien
die Entwicklungen nicht nur gefördert,
sondern auch Gelder freigesetzt für
weitere Produkte oder nachhaltige
Implementierung. 
Insbesondere mit Blick auf den kom-
merziellen Markt, wo parallel z.B.
Lernplattformen (fort)entwickelt wur-
den, die auch an vielen Hochschulen
genutzt werden, kann eine solche Ent-
wicklung kritisch hinterfragt werden.
Erst allmählich beschäftigen sich die
Länder bzw. die Hochschulen ver-
mehrt mit Fragen wie die der Medien-
kompetenz von Hochschullehrenden
und Studierenden, der Akzeptanz und
tatsächlichen Nutzung von eLearning
(z.B. durch angemessene Anerken-
nungsmodalitäten), von Anreizstruk-
turen zur stärkeren Implementierung
und Weiterentwicklung von eLearning
sowie der Anerkennung von erbrach-
ten Leistungen durch Deputatsanrech-
nung oder Prämierungen (z.B. »Best 




Wo die einzelnen Staaten hinsichtlich
der Entwicklung und Implementierung
von eLearning aktuell stehen, hat die
Economist Intelligence Unit erstmalig
für 2003 und 60 Staaten ermittelt 
(s. Tabelle auf der nächsten Seite). 
Generell zeichnen sich die Staaten, die
das eLearning-readiness ranking
(eLRR) anführen, durch einige Ge-
meinsamkeiten aus: ein hoher Ver-
breitungsgrad an Informations- und
Kommunikationstechnologie (IKT)
bei zumeist technisch und infrastruk-
turell qualitativer Hochwertigkeit,
Bildungssysteme, die auf eine sehr
frühzeitige Bildungsförderung und
diesbezügliche Integration von eLear-
ning-Instrumentarien setzen, intensi-
ves Bildungsmarketing und eine Lern-
kultur, die Regierungen, Gesellschaft
und Wirtschaft umfasst. Zugleich
arbeiten öffentlicher und privater
Sektor oftmals eng zusammen, es fin-
den zahlreiche und intensive Koope-
rationen zwischen Unternehmen, Ver-
bänden, Regierungseinrichtungen und
Bildungsinstitutionen statt.
Die in der Weltwirtschaft führenden
Nationen USA, Japan und Deutsch-
land belegen im eLRR die Ränge 3,
23 und 17 (in den e-readiness-ran-
kings von 2006 belegt Deutschland
den Rang 12, wie auch schon zuvor
2005; The Economist Intelligence
Unit 2006). Wirtschaftskraft allein
scheint somit offensichtlich kein ent-
scheidender bzw. exklusiver Faktor
für die Implementierung von eLear-
ning zu sein. So sind beispielsweise
alle nordeuropäischen Länder unter
den ersten neun eLR-Positionen zu
finden. Mobile Kommunikations-
möglichkeiten und Breitbandverbin-
dungen unterstützen dort neben kul-
turellen Neigungen, dem insgesamt
größeren IKT-Interesse, modernen
Bildungssystemen und Regierungsini-
tiativen die fortgeschrittene Entwick-
lung in Nordeuropa. Neben einem
hohen eLRR schnitten in Bildungs-
vergleichsstudien wie PISA auch
Großbritannien, Schweiz, die USA
und Australien i.d.R. gut ab – wäh-
rend Deutschland im OECD-Durch-
schnitt liegt. Hier mögen eine ausge-
prägte Internetkultur und eine tradi-
tionell stärkere Ausrichtung auf
lebenslanges Lernen eine Rolle spie-
len. Insbesondere im tertiären Sektor
ist daher in diesen Ländern die eLear-
ning-Integration weit fortgeschritten.
Angesichts des internationalen Bil-
dungsmarketings ist es stärker denn je
von Bedeutung, die Marktpotenziale
sowie die Förderstrategien anderer
Nationen zu kennen und von den dor-
tigen Erfahrungen beim Einsatz von
eLearning, bei der Kompetenzent-
wicklung oder auch der Realisierung
von Innovationspotenzialen ggf. profi-
tieren zu können. Zudem kann der
Blick in andere Länder sowohl zur
Anregung eigener nationaler Program-
me und Initiativen im Bereich eLear-
ning sowie von Kooperationen die-
nen, als auch zur Einschätzung von
politischen, wirtschaftlichen und wis-
senschaftlichen Tendenzen, von Ent-
wicklungsmöglichkeiten, Marktpo-
tenzialen und Effekten. Deshalb wur-
den im Rahmen des TAB-Monitorings
»eLearning« ausgewählte Länder, die
im eLRR durchweg eine bessere
Position belegen als Deutschland, hin-
sichtlich ihrer wesentlichen eLearning-
Aktivitäten – insbesondere im Bereich
der Hochschullehre und Weiterbil-
dung – analysiert (TAB 2006b). 
FINNLAND
In Finnland haben sich alle Bildungs-
beteiligte und viele Wirtschaftsunter-
nehmen sehr frühzeitig auf eine um-
fassende Strategie zur Entwicklung
des eLearning verständigt und den
Aufbau der Infrastruktur und die Ent-
wicklung von effizienten eLearning-
Inhalten in allen Bildungseinrichtun-
gen vorangetrieben. Dies fängt mit
einem Netzwerk für den Vorschul-
bereich an und endet bei einer Virtual
University und einer Open University.
Schon 1993 wurde die erste webba-
sierte eLearning-Community mithilfe
der Helsinki University of Technology
sowie dem Nationalfonds für For-
schung und Entwicklung als Freenet-
Service ins Leben gerufen. Dieser rich-
tete sich an Schüler, Lehrer und Eltern
und sollte deren »technology skills«
verbessern und ersten eLearning-Con-
tent produzieren. Die Hochschulen
treten in unterschiedlicher Form als
eLearning-Anbieter auf. Die meisten
haben eigenständige Angebote, welche
jedoch alle zugleich auch über die
Finnish Virtual University (FVU)
angeboten bzw. verbreitet werden. Die
FVU bietet allen Studierenden Zugang
zu einer nationalen Datenbank mit
den Onlineangeboten der einzelnen
Hochschulen und den akademischen




























Land/Kategorie Bildung Industrie Regierung Gesellschaft Gesamt-
(mit Gewichtung) (20 %) (40 %) (20 %) (20 %) rang
Schweden 6 4 1 2 1
Kanada 2 3 14 6 2
USA 1 1 22 1 3
Finnland 9 5 2 5 4
Südkorea 4 1 16 12 5
Singapur 11 7 19 4 6
Dänemark 5 10 6 2 7
Großbritannien 3 12 3 9 8
Norwegen 7 10 5 9 9
Schweiz 7 16 7 8 10
Australien 19 5 21 21 11
Irland 18 13 3 19 12
Niederlande 11 19 12 7 13
Frankreich 9 17 8 18 14
Österreich 17 17 8 14 15
Taiwan 13 9 25 17 16
Deutschland 16 24 11 11 17
Neuseeland 14 8 25 23 18
Hongkong 20 13 20 15 19
Belgien 14 25 18 15 20
Quelle: TAB 2006a, S. 205, nach The Economist Intelligence Unit 2003
(Länder können sich einen Rang teilen)





























Das alle Bevölkerungsschichten be-
treffende Problem der fehlenden Basis-
kompetenzen im Umgang mit neuen
Medien wurde früh erkannt. Vor
allem das Public Library Network
bzw. People’s Network ergänzt die im
»National Grid for Learning« unter-
nommenen Bemühungen, indem es
kommunale Institutionen nutzt. Auch
die Förderung von bildungsfernen
Schichten wird bei den Programmen
»Internet für alle« versucht. Übergrei-
fende Ziele sind eine höhere Bildungs-
beteiligung und hochwertige, ler-
nerorientierte Bildungsangebote. Bis
2010 sollen die »eKompetenzen« von
Jugendlichen und jungen Erwach-
senen weltweit konkurrenzfähig sein.
Zu beachten sind auch die äußerst
umfangreichen und internationalen
eLearning-Aktivitäten der UK e-Uni-
versities und der großen Open Uni-
versity für Fern- und Weiterbildungs-
studien (http://www.open.ac.uk/). Die
Aktivitäten reichen von Initiativen für
Medienkompetenz und dem Inter-
netzugang für alle Bürger über die
berufliche Aus- und Weiterbildung bis
zu den Hochschulen. Zusammen-
fassend lässt sich im Hinblick auf die
Implementierung von eLearning-
Angeboten konstatieren, dass die An-
gebote stark vernetzt sind. Obwohl
im Bildungssystem manche Reformen
durchgeführt wurden, bestehen nach
wie vor Schwierigkeiten, Personen
mit sozioökonomisch problemati-
schem Hintergrund in das Bildungs-
system zu integrieren und dort zu hal-
ten. Hier sind Maßnahmen wie
»Wired up« zu nennen. Die öffent-
lichen Aktivitäten stärken auch den
privaten Bildungsmarkt und regen
eine zielgruppenorientierte Weiterent-
wicklung an (TAB 2006b, S. 5).
SCHWEIZ
Im eLRR punktete die Schweiz vor
allem bei der Ausbildung und im
eLearning-Einsatz ihrer öffentlichen
Einrichtungen, dank einer Gesamtstra-
tegie von 1998 (Aktionsplan Bildungs-
offensive): Es werden nicht nur eLear-
ning an Hochschulen, Berufsbildung
und die Einbindung von Schulen ins
Netz gefördert, sondern auch umfas-
sende Informationsportale mit Services
eingerichtet, eGovernment gefördert
und auch die Rahmenbedingungen,
wie z.B. Sicherheit und Rechtsfragen,
von Anfang an mitbedacht. In Kon-
kurrenz zu den etablierten privaten
Anbietern im Weiterbildungsmarkt
treten die Universitäten: Etliche Hoch-
schulen bieten inzwischen ihre eLear-
ning-Projekte auch auf dem freien
Markt an und können so zusätzliche
Finanzierungsquellen erschließen. Auf-
grund der Mehrsprachigkeit des Lan-
des werden viele Onlinekurse in ver-
schiedenen Sprachversionen angebo-
ten. Ein möglicher kommerzieller Ex-
port in das Ausland wird damit er-
leichtert. Am Markt sehr aktive Hoch-
schulen, wie z.B. die Universität Basel,
die ETH Zürich oder die Universität
St. Gallen, die bei konkreten Projekten
mit etablierten Firmen zusammenar-
beiten, weisen beachtliche Erfolge auf.
Sie agieren als ernstzunehmende Kon-
kurrenten von Privatunternehmen im
Markt (TAB 2006b, S. 6). 
USA
Von neuen eLearning-Instrumenten
erhofft man sich eine Stärkung des
Humankapitals und der amerikani-
schen Volkswirtschaft sowie die Ver-
besserung der Chancengleichheit. Der
öffentliche Sektor trägt zu einem gro-
ßen Teil zur rasanten Entwicklung des
amerikanischen eLearning-Angebots
bei. Neben bundesweiten, regelmäßi-
gen Berichterstattungen setzen die ein-
zelnen Staaten umfangreiche Mittel
für den Aufbau flächendeckender
eLearning-Strukturen, z.B. Infrastruk-
turmaßnahmen, Ausbildung des Fach-
personals, Standards und Qualitäts-
maßstäben, ein. Von allen Hochschu-
len werden Onlinekursangebote mitt-
lerweile als Standard erwartet, und die
Onlinelehre steht nach Ansicht der
Hochschulen den klassischen Metho-
den in nichts nach; häufig wird die
Effizienz von Onlinekursen sogar
höher eingeschätzt. Drei Viertel aller
Einrichtungen bieten gegenwärtig
netzgestützte Fernkurse an. Der ame-
rikanische Markt für postsekundäres
und corporate eLearning wächst wei-
ter stark. Wichtigstes Segment mit
einem schon im Jahr 2003 über 
11,4 Mrd. US-Dollar großen Gesamt-
marktvolumen sind die Bildungsin-
halte selbst. Der Teilmarkt der Online-
kurse in der postsekundären Bildung
entwickelt sich mit einer rasch zuneh-
menden Zahl eingeschriebener Studie-
renden rasant, und schon 2005 haben
über 1 Mio. ihr Studium vollständig
online absolviert. eLearning dürfte die
traditionellen Lehrmethoden in Schu-
le, Hochschule und beruflicher Bil-
dung dabei nur zum Teil ersetzen, viel-
mehr wird durch den Einsatz neuer
Lehr- und Lernmethoden der Markt
durch neue Zielgruppen vergrößert.
Dazu gehört insbesondere die Interna-
tionalisierung des Bildungsangebots,
wobei amerikanische Anbieter ganz be-
sonders auf den weltweiten Bildungs-
markt drängen (TAB 2006b, S. 7). 
AUSTRALIEN
»Distance Learning« hat in Australien
auf allen Bildungsebenen eine lange
und erfolgreiche Tradition. Heute sol-
len durch die umfassende Bereitstel-
lung von modernster Breitbandtech-
nologie die landesweite Entwicklung
von »e-education applications« for-
ciert und eLearning-Instrumente und 
-inhalte auf dem internationalen Bil-
dungsmarkt an vorderster Stelle plat-
ziert werden. Die Schulen haben seit
etlichen Jahren gut ausgebaute IKT-
Strukturen und eLearning fest in den
Lehrplänen verankert. Ebenso sind
Onlinekurse im tertiären Sektor stark
verbreitet. Hochschulen und Berufs-
bildungsinstitute arbeiten eng zusam-
men. Aufgrund der geografischen Ver-
hältnisse finden sich neben computer-
und netzbasierten eLearning-Angebo-
ten vermehrt Bildungsangebote via
Satellitentechnik. Einige Berufsbil-
dungsangebote sind vollständig on-
line, in den Universitäten gehört mo-
dernste IKT zu den zentralen Faktoren
im Forschungsbereich und in der
Onlinelehre – für einheimische und
vor allem viele ausländische Studen-
ten. Der kommerzielle eLearning-
Markt ist stark und diversifiziert. Bil-
dung und Kompetenzentwicklung
werden als wesentlicher Wettbewerbs-
faktor angesehen und eLearning mit-
unter weniger aus Kostengründen, als
vielmehr unter dem Aspekt der Zeit-
und Ortsunabhängigkeit sowie als
internationale, interaktive Kommuni-
kationsebene in die Personalentwick-
lung integriert. Der Bildungsexport
gilt als bedeutender Wirtschaftszweig
für Australien, dessen Leistungen
schon 2005 mehr als 4 Mrd. australi-
sche Dollar jährlich betrugen, Ten-
denz stark steigend (TAB 2006b, S. 8).
DEUTSCHLAND IM VERGLEICH
In Deutschland setzen zahlreiche
Maßnahmen zur Integration von IKT
und eLearning vielfach erst später als
in anderen Ländern an, erscheinen
weniger zielführend und zielgruppen-
orientiert. Hinderlich für kohärente,
effizienz- und effektivitätsorientierte
Strategien ist aber nicht nur die föde-
rale Struktur Deutschlands mit einem
zwischen den Ländern differierenden
und in den einzelnen Ländern wiede-
rum stark differenzierenden Bildungs-
system. Die generellen Schwierigkei-
ten bei der Einbindung und Förderung
von Benachteiligten, von Kindern und
Jugendlichen aus einkommensschwa-
chen Familien oder mit Migrations-
hintergrund in das Bildungssystem,
die Problematik langwieriger Reform-
bemühungen im Bildungsbereich – im
deutlichen Gegensatz z.B. zu Finn-
land, England, USA – wirken sich
auch auf die Entwicklung und Im-
plementierung von eLearning nachtei-
lig aus.
Auffällig sind die fehlende Gesamtko-
ordination und geringe Vernetzung
der vielfältigen öffentlichen und priva-
ten eLearning-Akteure in Deutsch-
land. Die Durchführung zahlreicher
Einzelprojekte und »Insellösungen« in
den einzelnen Bildungsbereichen, in
den einzelnen Ländern und Kommu-
nen, die jeweils von unterschiedlichem
Erfolg gekrönt sind, und das Fehlen
einer komplexen, bereichs- und – wo
sinnvoll – länderübergreifenden Ge-
samtstrategie behindern die nachhalti-
ge und effektive Implementierung der
eLearning-Aktivitäten.
Einzubeziehen ist auch die internatio-
nale Orientierung in Deutschland ins-
gesamt. Während sich insbesondere
Australien, aber auch USA, Finnland
und England weltweit Anregungen
holen und selbst auf auswärtige
Märkte zielen, bemüht sich Deutsch-
land erst allmählich im Rahmen von
Initiativen (iMove, High Potentials)
um den internationalen Bildungs-
markt: Doch auch hier bleibt eLear-
ning weitgehend ausgegrenzt. Die
Mehrzahl der Entwicklungen zur vir-
tuellen Lehre, die lange Zeit in den
Hochschulen eher als Forschungs-
objekte denn als Bildungsangebote
und ggf. marktfähige Produkte be-
trachtet wurden, ist deutschsprachig.
Deshalb fällt den Hochschulen die
internationale Verbreitung schwer,
und zudem greifen gerade Großunter-
nehmen, die international tätig sind
und eLearning oft bereits in die
Personalentwicklung implementiert
haben, zum Teil eher auf ausländi-
schen Content zurück.
Positiv beurteilen lassen sich in
Deutschland sicherlich die inzwischen
angelaufenen Aktivitäten auf allen
Ebenen des Bildungswesens, in der
Wirtschaft sowie die Vielfalt an Ini-
tiativen, das Engagement von Einzel-
nen wie auch bundesweite Program-
me. Die öffentliche und private Hand
hat in Infrastruktur, Entwicklung und
Implementierung von eLearning inves-
tiert und einiges vorangebracht. Aller-
dings wären ein Rahmenwerk und ein
gemeinsames koordiniertes Vorgehen























































besserungen erforderlich und eine
Strategie ist zugrunde zu legen, die
beispielsweise auch die Grundlagen
für eGovernment schafft, Initiativen
wie »Internet für alle« und »Überwin-
dung des digital divide« umfasst sowie
von der Primarstufe bis zum tertiären
Sektor allgemein-, berufs- und weiter-
bildend ansetzt. Synergieeffekte, die
eine Zusammenarbeit mit der Privat-
wirtschaft bringen kann, müssten
genutzt und perspektivisch muss inter-
national gedacht und gehandelt wer-
den.
RESÜMEE UND AUSBLICK
Die eLearning-Förderung der zurück-
liegenden Jahre hatte zwar zum Teil
tief-, aber oft noch nicht genügend
weitreichende Wirkungen. Wohl wur-
de in Einzelfällen Exzellenz geschaf-
fen und Beispielhaftes umgesetzt, in
der Breite des deutschen Hochschul-




Als öffentliche Bildungs- und zugleich
Forschungseinrichtungen mangelt es
den Hochschulen zumeist an effizien-
ten, bedarfsorientierten Produktions-
und Marketingbedingungen, mitunter
auch an der erforderlichen mentalen
Einstellung sowie hinreichendem Pro-
jektmanagement. Die Akzeptanz und
Nutzung der computer- oder netzge-
stützten Lehre ist bei den Lehrenden
noch nicht sehr groß; auch die Stu-
dierenden sind teilweise noch zöger-
lich. Ohne entsprechende Strategien,
die kurz- bis mittelfristig greifen und
eLearning an den Hochschulen nicht
nur implementieren und in den Re-
gelbetrieb integrieren, sondern auch
nachhaltig sichern, bliebe eLearning
ein Fremdkörper. Kernziele müssen
die dauerhafte Nutzung der Entwick-
lungen, die Übernahme innerhalb und
außerhalb der Hochschulen sowie
eine solide Finanzierungsgrundlage
für Einsatz, Pflege und Weiterent-
wicklung von eLearning sein. Dazu
gehören Maßnahmen zur strategi-
schen Ausrichtung ebenso wie solche
zur Technik, Didaktik und curricula-
ren Integration. Nicht zu vernachläs-
sigen sind ferner Öffentlichkeitsarbeit
und Marketing, Rechtemanagement
und Qualitätssicherung.
Dass die nachhaltige Implementie-
rung von eLearning auf allen Ebenen
von herausragender Bedeutung ist,
haben inzwischen viele Verantwort-






noch mehrheitlich auf die Forschung
und Lehre, d.h. auf die Unterstützung
und Ergänzung der Präsenzlehre an
den Hochschulen. Weiterbildung ist
bislang ein eher weniger beachtetes
Arbeitsfeld, obgleich dieser Bildungs-
bereich Möglichkeiten für Einnah-
men, Profilbildung, Kooperationen
und mehr bietet. Auch die Weiter-
bildungszentren bieten noch zu weni-
ge eLearning-Produkte an oder zeigen
sich hinsichtlich des Ausbaus dieses
Angebots oft verhalten. Die Gebüh-
ren, die meist für Weiterbildungs-
angebote wie Studiengänge verlangt
werden, variieren erheblich. Die bis-
herige und zukünftige Finanzierung
mancher Entwicklung bleibt mitunter
ungewiss.
Allerdings ist in absehbarer Zukunft
verstärkte Nachfrage nach qualitativ
hochwertiger, bedarfsorientierter Con-
tententwicklung zu erwarten. Entspre-
chende Geschäftsmodelle werden der-
zeit an vielen Hochschulen diskutiert
oder konzipiert, einige Länderportale
und Supporteinrichtungen bemühen
sich bereits um entsprechende Ver-
triebs- und Vermarktungskonzepte
und -maßnahmen. Doch könnte er-
gänzend die Entwicklung eines bun-
desweit für Hochschulen offenen
Konzepts von Vorteil sein. Gerade die
Vermarktung, die an vielen Hochschu-
len und Einrichtungen ein Problem
darstellt, könnte mit einer solchen
Einrichtung konzipiert und effizient
umgesetzt werden. Grundlegende Vor-
aussetzung jeglicher Bemühungen in
diesem Feld, d.h. dem Angebot hoch-
schulischer Lernangebote auf Bil-




rung und Positionierung im Markt
scheinen für die Hochschulen noch
schwierig zu sein, auch wenn es inzwi-
schen diverse einzelne Akteure, Hoch-
schulleitungen und Supporteinrich-
tungen gibt, die sich neben admini-
strativen und organisatorischen Auf-
gaben auch um diese strategischen
Aspekte kümmern. Vermarktungs-
und Vertriebsstrukturen finden sich in
funktionsfähiger Form nur selten, was
auch darauf zurückzuführen sein mag,
dass die Weiterbildung an den Hoch-
schulen bisher keine allzu große Be-
deutung hat. Von hoher Relevanz für
die weitere Entwicklung ist die Aus-
richtung auf qualitativ hochwertige
Weiterbildung. Diese Weiterbildung
sollte die Kompetenz der Hochschulen
spiegeln, zugleich den Bedürfnissen
der Zielgruppen entsprechen und ih-




Laut einer Studie des Hochschul-
Informationssystems (HIS) in Hanno-
ver aus dem Jahr 2005 nutzte die
Mehrzahl (83%) der Studierenden
lediglich lehrveranstaltungsbegleiten-
de Materialien, während nur 23 %
auch interaktive Lehrveranstaltungen
besuchten. Studierende bevorzugen
demnach einen »moderaten« IT-Ein-
satz in der Lehre, nur ein Viertel
wünscht sich eine intensive IT-Nut-
zung. Diese Befunde decken sich mit
der Situation in den USA (MMKH
2005, S. 3). Bei der Interpretation die-
ser Zahlen ist jedoch zu fragen, ob
drei Viertel der Studierenden Online-
begleitmaterialien deshalb bevorzu-
gen, weil diese den größten Teil des
Angebots ausmachen, und tendenziell
virtualisierte Veranstaltungen die Aus-
nahme sind, oder ob – bei entspre-
chendem Angebot – der Anteil derje-
nigen, die reine eLearning-Veranstal-
tungen bevorzugen würde, deutlich
höher läge.
Insgesamt gesehen deutet zurzeit je-
doch wenig darauf hin, dass sich
umfassendes (»reines eLearning«) in
den kommenden fünf oder zehn Jah-
ren an deutschen Hochschulen eta-
blieren wird. Zweifellos wird man in
der Weiterbildung und Fernlehre auf
virtuelle Lernformate und komplette
Onlinekurse zurückgreifen. Doch
grundsätzlich sind es eher pragmati-
sche Motive wie Bequemlichkeit und
nicht die didaktischen Möglichkeiten
und Vorteile, die als Gründe für die
Nutzung von eLearning genannt wer-
den. Angebot und Nachfrage bei
Onlinekursen, mit denen sich die für
die akademische Laufbahn benötigten
Credits erwerben lassen, steigen bei-
spielsweise auch in den USA rasant,
aber ein damit verbundener Anstieg
der Lern- und Lehrqualität ist nicht
zweifelsfrei zu erkennen (Schulmeister
2005, S. 9 f.). 
In jedem Fall sollten die Hochschulen
nicht nur passiv zusehen, wie eLear-
ning und Internet auf dem Campus
»by the way« weiter diffundieren.
Vielmehr müssen sie diesen Prozess
aktiv gestalten. eLearning an Hoch-
schulen ist keineswegs ein »Selbst-
läufer«, sondern muss mit innovativen
Konzepten – und mit erheblichen
kontinuierlichen Anstrengungen ver-
bunden – möglich gemacht werden.
Dies setzt einen pragmatisch orientier-
ten Neuansatz voraus: Von »best
practice« zu »good enough practice«,
vom Innovativen aus Forschungssicht
zum Nützlichen aus Alltagssicht, von
der Angebots- zur Nachfrageorientie-
rung, vom eLearning zum service-
orientierten E-Campus. Erfolgsent-
scheidend für einen systematischen
und professionellen IT-Einsatz in der
Hochschule und der Lehre – als dem
zentralen Dienstleistungsbereich jeder
Hochschule – werden dabei weniger
die eingesetzten IT-Systeme sein als
vielmehr die dahinter stehenden Ideen,
Personen und Strategien (Schmidt
2005, S. 2 f.).
MEHRWERT DES eLEARNING!?
Eine umfassende Implementierung
von eLearning hat sich insbesondere
an der konkreten Frage zu orientieren:
»Wo schafft der Einsatz von eLear-
ning einen wirklichen Mehrwert
gegenüber herkömmlichen Methoden
und Inhalten von Lehre und Lernen?«
Der Zusatznutzen kann beispielsweise
in neuen Inhalten oder einer höheren
Effizienz des Lernens bestehen. Neben
den Formaten und Inhalten der Lehre
werden sich aber auch die didakti-
schen Ansprüche an die Lehrenden
verändern. Hier könnte das Motto
lauten: »From teaching to learning.«
In den USA wird der Diskurs zum
Thema eLearning unter dem Schlag-
wort »learning without limits« noch
zugespitzter als in Europa geführt.
Der Einsatz von eLearning gilt dort als
sehr wünschenswert, weil spezifische
Schranken weiter hinaus geschoben
oder überwunden werden können:
Räumliche Faktoren verlieren mit
eLearning an Bedeutung, da die
Technik eine Vernetzung von Men-
schen ermöglicht, die in der Präsenz-
lehre nicht erreicht werden können.
Die Hochschulen können sich durch
eLearning-Angebote neue Zielgrup-
pen erschließen.
MIT eLEARNING ZUR EUROPÄI-
SCHEN WISSENSGESELLSCHAFT
Die Möglichkeiten und Modalitäten
des eLearning stellen auch wesentliche
Bausteine der mit den Bologna-Re-
formen verbundenen europäischen























































lebenslangen Lernens dar. Auf jeden
Fall sind Gemeinsamkeiten zwischen
den Zielen des Reformprozesses und
den Potenzialen des eLearning zu kon-
statieren. Bologna soll beispielsweise
die Mobilität der Studierenden för-
dern, eben das gehört zu den großen
Versprechungen des eLearning. Und es
ist heute – zumindest theoretisch –
möglich, von jedem Ort der Welt digi-
tale Lehrangebote abzurufen. Modu-
larisierung und Transparenz sind
ebenfalls Stichworte, die sowohl im
Kriterienkatalog von Bologna stehen
als auch das eLearning charakterisie-
ren. Das von Bologna geforderte
Selbststudium ist eLearning ohnehin
immanent.
Nicht zuletzt zwingt Bologna die
Hochschulen, sich mit ihrer Gesamt-
organisation auseinanderzusetzen.
Hier kann die begonnene Struktur-
reform ein Motor für eLearning sein
und Möglichkeiten eröffnen, den
Einsatz neuer Medien an den Hoch-
schulen zu fördern. Gelungene Bei-
spiele gibt es inzwischen etliche, sie
lassen sich allerdings nicht beliebig
auf andere Hochschulen und Ange-
bote übertragen. Für ein attraktives
und relevantes eLearning-Angebot ist
vielmehr eine individuelle Anpas-
sungs- und Entwicklungsstrategie für
jede Hochschule unabdingbar (MMKH
2005, S. 8).
Grundsätzlich können sich die Poten-
ziale des Bologna-Prozesses und des
eLearning gegenseitig verstärken.
Damit dies gelingt, sind die Hoch-
schulleitungen noch wesentlich mehr
gefordert, in eLearning ein relevantes
praktisches und strategisches Thema
und Instrument der Hochschulent-
wicklung zu sehen. Hierbei geht die
Schere zwischen Passivität auf der
einen Seite und ambitionierter Auf-
bruchstimmung auf der anderen Seite
derzeit noch häufig auseinander. Dies
liegt allerdings nicht zuletzt an mit
eLearning verknüpften falschen Leit-
bildern und verfehlten Visionen.
Andere wiederum preschen noch ei-
liger vor, hin zu ausschließlichem 
»E-Science«, »E-Research« und »Grid-
Computing« (Schmidt 2005, S. 2).
Wo die tatsächlichen Potenziale des
eLearning liegen, bedarf einer stetigen
und sehr viel weiter gehenden kriti-
schen Sichtung und Reflexion, und
zwar sowohl hinsichtlich strategischer
und konzeptioneller Überlegungen als
auch der praktischen Entwicklungs-
erfahrungen angesichts der vielen
(und uneinheitlichen) Konzepte für
die Umsetzung und Implementierung
von eLearning an den Hochschulen.
Christoph Revermann
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Das Konzept des »Lebenslangen Ler-
nens« hat zum Ziel, Menschen zu be-
fähigen, eigenständig über ihre gesam-
te Lebensspanne hinweg zu lernen. Es
handelt sich um eine Abkehr von fest
definierten, zeitlich befristeten Bil-
dungsphasen, an deren Ende bisher der
Einstieg in die Berufstätigkeit und die
darin verankerte berufliche Weiterbil-
dung standen. Damit entspricht dieses
Konzept den Anforderungen der Wis-
sensgesellschaft im Informationszeit-
alter, in der die Ressource Wissen eine
zentrale Voraussetzung für Leistungs-
und Wettbewerbsfähigkeit ist. eLear-
ning stellt ein wichtiges Instrument zur
Unterstützung von Lernprozessen dar,
das insbesondere eine Individuali-
sierbarkeit der Lerninhalte und einen
flexiblen Umgang mit Lernzeiten und 
-orten ermöglicht.
Damit jedoch eLearning einen opti-
malen Beitrag zu persönlichen und
gesellschaftlichen Lernprozessen leis-
ten kann, müssen eLearning-Produkte
und -Methoden auf individuelle bzw.
gruppenspezifische Modalitäten einer
Wissensgenerierung und ebensolche
Formen eines adäquaten Abrufens
von Wissen und Erfahrung zuge-
schnitten sein. Diese Methoden sind
in hohem Maße altersspezifisch.
Ohne eine konsequente altersspezifi-
sche Umsetzung von didaktischen
Konzepten würden die eLearning-
Instrumentarien im Kontext des le-




Eine im Rahmen des TAB-Moni-
torings eLearning erstellte Studie hat
das Themenfeld exemplarisch für die
beiden Personengruppen »Kinder«
und »ältere Menschen« vertieft be-
trachtet (TAB 2007). Anhand dieser
beispielhaft ausgewählten Lebens-
phasen – Kindheit und Alter – wurde
analysiert, wie sich die Nutzermerk-
male der beiden Zielgruppen hinsicht-
lich der Lernmedien, insbesondere
Computer und Internet als Voraus-
setzung für den Einsatz von eLear-
ning, unterscheiden bzw. darstellen
und inwieweit zielgruppenspezifische
Anforderungen in der Entwicklung
und im Marktangebot von eLearning-
Produkten bereits eine Rolle spielen
bzw. wie zukünftig Entwicklungen
aussehen müssten. 
ZIELGRUPPE KINDER
Für Kinder ist dem Umfang und der
Qualität nach das informelle Lernen
die wichtigste Lernform. Erstes Bil-
dungsziel in der frühen Lebensphase
ist die Kompetenzentwicklung als
Kombination aus Persönlichkeitsent-
wicklung, Lernkompetenz, Fähigkeit
des Wissenserwerbs und der Wissens-
anwendung, sprachlicher, sozialer und
motorischer Kompetenz sowie Me-
dienkompetenz. Da nicht nur der fa-
miliäre Hintergrund, sondern auch
der Einfluss von Bildungsinstitutionen
und Peers entscheidend für den Lern-
erfolg sind, müssen die entscheiden-
den Akteure gut vernetzt sein und
durch Beratung und Vorbereitung bei




Computer und Internet sind bei
Kindern kontinuierlich auf dem Vor-
marsch. So haben bereits 70 % der 6-
bis 13-Jährigen in Deutschland Erfah-
rungen mit dem Computer. Bei der
Nutzung des Computers lernen Kin-
der immer häufiger auch das Internet
kennen. 44 % der computererfahre-
ZIELGRUPPENORIENTIERTES eLEARNING
Die Besonderheit des eLearning als ein breit einsetzbares und stark individua-
lisierbares Lerninstrument impliziert, dass neben dem jeweiligen Lernkontext
auch die besonderen Voraussetzungen der Nutzergruppe bei der Konzipierung
des Instruments zu berücksichtigen sind. Mit der stetigen Verbesserung der
Einsatzmöglichkeiten stellt sich die Frage, welche Rolle eine Zielgruppendiffe-
renzierung von eLearning-Angeboten bei der Angebotsentwicklung oder beim
Einsatz spielt. Eine weitere – übergreifende – Frage ist die nach der Einbindung
des eLearning in das Konzept »Lebenslanges Lernen«. Lebenslanges Lernen hat
sich in den letzten Jahren zu einem zentralen Topos sowohl in politischen und
in wissenschaftlichen Debatten als auch zu einem neuen Paradigma in der
Bildungsdiskussion entwickelt. Für den Einzelnen gewinnt lebenslanges Lernen
hinsichtlich der persönlichen Lebensgestaltung in Arbeit und Beruf, aber auch
in der Familie, in Freizeit und Kultur sowie Politik, zunehmend an Bedeutung.
eLearning ist deshalb gerade im Kontext des lebenslangen Lernens ein geeig-
netes Werkzeug, um je nach Lebensphase und Lernsituation zielgruppenspezi-




























nen Kinder nutzen mindestens einmal
pro Woche Lernprogramme. Nimmt
man die frühkindlichen Nutzer dazu,
so zählen 80 % der Computernutzer
zum Kreis derer, die mit dem Lernen
via Computer/Internet bereits Erfah-
rungen gesammelt haben. Es ist zu
vermuten, dass die Nutzung neuer
Medien für Kinder – auch zum Lernen
– in der Zukunft einen noch größeren
Stellenwert einnehmen wird (Medien-
pädagogischer Forschungsverbund
Südwest 2006). 
Die Merkmale der Zielgruppe Kinder
hinsichtlich der Nutzung von Com-
puter und Internet als Voraussetzung
für den Einsatz von eLearning sind
nicht einheitlich, sondern zeigen sich
in Abhängigkeit von verschiedenen
Kontexten heterogen. Hierbei gilt es
zudem zu berücksichtigen, dass bei
der Zielgruppe Kinder zusätzlich zu
den eigenen kindbezogenen Präferen-
zen erzieherische Einflüsse und Maß-
nahmen wirken. Für Kinder ist der
Computer ein prädestiniertes Gerät
für informelles Lernen, da er bevor-
zugt zum Spielen verwendet wird. Für
das Verständnis von informellem Ler-
nen mit Medien ist es wichtig, dass
informelles Lernen als Erfahrungs-
lernen, implizites Lernen, Alltags-
lernen, selbstgesteuertes Lernen und
kompetenzentwickelndes Lernen exi-
stent ist (Aufenanger 2006b).
Nach dem 12. Kinder- und Jugend-
bericht der Bundesregierung sind
Medien(-Welten) keine eigenen Bil-
dungsorte, jedoch eine bedeutsame
Lernwelt mit eigenen Chancen und
Risiken. Der Grossteil der Kinder und
Jugendlichen nutzt den Computer und
das Internet, Zugang besteht privat
oder in der Schule. Der familiäre Hin-
tergrund spielt bei der Entwicklung
von Medienkompetenz eine große
Rolle. So spiegeln sich im Umgang mit
Computer und Internet insgesamt
soziale Ungleichheiten bzw. können
sich diese weiter verstärken. Kinder
aus sozial schlechter gestellten Fami-
lien sehen überdurchschnittlich lang
fern, während Kinder aus sozial besser
gestellten Verhältnissen größere Chan-
cen haben, Computer und Internet
überdurchschnittlich oft zu nutzen.
Sie haben damit auch bessere Teil-
nahmevoraussetzungen an etwaigen
eLearning-Angeboten (BMFSFJ 2005).
Selbstgesteuertes Lernen und die
daran geknüpfte Form der Nutzung
von Medienangeboten, stellt für
Kinder aus bildungsfernen Lebens-
kontexten eine zusätzliche Hürde zur
Teilnahme an Lernprozessen dar,
denn multimediale Lernangebote ver-
langen eine hohe Selbstmotivation,
kognitive Fähigkeiten für Naviga-
tionsaufgaben, eigenständiges struk-
turieren von vernetzten (hypertextuel-
len) Lernangeboten sowie hohe Grade
von Selbststeuerung. Insbesondere
letztere Anforderung ist bei lern-
schwachen Kindern problematisch,
wogegen lernstarke Kinder diese
Herausforderungen besser bewältigen
können. Angesichts der sozialen
Differenzen sollte jedoch nicht ver-
nachlässigt werden, dass auch bei vie-
len »privilegierten« Kindern aus
höheren Sozialschichten mit oftmals
umfangreicher Ausstattung an neuen
Medien sich ein ausgedehnter Medien-
gebrauch ohne Aufsicht Erwachsener





Der eLearning-Markt für Kinder zeigt
weitgehende Transparenz hinsichtlich
der Anbieter von eLearning-Produk-
Tätigkeiten 2000 2002 2003 2005
alleine Computerspiele spielen 63 70 70 63
mit anderen Computerspiele spielen 46 51 53 50
etwas für die Schule machen – 43 46 49
Lernprogramme benutzen 46 43 44 45
Internet/E-Mails 15 25 30 41
CD-ROMs benutzen 42 41 – –
mit Computer malen/zeichnen 36 36 34 35
Texte schreiben 28 32 33 35
PC-Lexikon nachschlagen 21 24 25 28
Musik hören – 17 20 28
Programmieren 8 8 7 9
Quelle: TAB 2007




























ten, der intermediären Institutionen
sowie der angebotenen Produkte.
Dort agieren u.a. Schulbuchverlage,
Softwareentwickler, Unternehmen,
gemeinnützige Institutionen, Privat-
personen. Nur ein Teil der Anbieter
verfolgt mit der Vermarktung von
eLearning-Produkten (in erster Linie)
ein Gewinnziel. Andere Unternehmen
bieten aus Imagegründen bzw. mit
dem Ziel der langfristigen Kunden-
gewinnung spezifisch auf Kinder aus-
gerichtete Produkte an. Darüber hin-
aus ist eine Reihe von Institutionen
gemeinnützig oder im öffentlichen
Auftrag am Markt aktiv (Büllingen/
Böschen 2006).
eLearning-Angebote für Kinder um-
fassen Computerspiele, reine Lernpro-
gramme und Edutainmentangebote
(die enge Kopplung von Unterhaltung
und Bildung). Diese Ausweitung der
Angebotsdefinition ist dann sinnvoll,
wenn man berücksichtigt, dass ein
Großteil der Computerspiele auch zu
didaktischen Zwecken eingesetzt wird
und Fähigkeiten wie logisches und
strategisches Denken oder Geschick-
lichkeit erfordert und fördern kann
(Aufenanger 2006a).
Der größte Teil der Unternehmen, der
im eLearning-Markt für Kinder tätig
ist, produziert und vermarktet Inhalte,
wie z.B. Lernsoftware, Edutainment-
produkte und Computerspiele. Es
werden vergleichsweise wenige Kurse,
Seminare und Workshops angeboten,
die auf die Schulung der Medienkom-
petenz abzielen. Insgesamt ist das an
Kinder gerichtete Produktangebot
stark diversifiziert. Dies ist ein Hin-
weis, dass diese Zielgruppe auch kom-
merziell ernst genommen wird und die
Marktchancen auch für spezialisierte
Produkte mit kleinen Stückzahlen als
erfolgversprechend bewertet werden.
Es ist ferner zu beobachten, dass
Produktangebote zunehmend interak-
tiv gestaltet werden.
Distributionsseitig wird sehr viel
unternommen, die Markttransparenz
und die Sichtbarkeit der eLearning-
Angebote zu erhöhen. Neben abrufba-
ren Datenbanken und Internetseiten
der Anbieter werden traditionelle
Distributionskanäle weiter genutzt,
wie etwa Werbung in Printmedien, TV
und Radio. Die institutionelle Ver-
ankerung der eLearning-Angebote für
Kinder wird seitens der Anbieter als
sehr positiv bewertet. Der Deutsche
Bildungsserver, der von der Kultus-
ministerkonferenz, dem BMBF sowie
von der Bund-Länder-Kommission ins
Leben gerufen wurde, aber auch die
Landesbildungsserver können als gute
Beispiele für die institutionelle Veran-
kerung sowohl von Anbieterdaten-
banken als auch von eLearning-Platt-
formen gelten. Durch Qualitätsurteile
von Experten und Beurteilungen von
Nutzern im Internet wurde ein Me-
chanismus der Qualitätskontrolle eta-
bliert, dessen Wirkung nach Ansicht
vieler Experten auf den Produktions-
prozess der Anbieter erheblichen Ein-
fluss ausübt. Zudem dürften die durch
Peers beeinflussten Kaufentscheidun-
gen bei Kindersoftware beachtlich
sein (Büllingen/Böschen 2006). 
WAS BLEIBT ZU TUN?
eLearning-Instrumente, wie z.B.
Lernsoftware für Kinder, stellen einen
beachtlichen eigenständigen Markt
dar. Hier ist eine enge Kopplung der
Computernutzung insbesondere für
Spielzwecke mit informellen Lern-
prozessen erkennbar. Es gibt bereits
einige Studien und pädagogische
Ansätze zu kinderspezifischen Anfor-
derungen an eLearning, ebenso etli-
che Ansätze zur Umsetzung in Form
von Lernangeboten, sei es für Vor-
schule, Schule oder für Zuhause.
Hinzu kommen Initiativen zur Beur-
teilung und Sicherung der Qualität
der Angebote. Eine stärkere Kom-
merzialisierung des eLearning-Ange-
bots für Kinder ist in Zukunft wahr-
scheinlich, da Medienunternehmen
und Verlage Kinder und Jugendliche
als Zielgruppe längst erkannt haben.
Alters- »Erstes Spiel- Krimi Software Knobeln, Kreati- Spiele Konsolen
stufe Klicken« geschich- für Merken, vität
ten Mädchen Geschick
2 – 4 15 – – – 1 1 3 2
4 – 6 60 51 1 3 10 10 10 9
6 – 8 41 90 6 16 29 27 45 77
8 – 10 24 85 26 22 48 29 58 94
10 – 12 21 64 26 20 50 25 67 91
Quelle: FEIBEL.DE-Datenbank (http://www.feibel.de; abgerufen am 21.01.06); TAB 2007




























Die kommerziellen Potenziale des
eLearning für Kinder sind ein Treiber
bei der Ermittlung des Zielgruppen-
bedarfs, sei es auf Anbieterseite oder
seitens der Forschung, z.B. in den Be-
reichen Kinderpsychologie und Me-
dienpädagogik, in denen schädigende
Einflüsse und Folgen ebenso unter-
sucht werden sollten wie das Potenzial
für bessere Lernerfolge. Die bisher
unterrepräsentierte Teilzielgruppe der
Vorschulkinder wird im Zuge der
aktuellen Debatte um vorschulische
Bildungskonzepte und den Ausbau
der Betreuung durch Kindertages-
stätten sicher in naher Zukunft ver-
stärkt Gegenstand der Bedarfsermitt-
lung sein. Weiterhin gilt es, die Struk-
turen der Ungleichheit zu berücksich-
tigen:
> nicht alle Kinder haben den glei-
chen Zugang zu Medien;
> Eltern mit höherer Schulbildung
gehen mit Medien kompetenter
um;
> durch die neue IKT bzw. durch
unterschiedliche Zugangsmöglich-
keiten und Nutzung kann sich
eine gesellschaftliche Wissenskluft
verstärken.
Notwendig ist nach wie vor, gezielter
als bislang in den Erziehungswissen-
schaften, der Informatik wie auch der
Medienpädagogik die Kinderlern-
software zu evaluieren. Nicht nur der
Erfolg ihres Einsatzes ist zu ermessen,
sondern auch die differenten Alters-
gruppen, unterschiedlichen didakti-
schen Ansätze, lerntheoretischen Kon-
texte sowie pädagogisch gestalteten
Lernumgebungen sind zu erfassen. In
diesem Sinne ist unter einer pädago-
gisch angemessenen als auch an-
spruchsvollen Lernsoftware jene zu
verstehen, die den pädagogischen Zie-
len ihres Einsatzkontextes entspricht
und die damit verbundenen Erwartun-
gen erfüllt (Aufenanger 2006a). Er-
schließen lässt sich dies jedoch nur
durch systematische Erfahrungsbe-
richte, die auf entsprechende eLear-
ning-Instrumente und -Umgebungen
rekurrieren. Diese liegen aber (in grö-
ßerem Umfang) bisher nicht vor.
ZIELGRUPPE ÄLTERE
MENSCHEN
Als Folge des demografischen Wan-
dels erhöht sich der Anteil älterer
Menschen an der Gesamtbevölkerung,
und diese Entwicklung wird noch an
Tempo und Ausmaß gewinnen. Die
Nachfrage älterer Menschen nach
Bildungs- und Weiterbildungsinhalten
sowie generellen Informationsmög-
lichkeiten wird überproportional stei-
gen. In diesem Zusammenhang gewin-
nen neue Informations- und Kommu-
nikationstechniken an Bedeutung, da
sie älteren Menschen mit oder ohne
Altersbeschwerden zahlreiche Mög-
lichkeiten bieten, die alltägliche Le-
bensqualität zu erhalten oder zu ver-
bessern.
Für ältere Menschen ist der Erwerb
oder der Erhalt von Selbstständigkeit
und Selbstbestimmung eine wesentli-
che Zielsetzung des Lernens. Es
kommt bei ihnen weniger auf die
Neuanlage von Fertigkeiten und Fä-
higkeiten, sondern mehr auf den
Erhalt vorhandener Kompetenzen an.
Gleichzeitig erwerben Ältere neue
Kompetenzen, um Erfahrungen und
Wissen weiterzugeben oder um ehren-
amtliche Funktionen ausüben zu kön-
nen. Zudem sind Lernende in dieser
Lebensphase i.d.R. weniger mobil als
zuvor, sodass medialen Bildungsan-
geboten eine zusätzliche bzw. auch
besondere Bedeutung zukommt.
Wichtiges Ziel bei der Gestaltung der
Lernangebote für diese Zielgruppe ist
der Abbau von Zugangs- bzw. Nut-
zungsbarrieren. Ältere Menschen, die
in ihrem Berufsleben regelmäßig an
Weiterbildung teilgenommen haben,
schätzen diese auch im Alter als wich-
tig ein. Personen mit höherer Bildung
nehmen mit größerer Wahrschein-
lichkeit auch im fortgeschrittenen
Alter noch an Bildungsangeboten teil




Auch die älteren Menschen bilden
keine homogene Gruppe in Bezug auf
Mediennutzung und Bildungsnach-
frage. Ihre Mediennutzung hat sich in
den letzten Jahren hin zu einer häufi-
geren und intensiveren Nutzung von
elektronischen Medien verändert. Die
höchsten Steigerungen bei der Inter-
netnutzung weisen seit 2005 die ab
50-Jährigen, hier speziell die über 60-
Jährigen, sowie Rentner auf. Trotz-
dem ist mit derzeit etwa 20 Mio.
»nicht vernetzter« älterer Menschen
der Bedarf an die Heranführung zur
Nutzung moderner Medien und der
Wahrnehmung von eLearning-Ange-
boten noch erheblich. Allerdings fin-
den sich innerhalb dieser Zielgruppe
deutliche Nutzungsunterschiede nach
Altersklassen, Geschlecht und Bil-
dung. Es zeigt sich, dass Sozialisa-
tionseffekte wie Rollenverhalten und




























phasen noch ihre Wirkung entfalten.
Es zeichnet sich zudem ab, dass
Altersunterschiede bei der Häufigkeit
und Intensität der Nutzung innerhalb
der Zielgruppe älterer Menschen
zukünftig eher abnehmen (Initiative
D21 2005).
Computer und Internet sind aufgrund
ihrer Möglichkeit, auch weniger mo-
bile Lernende zu erreichen, für die
Zielgruppe ältere Menschen interes-
sante Alternativen zu herkömmlichen
Bildungsmedien. Die wenigen Ergeb-
nisse, die bisher zur Mediennutzung
älterer Menschen im Bereich der
Weiterbildung vorliegen, weisen eben-
falls darauf hin, dass auch die Älteren
ein Interesse an allen mediengebunde-
nen Möglichkeiten des informellen
und formellen Lernens haben.
eLEARNING-MARKT 
Der Begriff eLearning besitzt im
Marktsegment ältere Menschen eine
völlig andere Akzentuierung als im
Markt für Kinder. Er liegt bisher ein-
deutig auf der Vermittlung von
Medienkompetenz, also dem Erlernen
des Umgangs mit elektronischen
Medien. Und ältere Menschen haben
ein überwiegend praktisches Interesse
am Internet und betrachten den Com-
puter selten als Unterhaltungsmedi-
um. Daher werden insbesondere In-
formationen zu thematischen Schwer-
punkten wie z.B. Erkrankungen,
Reisen, Finanzfragen, Sprachen usw.
abgerufen. Möglicherweise ist hierin
die Ursache zu suchen, dass Bildung
und das Erlernen von Inhalten sich
bisher nur in sehr geringem Umfang in
den Produktentwicklungs- und Ver-
marktungsaktivitäten der Anbieter
niedergeschlagen haben. Die Analyse
des Marktes zeigt, dass entsprechende
Produkte kaum vorhanden sind bzw.
nur verhalten vermarktet werden. So
werden vereinzelt Online-Englisch-
Kurse speziell für ältere Menschen




Eine institutionelle Verankerung von
entsprechenden Angeboten ist derzeit
nicht zu erkennen, von einem Markt-
geschehen kann nicht die Rede sein.
Alle identifizierten Angebote haben
eher (Modell-)Projekt- oder Experi-
mentiercharakter und stellen noch
kein stabilisiertes Angebot dar. Die
diesbezüglichen Teilnehmerzahlen be-
wegen sich bestenfalls im unteren vier-
stelligen Bereich, verglichen mit einem
Potenzial von etwa 300.000 Bildungs-
willigen (setzt man konservativ ge-
schätzt nur 1 % dieser Bevölkerungs-
gruppe an) ein äußerst geringer Anteil.
Die verfügbaren Angebote kann man
kaum als formal konsolidierte eLear-
ning-Kurse bezeichnen, die es ermög-
lichen, zusammenhängend ein defi-
niertes Wissen zu erwerben. Es han-
delt sich eher um informelle Lernan-
gebote, bei denen das Lernen eine
Begleiterscheinung themenbezogener
synchroner oder asynchroner Kom-
munikation im Netz ist. Auch auf
didaktischer Ebene ist noch keine
Konsolidierung zu erkennen. Das hier
vorherrschende Prinzip ist, dass ältere
Menschen Berührungsängste und Vor-
urteile gegenüber dem Medium Com-
puter am ehesten abbauen können,
wenn sie nach dem Prinzip »learning
by doing« direkt damit konfrontiert
sind (Held et al. 2006).
Mittlerweile sind Studien zu angemes-
senen Lernumgebungen für die Älte-
ren angelaufen, bislang liegen jedoch
Ergebnisse noch nicht vor. Der An-
satz, entsprechende Angebote nach-
haltig und zugleich mit dem Anspruch
der Kostendeckung zu entwickeln,
spielt bisher noch eine untergeordnete
Rolle. Wie die verschiedenen Kom-
ponenten von eLearning für die Älte-
ren stimmig und organisatorisch zu
einem Gesamtsystem zusammengefügt
werden können, ist erst ansatzweise
zu erkennen.
WAS BLEIBT ZU TUN?
Da zielgruppenorientierte Angebote
derzeit für ältere Menschen kaum ver-
fügbar sind, finden dementsprechend
bislang erst sehr wenige zielgruppen-
orientierte Bildungs- und Umsetzungs-
konzepte Anwendung bzw. werden
erst entwickelt. Es ist jedoch für ältere
Menschen, trotz der aktuell noch
geringen Berücksichtigung zielgrup-
penspezifischer Bedarfe, in Zukunft
ebenfalls mit einer Ausweitung der
Zielgruppenorientierung bei der An-
gebotsentwicklung zu rechnen. Zen-
trale Treiber sind die derzeitige demo-
grafische Entwicklung und die damit
einhergehende generelle Zunahme der
Bedeutung der älteren Menschen als
Zielgruppe für Unterhaltung und
Weiterbildung. Eine engere Kopplung
von Unterhaltung und Bildung, das
Edutainment, wie es bei der Zielgrup-
pe Kinder schon weitverbreitet ist,
steht für die Angebote für ältere Men-
schen noch aus (Held et al. 2006).
Von Bedeutung ist auch die Tatsache,
dass sich die am häufigsten angebote-




























Markt derzeit noch nicht mit den
Bildungspräferenzen der Zielgruppe
decken. Und diese Präferenzen verwei-
sen, da vorwiegend Themen wie
Kunst, Kultur, Theater, Gesundheit
und Ernährung gewünscht werden,
prinzipiell auch auf ein hohes Po-
tenzial für Edutainment hin. Zudem
wird die durch eLearning mögliche
Senkung der Zugangsbarriere zu
Bildung hinsichtlich technischer Un-
terstützung bei mangelnder Mobilität
oder Unterstützung von Seh- und
Hörfunktionen noch unzureichend
thematisiert bzw. in der Anwendungs-
entwicklung berücksichtigt. Weitere
Potenziale bestehen im Einsatz des
eLearning im Zusammenhang mit spe-
zifischen Lerninhalten, z.B. dem Um-
gang mit dem Älterwerden, dem
Lernen in Verbindung mit der Pflege
sozialer Kontakte oder der (virtuellen)
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben
bei eingeschränkter Mobilität oder
körperlicher Beeinträchtigung (Held
et al. 2006). Die im Rahmen einer
Befragung gewonnenen Erkenntnisse,
welche Vorteile sich Ältere von den
Möglichkeiten des eLearning mithilfe
neuer Kommunikationsmedien erhof-
fen, sind in der Abbildung dokumen-
tiert.
In Zukunft werden sich Organisatio-
nen, die im Bereich Erwachsenenbil-
dung erfolgreich sein wollen, insge-
samt dem Komplex eLearning für die
Zielgruppe der Älteren intensiver wid-
men müssen. Bislang fehlt ihnen
zumeist noch die spezielle technisch-
organisatorische Kompetenz, um diese
Zielgruppe erfolgreich ansprechen zu
können. Die Entwicklung von mehr
Phantasie, wie Bildung und Nutzung
neuer Technologien mit der Ziel-
gruppe ältere Menschen erfolgreich
verbunden werden können, ist diesem
Marktsegment zu wünschen.
Da sich der eLearning-Markt für älte-
re Menschen noch in einer frühen
Entwicklungsphase befindet, gibt es
diesbezüglich bisher auch nur einen
sehr geringen Erfahrungsschatz. Aber
die prinzipiell positiven Erfahrungen
mit eLearning-Angeboten für ältere
Menschen – so es sie denn gibt – in
Deutschland wie auch in anderen
europäischen Ländern zeigen, dass
entsprechende Angebote dann erfolg-
reich sind, wenn eine institutionelle
Verankerung sichergestellt, an beste-
hende Kompetenznetzwerke ange-
knüpft und entsprechende Service-
plätze genutzt werden können. Hier
zeigen die bisherigen Erfahrungen,
dass weiterbildungsinteressierte ältere
Menschen besonders an Formen des
kooperativen Lernens unter Einsatz
spezifischer, kontextbezogener media-
ler Lehr- und Lernangebote interes-




Lebenslanges Lernen gewinnt zum
einen für die persönliche Lebensge-
staltung und Kompetenzentwicklung
an Bedeutung; zugleich entspricht die-
ses Konzept in Wirtschaft und Gesell-
schaft den zentralen Anforderungen
auf dem Weg zur Wissensgesellschaft.
Es zeigt sich, dass in diesem Kontext
eLearning eine sinnvolle Ergänzung zu
herkömmlichen Lehr- und Lernarten
darstellt und dabei insbesondere der
Zielgruppenorientierung von eLear-
ning-Angeboten eine wichtige Rolle
bei der Differenzierung der Angebots-
entwicklung zukommt. Medienge-
stütztes Lehren und Lernen ist ein
breit einsetzbares und stark individua-
lisierbares Lerninstrument, das neben
dem jeweiligen Lernkontext auch die
unterschiedlichen Voraussetzungen
der jeweiligen Nutzer bei der Konzi-
pierung der Inhalte berücksichtigt. Zu
VORTEILE VIRTUELLEN LERNENS MIT NEUEN KOMMUNIKATIONSMEDIEN (N = 64)
 
   
  
  
    
 
 
   
  
  
    
  
 




























konstatieren ist jedoch insgesamt eine
notwendige weitere Vertiefung des
Themas. Zielgruppenspezifischer Be-
darf wie auch die spezifische Nutzung
der verschiedenen eLearning-Instru-
mentarien im Kontext von Lernen und
Bildung sind bei Kindern als auch ins-
besondere bei Älteren unzureichend
ermittelt und wurden bislang in der
Entwicklung von entsprechenden An-
geboten nicht angemessen berücksich-
tigt. Hieraus ergeben sich einige zen-
trale Handlungsnotwendigkeiten:
KINDER
Grundsätzlich ist eine weiter gehende
Differenzierung der Zielgruppe Kin-
der und Jugendliche hinsichtlich un-
terschiedlicher Lernvoraussetzungen
wichtig, um der Verstärkung von so-
zialen Ungleichheiten durch Medien-
nutzung mithilfe spezifischer pädago-
gischer Ansätze entgegen wirken zu
können. Die Zugangs- und Nutzungs-
voraussetzungen für adäquates eLear-
ning sind zu Hause nicht immer gege-
ben, und die Schule als ein Ort mög-
licher Kompensation ist oftmals zu
wenig für diese Aufgabe gerüstet. Da-
raus ergeben sich folgende Hinweise
für die Bereiche Forschung, Schule,
Lehrerbildung, Elternhaus sowie
außerschulische Kontexte:
> Forschung: Es müssen verstärkt
Forschungen initiiert und geför-
dert werden, die verlässliche und
vor allem differenzierte Daten zur
Nutzung von Computer und
Internet von Kindern im Vor- und
Grundschulalter liefern.
> Schule: Schulen können diese
Aufgaben sinnvoll nur überneh-
men, wenn verstärkt Angebote zur
Vermittlung von Medienkompe-
tenz entwickelt werden, um vor
allem Kindern aus bildungsfernen
Lebenskontexten Voraussetzungen
zu einer aktiven Beteiligung an
förderlichen eLearning-Angeboten
zu geben. 
> Lehrerausbildung: In diesem Zu-
sammenhang ist auch auf die
mangelnde Vorbereitung von
Lehrpersonen in der Ausbildung
für diese Aufgaben hinzuweisen.
Nur wenige Bildungsangebote an
Hochschulen bereiten zukünftige
Lehrkräfte unter inhaltlichen, di-
daktischen und technischen Aspek-
ten auf die Nutzung von Compu-
ter und Internet im Unterricht vor.
> Häuslicher Bereich: In der Eltern-
arbeit sollte verstärkt darauf hin-
gewirkt werden, dass Kinder bei
der Nutzung von Computer und
Internet nicht nur die konsum-
und spielorientierten Formen nut-
zen, sondern auch die informa-
tionsorientierte Nutzung verstärkt
in den Blick genommen wird.
Im Bereich des informellen Lernens,
z.B. in außerschulischen pädagogi-
schen Kontexten, muss sich verstärkt
der Frage angenommen werden, ob
hier Kinder aus sozial benachteiligten
Familien auch mit eLearning-Ange-
boten erreicht bzw. besser erreicht
werden.
ÄLTERE MENSCHEN
eLearning-Produkte für Ältere sind
kaum vorhanden oder werden nur
verhalten vermarktet. Das rudimentä-
re Marktgeschehen ist zudem unüber-
sichtlich: Die existierenden Angebote
konzentrieren sich auf (informations)
technische Themen, es fehlt an Ange-
boten mit Lebenslagenbezug (z.B.
Alter, Gesundheit, Prävention). Bil-
dung und Erlernen von Inhalten
haben sich bisher nur sehr wenig auf
die Produktentwicklungs- und Ver-
marktungsaktivitäten für diese Grup-
pe bei den Anbietern niedergeschla-
gen. Als notwendig wird auch erach-
tet, die Zielrichtung der jeweiligen
Angebote bzw. der eingesetzten In-
strumente klar zu definieren (Welche
Gruppe der Älteren ist angesprochen,
welche technischen Vorkenntnisse
müssen berücksichtigt, welche Inhalte
sollen vermittelt werden?) sowie ein
schlüssiges Evaluationskonzept zu
entwickeln, welches die jeweiligen
Projekte von Beginn an begleiten
kann. Bezogen auf die Entwicklung
von konkreten eLearning-Angeboten
lassen sich u.a. folgende Hinweise
geben (Held et al. 2006):
> Tutoriell betreute sowie in Stil
und Intensität altersspezifische
Angebote sollten unbetreuten An-
geboten vorgezogen werden. Die
Betreuenden sollten eine zielgrup-
penspezifische Schulung erhalten
haben. 
> Auf eine konstruktive soziale Ein-
bettung des eLearning-Angebots,
die zugleich eine notwendige
Transparenz schafft, welche Mit-
lernende und Betreuende im jewei-
ligen Lernkontext anzutreffen
sind, sollte geachtet werden.
> Didaktische Konzepte sollten die
Lernerfahrungen der Älteren be-
rücksichtigen. Inhalte müssen in
kleinen Schritten bearbeitbar und
Möglichkeiten der Erprobung
gegeben sein. Die Berücksichti-




























der Älteren ist unabdingbar für
eine erfolgreiche Vermarktungs-
strategie.
> Die Technik sollte so gestaltet
sein, dass sie kognitiv in den Hin-
tergrund tritt und keine dauerhaf-
te Erschwernis darstellt. Tech-
nische Umgebungen sollten auf
unbedingt notwendige Funktiona-
litäten reduziert werden. Hard-
und Software sollten fehlerfreund-
licher bzw. fehlbedienungssicherer
sein, damit Zugangsbarrieren ver-
mieden oder verringert werden.
> Da ältere Frauen vielfach andere
Interessensschwerpunkte als ältere





Noch mehr als bei der Zielgruppe
Kinder sind für die Zielgruppe der
Älteren verstärkte Forschungsan-
strengungen notwendig, die zum Teil
überhaupt erstmals gesicherte Infor-
mationen und differenzierte Daten
dazu erbringen müssten, auf welchen
Voraussetzungen zur Nutzung von
Computer und Internet – und damit
zu einer aktiven Beteiligung an eLear-
ning-Angeboten – die Zielgruppe der
Älteren aufbauen kann, und welche
Interessen und Ambitionen ältere
Menschen bei der Nutzung von
eLearning im Kontext des lebenslan-
gen Lernens überhaupt verfolgen.
Christoph Revermann
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ERGEBNISSE DER HIRNFORSCHUNG – 




bedienen sich nahezu sämtlicher na-
turwissenschaftlicher Arbeits- und
Methodenbereiche und stellen damit
keine einzelne Disziplin dar, sondern
bilden ein multidisziplinäres For-




ebenen zugeordnet (Abb. 1):
> einer subzellulären und zellulären
Ebene,
> einer mittleren Ebene neuronaler
Netzwerkverbände sowie 
> der Ebene funktionaler Systeme,
die den Blick auf die Gesamt-
funktion des Hirns richtet.
Die Erkenntnisfortschritte der letzten
Jahre betreffen insbesondere die sub-
zelluläre und zelluläre Ebene sowie die
(übergeordnete) Ebene der funktionel-
len Systeme. So ist es auf der Ebene
der funktionellen Systeme (insbeson-
dere durch bildgebende Verfahren)
gelungen, die Kartierung des Gehirns
deutlich zu verfeinern, d.h. verschie-
dene mentale Leistungen bestimmten
Hirnregionen zuzuordnen. Auf der
zellulären und subzellulären Ebene
konnten der Aufbau, die elektro-
physiologische Wirkungsweise und
die Zusammenarbeit von Neuronen
(Nervenzellen) aufgeklärt werden.
Durch die Molekulargenetik ist es
gelungen, bestimmte Neuronengrup-
pen molekular zu charakterisieren
und bestimmten Leistungen zuzuord-
nen. Ebenso ist man bei der Loka-
lisierung und der Klärung der Be-
deutung von Neurotransmittern als
Boten- und Überträgerstoffe zwischen
Nervenzellen deutlich vorangekom-
men, womit auch neue Therapiemög-
lichkeiten für psychische Erkrankun-
gen eröffnet wurden.
Die bisherigen Grenzen für das Ver-
ständnis der biologischen Grundlagen
mentaler Leistungen und Vorgänge
und damit die wesentlichen Heraus-
forderungen für die Forschung liegen
auf der sogenannten mittleren Ebene
der Neuronenverbände. Hier werden
die durch die Sinnesorgane in das Ge-
hirn geleiteten Reize in Informationen
und sinnhafte mentale Inhalte (Emo-
tionen, Begriffe, Gedanken) übersetzt.
»The decade of the brain« wurde bereits 1990 von US-Präsident Bush senior
ausgerufen – aber dann wurde daraus doch eher die Dekade des Genoms, weil
die DNA-Sequenzierung der menschlichen Chromosomen mit exponentiell
steigenden Analyse- und Rechenkapazitäten schneller als erhofft gelang. Aber
auch ohne die Rede vom »Jahrzehnt des Gehirns« wieder aufzunehmen, haben
die Neurowissenschaften etwa seit dem Jahr 2000 eine Fülle neuer Ergebnisse
hervorgebracht, insbesondere durch die Fortschritte bei den bildgebenden
Verfahren – wobei oft unklar ist, ob es sich dabei tatsächlich um Erkenntnisse
oder nicht eher um immense Datenansammlungen handelt. Auf jeden Fall sind
Dimensionen und mögliche Konsequenzen der Hirnforschung verstärkt in der
öffentlichen Debatte aufgetaucht, so in Diskussionen zur physiologischen
Grundlage von Willen und Verantwortung oder in Kontroversen über neue
Möglichkeiten psychischer Manipulation und mentaler Optimierung. Der
aktuelle TAB-Bericht »Hirnforschung« gibt einen umfassenden Überblick zum
Stand der Forschung sowie zu den wissenschaftsinternen und öffentlichen
Debatten.
ABB. 1 STRUKTURIERUNG DES FORSCHUNGSGEBIETS »HIRNFORSCHUNG«




























Trotz der Fortschritte bei der Cha-
rakterisierung verschiedener Neuro-
nenverbände oder auch einer verbes-
serten Beschreibung ihres Zusammen-
wirkens ist man von einem tatsäch-
lichen Verständnis, wie Neuronen
Bewusstsein realisieren, noch weit ent-
fernt.
GEIST UND GEHIRN – NEUE
ANTWORTEN AUF EINE
ALTE FRAGE?
Für besondere öffentliche Aufmerk-
samkeit haben in den vergangenen
Jahren weitreichende erkenntnistheo-
retische und philosophische Thesen
führender Neurowissenschaftler zu
den Möglichkeiten einer naturwissen-
schaftlichen Erklärung geistiger Pro-
zesse gesorgt. Ihnen zufolge würden
die Erkenntnisse der modernen Neuro-
wissenschaften zu einer Umwälzung
des menschlichen Selbstverständnis-
ses, d.h. unserer Vorstellungen von
Subjektivität und personaler Identität,
von Selbstbewusstsein, Willen und
Handlungssteuerung, führen. Der
TAB-Bericht unternimmt einen Durch-
gang durch die Diskussion zwischen
Neurowissenschaften, Philosophie
und Kulturwissenschaften – wohl wis-
send, dass dieser den Fachleuten
sicherlich verkürzt erscheinen mag,
während er den Nichtfachleuten ein
gehöriges Stück Erkenntnisenthusias-
mus (oder auch Leidensfähigkeit) ab-
verlangt.
Als Resultat wird herausgearbeitet,
dass weitreichende Thesen zur Deter-
mination geistiger Vorgänge durch
neuronales Geschehen im Gehirn und
zum illusionären Charakter der Wil-
lensfreiheit bisher empirisch nicht hin-
reichend gestützt sind. Von einigen
Protagonisten der Neurowissenschaf-
ten wird den Geisteswissenschaften
vorgeworfen, deren Konzepte zum
Verhältnis von Geist und Gehirn liefen
letztlich auf die naturwissenschaftlich
unhaltbare Annahme der Existenz
einer unabhängigen geistigen Substanz
neben dem Materiellen hinaus, weil
sie nicht erklären könnten, wie geisti-
ge Prozesse auf der Basis neuronaler
Aktivität realisiert werden. Dieser
Vorwurf einer »Erklärungslücke«
kommt jedoch wie ein Bumerang zu
den Neurowissenschaften zurück, so-
lange sie das Problem der Herstellung
von Bedeutung durch einen wie auch
immer gearteten »neuronalen Code«
(also auf der mittleren Ebene der neu-
ronalen Netzwerkverbände) nicht
lösen können.
Aus diesem Grund sind auch Folge-
rungen aus den Fortschritten der
Neurowissenschaften für das Straf-
recht – z.B. hinsichtlich der Frage
nach freiem Willen und Schuld eines
Täters – nicht zwingend. Hierfür wäre
es nötig, den Hirnzustand, der un-
mittelbar vor einer Straftat bestand,
rekonstruieren und die Entscheidung
zur Tat als durch diesen Hirnzustand
determiniert beweisen zu können. Da
die Forschung hiervon noch meilen-
weit entfernt zu sein scheint, ist auf
absehbare Zeit kein ernsthafter Anlass
für eine grundsätzliche Revision unse-
rer Auffassung von freiem Willen, von
Schuld und Verantwortung erkennbar.
Insgesamt lässt sich die Frage nach
den möglichen gesellschaftlichen Kon-
sequenzen der Erkenntnisse oder The-
sen der Neurowissenschaften zum
Verhältnis von Geist und Gehirn
daher – einer in der philosophischen
Diskussion gängigen Position folgend





Ein spezielles Interesse sowohl der all-
gemeinen Öffentlichkeit als auch der
Bildungsforschung an den Methoden
und Erkenntnissen der Hirnforschung
begründet sich in der Hoffnung, dass
diese zu einem besseren Lernen beitra-
gen können. Ein genauerer Blick zeigt
jedoch, dass die bisherigen Ergebnisse
der neurophysiologischen Forschung
im Kontext von Lernen äußerst selten
eindeutig interpretierbar sind. Zwar
wird heute besser verstanden, warum
Menschen in bestimmten Abschnitten
ihres Lebens verschiedene Dinge
unterschiedlich gut lernen, wie be-
stimmte Lernvorgänge physikalisch
bzw. chemisch im Gehirn realisiert
werden oder wie sich Lernvorgänge in
der Gehirnarchitektur niederschlagen.
Doch welche Aktivitäten genau im
Gehirn ablaufen, bevor es zu einem
entsprechendem Lernerfolg kommt,
gehört zu den nach wie vor ungeklär-
ten Fragen. Wenn neuronale Voraus-
setzungen fehlen, bleiben bewährte
Lernumgebungen wirkungslos. Wenn
keine Lerngelegenheiten zur Ver-
fügung stehen, bleiben Menschen mit
einem effizienten Gehirn inkompetent.
Die meisten Ursachen für Lern-
schwierigkeiten liegen zwischen diesen
beiden Extremen und lassen sich mit
der Lerngeschichte erklären.
Der TAB-Bericht diskutiert perspekti-
visch, was Hirnforschung und Bil-
dungsforschung voneinander erwar-
ten können und welche Implikationen
sich aus neurophysiologischen Unter-
suchungen des menschlichen Gehirns
für kognitionswissenschaftliche und
lernpsychologische sowie pädagogi-
sche Theorien ergeben. Es wird ge-
zeigt, dass Erkenntnisse aus der Hirn-
forschung zwar die Rahmenbedingun-
gen beschreiben können, unter denen
erfolgreiches Lernen stattfinden kann,
dass aber die Beiträge der Neuro-
wissenschaften bisher zu unbestimmt
sind, um z.B. konkrete Anleitungen
für die Gestaltung schulischer und
außerschulischer Lerngelegenheiten
geben zu können. Gleichwohl konnte
die Hirnforschung viele Ergebnisse
der langjährigen Lehr- und Lernfor-
schung bestätigen: Bei einer Reihe
kognitionswissenschaftlicher Ergeb-
nisse, psychologischer Einsichten und
pädagogischer Praktiken weiß man
heute besser, warum sie funktionieren





Ein Anwendungsbereich der Hirnfor-
schung, dessen technische Potenziale
öffentlichkeitswirksame utopische Sze-
narien angestoßen hat, ist die soge-
nannte Neuroprothetik. Da elektrische
Aktivität ein zentrales Element der
Signalübertragung zwischen Nerven-
zellen ist, lassen sich technische Sys-
teme grundsätzlich über neuroelektri-
sche Schnittstellen an das Nervensys-
tem ankoppeln (Abb. 2). Hierdurch
ist es möglich, motorische und sensori-
sche, prinzipiell aber auch kognitive
und emotionale Prozesse im Gehirn zu
beeinflussen. Das bislang konkreteste
Entwicklungsfeld ist die Medizin, uto-
pische Projektionen richten sich auf
eine Leistungssteigerung des »norma-
len« Gehirns bzw. Nervensystems.
Die Fälle, in denen bereits neuroelek-
trische Schnittstellen eingesetzt wer-
den, lassen sich in drei Gruppen ein-
teilen:
> Erkrankungen und Verletzungen
im Bereich der Sinnessysteme:
Hier werden auditorische (u.a.
Cochlea-Implantat) und visuelle
(Retinaimplantat) sowie Implan-
tate zur Wiederherstellung des
Gleichgewichtssinns eingesetzt.
> Erkrankungen und Verletzungen
des motorischen Systems: Hierzu
gehören u.a. Bewegungsstörungen,
deren Ursache im Bereich der un-
willkürlichen Motorik liegt, wie
z.B. Morbus Parkinson, aber auch
Störungen der Willkürmotorik mit
Querschnittslähmung und Schlag-
anfall als Hauptursachen. Zum
Einsatz kommt u.a. die sogenann-
te Tiefenhirnstimulation.
> Störungen des »milieu intérieur«
des menschlichen Körpers: Hierin
eingeschlossen sind chronische
Schmerzzustände, Zwangsneuro-




stimulation) arbeiten ohne An-
schluss an weitere externe techni-
sche Strukturen.
Der Entwicklungsstand der verschie-
denen Systeme ist sehr unterschiedlich
und reicht von Stadien der Grund-
lagenforschung bzw. Erprobung an
einzelnen Probanden (z.B. bei Retina-
implantaten) bis hin zum breiten klini-
schen Einsatz (z.B. das Cochlea-Im-
plantat zur Wiederherstellung des
Hörvermögens in über 100.000 Fäl-




























ABB. 2 FUNKTIONSPRINZIP EINER NEUROELEKTRISCHEN SCHNITTSTELLE




























stimulation zur Behandlung von
Schmerzzuständen bei mehr als
50.000 Patienten). In letzter Zeit hat
sich die Entwicklung neuroelektri-
scher Schnittstellen allerdings stark
beschleunigt, und die Palette neuer
Einsatzbereiche vergrößert sich zuse-
hends. Dieser Trend speist sich aus
den Fortschritten in der IuK-Techno-
logie, der Miniaturisierung mechani-
scher und elektronischer Systeme
sowie den jüngsten Erkenntnissen zur
Funktionsweise des Gehirns.
Manche Visionen der Neuroprothetik
richten sich auf die Koppelung des
menschlichen Nervensystems an ex-
terne technische Strukturen, nicht um
pathologische Defizite auszugleichen,
sondern zur Kapazitäts- und Fähig-
keitserweiterung (unter dem Schlag-
wort »Neuroenhancement«). Obwohl
eine gehörige Portion Skepsis ange-
bracht sein dürfte, wie gezielt steuer-
bar denn mentale, kognitive und emo-
tionale Vorgänge sind, erscheinen ent-
sprechende Visionen von nicht zu
unterschätzender Bedeutung nicht nur
für die öffentliche Wahrnehmung des
Forschungsfeldes. Auch – und gerade
– eine wenig kontrollierte bzw. unkon-
trollierbare Beeinflussung des mensch-
lichen Verhaltens, der Psyche und der
Persönlichkeit, würde allerdings mas-
sive ethische Fragen aufwerfen.
NERVOSITÄT, HYPER-
AKTIVITÄT, DEPRESSION,
DEMENZ: WAS LEISTET DIE
NEUROPHARMAKOLOGIE?
Die Allgegenwart des Themas ADHS
(Aufmerksamkeits-Defizit-Hyperakti-
vitäts-Störung) bei Kindern und Ju-
gendlichen, die auch volkswirtschaft-
lich folgenreiche Zunahme von Angst-
erkrankungen und affektiven Störun-
gen (z.B. Depression) in Deutschland,
Europa und weltweit sowie das immer
drängender werdende Problem der
Altersdemenz – dies sind nur drei
Beispiele für die Heterogenität und die
gesellschaftliche Bedeutung pathologi-
scher Störungen der Hirnaktivität. Es
ist daher folgerichtig, dass die medizi-
nisch orientierte, d.h. auf Krankheits-
geschehen fokussierte Forschung im
Gesamtgebiet der Hirnforschung bzw.
der Neurowissenschaften den wichtig-
sten Bereich repräsentiert, sowohl in
Bezug auf die öffentlichen und priva-
ten Investitionen bzw. Ressourcen als
auch bezüglich der erzielten Erkennt-
nisse und Ergebnisse zur Funktion
und Dysfunktion des Gehirns bzw.
Nervensystems.
Hirnspezifische Krankheiten werden
üblicherweise in psychische (wie
Angsterkrankungen, Depression, Psy-
chosen) und neurologische (wie Alz-
heimer, Epilepsie, Migräne, Parkin-
son) Erkrankungen unterteilt, wobei
eine klare Grenzziehung zwischen bei-
den Kategorien kaum möglich ist. Als
psychische Erkrankungen werden sol-
che bezeichnet, deren Ursprünge über-
wiegend mit dem Gehirn assoziiert
werden, bei denen Veränderungen der
Persönlichkeit im Vordergrund stehen
und die – zumindest bislang – vorwie-
gend auf der Ebene der Symptome
beschrieben werden und nicht anhand
der (physiologischen) Mechanismen,
die zur Erkrankung führen.
Neurologische, vor allem neurodege-
nerative Erkrankungen spielen in der
alternden Gesellschaft eine wachsende
Rolle, gleichzeitig scheinen psychische
Krankheiten weltweit auf dem Vor-
marsch. Die (nur schwer bestimm-
baren) Gesamtzahlen werden auf 25
bis 30 % Erkrankter in der Bevölke-
rung Deutschlands wie Europas ge-
schätzt, darunter zwei Drittel psy-
chisch Kranke.
Unterscheidung und Zuschreibung
von psychischen gegenüber neurologi-
schen Erkrankungen – die auch das
periphere Nervensystem betreffen
können – sind deutlich von gesell-
schaftlichen Bewertungen geprägt:
Während Krankheiten des Nerven-
systems im Allgemeinen als »norma-
le« Krankheiten wie Diabetes oder
Herz-Kreislauf-Erkrankungen gelten,
treffen psychisch Erkrankte oft auf
spezifische Vorbehalte.
Der TAB-Bericht zeigt anhand der
Krankheitsbilder Angsterkrankungen,
ADHS, Depression, Parkinson, Schizo-
phrenie und ihrer Behandlungsansätze
exemplarisch die medizinische und
gesellschaftliche Bedeutung psychi-
scher und neurologischer Krankheiten
auf. Das äußerst weite Spektrum ana-
lytischer, diagnostischer und therapeu-
tischer Verfahren zur Erforschung und
Behandlung neurologischer und psy-
chischer Krankheiten konnte insge-
samt nur umrissen werden.
Einen Schwerpunkt bilden die wirk-
stofforientierten, pharmazeutischen
Verfahren, darunter besonders die
Psychopharmaka mit potenzieller
nichtmedizinischer Alltagsnutzung.
Ein (stark) zunehmender Einsatz von
Psychopharmaka im Alltagsleben ist
in den USA für größere Teile der Be-
völkerung, gerade für die leistungs-
orientierten, belegt und wird in
Europa zunehmend beobachtet. Die
individuellen und gesamtgesellschaft-
lichen Folgen sind in vieler Hinsicht
wohl nur schwer absehbar, erscheinen
aber grundsätzlich weitreichend. Die
Diskussion gesellschaftlicher Tenden-
zen und Implikationen neuer medizi-
nisch nutzbarer Ergebnisse der Neuro-
wissenschaften muss (und wird) sich
daher in den nächsten Jahren ganz
zentral um den zunehmenden Einsatz
von Psychopharmaka zur Leistungs-
steigerung, zur Selbst- und zur Fremd-
manipulation, drehen. Ein enger Be-
zug zum Problem der Zunahme neu-
rodegenerativer Erkrankungen ergibt
sich daraus, dass viele Medikamente





Der TAB-Bericht zur Hirnforschung
macht an vielen Stellen deutlich, dass
insbesondere bei einer Reihe von
Entwicklungen in der medizinischen
Anwendung der Neurowissenschaften
vertiefende TA-Untersuchungen sinn-
voll erscheinen, z.B. zur Entwicklung
neurodegenerativer Erkrankungen in
einer alternden Gesellschaft und den
sich hieraus ergebenden Herausforde-
rungen für das Gesundheitssystem.
Das Aufgreifen dieser Problematik
würde allerdings einen Ansatz erfor-
dern, der über das Thema »Neuro-
wissenschaften« hinausgreift und ge-
sellschafts- wie gesundheitspolitische
Fragestellungen einbezieht.
Als im engeren Sinn hirnforschungs-
spezifische Fragestellung bietet sich
insbesondere ein TA-Projekt zum
Thema »Pharmakologische und tech-
nische Neurointerventionen: Nutzen
und Risiken in Medizin und Alltag«
an. Damit würde das aktuell be-
sonders in der politischen Diskussion
stehende Problem der möglichen Ver-
besserung und Steigerung mensch-
licher Leistungen durch den Einsatz
neurowissenschaftlicher Erkenntnisse
(»cognitive enhancement«) themati-
siert, und es würden die nach den
Ergebnissen der vorliegenden Studie
gesellschaftlich und politisch bedeu-
tendsten wissenschaftlich-technischen
Entwicklungen (Psychopharmaka und
neuroelektrische Schnittstellen) in den
Blick genommen. Mit dem Thema
Enhancement ergäbe sich zudem ein
Bezug zur aktuell forschungspolitisch
relevanten Debatte um die Konver-
genz von Nanotechnologie, Informa-








Der Bericht wird nach der Abnahme
durch den Deutschen Bundestag als





























ABB. 3 ANATOMIE DES MENSCHLICHEN GEHIRNS
Quelle: http://www.uni-potsdam.de/portal/mai04/forschung/parkinson.htm



























Im Projekt wurde die Entwicklungs-
relevanz der Internet- und IKT-Nut-
zung übergreifend und anhand exem-
plarischer Einsatzfelder thematisiert.
Speziell berücksichtigt wurden die
Situation in Subsahara-Afrika und die
Chancen und Herausforderungen für
die Entwicklungszusammenarbeit (EZ)
im Bereich Informations- und Kom-
munikationstechnologien für Ent-
wicklung (englisch »ICT4D« abge-
kürzt). 
AFRIKA IN DER DISKUSSION
ÜBER IKT FÜR ENTWICK-
LUNG
Angesetzt wurde bei den internationa-
len Entwicklungen im Bereich ICT4D
sowie bei der Regulierung und poli-
tisch-gesellschaftlichen Gestaltung des
Internets (»Internet Governance«),
wie sie vor allem im Zuge des WSIS-
Prozesses diskutiert wurden (vgl. den
Beitrag von Christopher Coenen und
Ulrich Riehm zum Schwerpunkt des
TAB-Briefs Nr. 30). Von besonderem
Interesse waren die Tendenzen einer
intensivierten panafrikanischen Ko-
operation, die sich seit Anfang des
Jahrzehnts vor allem in Aktivitäten
der New Partnership for Africa’s
Development (NEPAD) und der Afri-
kanischen Union (AU) manifestieren.
Die NEPAD und die AU, die sich in
vielerlei Hinsicht an der Europäischen
Union (EU) orientierten, sind auch
zentrale Bezugspunkte internationaler
Politik und der EZ auf Ebene der EU
und Deutschlands. 
Durch den WSIS-Prozess erhielt über-
dies die politische Einbindung zivilge-
sellschaftlicher Akteure, der Privat-
wirtschaft und anderer Gruppen (z.B.
akademische »Communities«) eine
neue Qualität: ICT4D und insbeson-
dere auch das Internet fungierten
gleichsam als Treiber eines umfassen-
den Wandlungsprozesses internatio-
naler Governancestrukturen. Die poli-
tischen Aushandlungsprozesse, die
hier zwischen internationalen, staat-
lichen und nichtstaatlichen Akteuren
ablaufen, gelten einigen Teilnehmern
und Beobachtern sogar als Keimform
einer »Global Governance«. Mit Blick
auf die WSIS-Gipfel und die Vorbe-
reitungs- und Folgeaktivitäten lässt
sich jedoch festellen, dass diese Pro-
zesse oft noch chaotisch wirken und
entstehende Organisationsformen
(wie das Internet Governance Forum)
wenig gefestigt erscheinen. Afrikani-
sche Akteure haben aber den (zum
Teil schon realisierten) Anspruch, an
ihnen als gleichberechtigte Partner
teilzuhaben.
Im Prinzip herrscht bei allen beteilig-
ten Akteuren weitgehend Einigkeit
darüber, dass die sogenannte globale
»digitale Spaltung« zu überwinden sei
und die Potenziale von ICT4D genutzt
werden sollten. Dieser Konsens be-
steht auch in Bezug auf Afrika. Dabei
ist auffällig, dass dort die einschlägi-
gen Institutionen und Initiativen teil-
weise eine noch stärkere Emphase an
den Tag legen als die meisten ihrer
Partner im globalen »Norden«. 
Treiber der IKT-Nutzung und der poli-
tischen Diskussion sind hier insbeson-
dere panafrikanische Akteure (wie die
e-Africa Commission der NEPAD) und
transnational organisierte zivilgesell-
schaftliche ICT4D-Befürworter (wie
die Association of Progressive Com-
munications, APC). Beide wiederum
erhalten Unterstützung von staatlichen
und nichtstaatlichen »nördlichen«
Partnern (einschließlich wichtiger Un-
ternehmen im IKT-Bereich) sowie von
internationalen Organisationen. Hinzu
kommen zivilgesellschaftliche Akteure
in Afrika (vor allem Nichtregierungs-
organisationen), die IKT und das In-
ternet als unverzichtbar für ihre Akti-
vitäten und Organisationen ansehen. 
Darüber hinaus hat sich auch in Afrika
eine stark »internetaffine«, transnatio-
nal vernetzte Community gebildet, die
insbesondere neue »Internetformate«
des sogenannten »Web 2.0« (wie Web-
logs) nutzt, um sich speziell über afri-
kanische und entwicklungsrelevante
politisch-gesellschaftliche Themen aus-
zutauschen und sie weltweit bekannt-
zumachen.
INTERNET UND ENTWICKLUNG – 
KEIN ANSCHLUSS FÜR SUBSAHARA-AFRIKA?
Die Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) für
Entwicklung ist in diesem Jahrzehnt – vor allem im Zuge des zweigeteilten UN-
Weltgipfels zur Informationsgesellschaft (des sogenannten »WSIS«-Prozesses)
– verstärkt ins Blickfeld der Entwicklungszusammenarbeit und internationaler
Politik gerückt. Ebenfalls in dieser Dekade hat Afrika auf der entwicklungspoli-
tischen Agenda wieder eine hohe Priorität erlangt, was sich vor allem in der
UN-Milleniumserklärung und einschlägigen Folgeaktivitäten ausdrückte. Vor
diesem Hintergrund untersuchte das TAB die Internet- und IKT-Nutzung in
Subsahara-Afrika und dessen Aussichten in der viel beschworenen globalen
Informations- und Wissensgesellschaft.




























VON IKT UND INTERNET
Als ein Arbeitsschwerpunkt wurde die
Relevanz von ICT4D kritisch analy-
siert und dies vor allem mit Blick auf
die Erreichung der UN-Milleniums-
entwicklungsziele (englisch »MDG«
abgekürzt). Es zeigte sich, dass alte
IKT (wie das Radio) keineswegs passé
sind und dass insbesondere in den am
wenigsten entwickelten Gebieten stark
internetbezogene Entwicklungspro-
jekte und -strategien oft auf extrem
hohe Hürden stoßen (wie z.B. fehlende
Schreib- und Lesefähigkeiten). Über-
dies wurde vielfach festgestellt, dass
selbst dort, wo unzweifelhaft Inter-
netbedarf besteht, die ungenügenden
infrastrukturellen, regulatorischen und
sonstigen politischen Rahmenbedin-
gungen (z.B. mangelhafte Stromver-
sorgung, extrem hohe Nutzungs-
kosten, ungünstige Governancestruk-
turen) eine sofortige Förderung des In-
terneteinsatzes als unzweckmäßig er-
scheinen lassen. 
Eine Bilanz der Nutzung von ICT4D
zeigt insgesamt gemischte Ergebnisse.
Weiterhin besteht ein sehr hoher
Bedarf an umfassender, vertiefter und
für politisches Handeln relevanter
Forschung. Bezogen auf ICT4D-
Projekte der EZ läuft derzeit (vor
allem bei internationalen Organisa-
tionen) eine Reihe von umfassenden
Monitoring- und Evaluationsaktivi-
täten zu verschiedenen Anwendungs-
und Einsatzbereichen (z.B. Bildung).
Diese Aktivitäten verdienen die beson-
dere Beachtung und Unterstützung
seitens der deutschen Entwicklungs-
politik. Sowohl hinsichtlich des Nut-
zens von IKT für Entwicklung insge-
samt als auch mit Blick auf einschlägi-
ge Projekte der EZ erscheinen eine
Ausweitung der Wissensbasis und eine
Verbesserung der politischen Entschei-
dungsgrundlagen dringend angezeigt. 
Mit Blick auf die Nutzung und
Einsatzmöglichkeiten speziell des
Internets lassen sich drei Abstufungen
vornehmen: Es gibt zunächst An-
wendungsbereiche mit einem unbe-
streitbaren Bedarf (z.B. in der Wissen-
schaft und Technologieentwicklung,
im Gesundheits- und Umweltbereich
sowie bei politischen Institutionen, im
Journalismus und bei vielen NRO).
Gleichwohl bedeutet der bestehende
Bedarf nicht automatisch, dass die
notwendigen Einsatzvoraussetzungen
(einschließlich notwendiger Kompe-
tenzen) auch gegeben sind. Dann gibt
es nützliche Einsatzmöglichkeiten,
z.B. zur Ergänzung von ICT4D-
Vorhaben und Projekten der Medien-
entwicklungszusammenarbeit. Hier-
bei geht es oft um eine den lokalen
Bedingungen und Entwicklungsbe-
darfen angepasste Kombination des
Internets mit anderen IKT. Schließlich
stößt man auf einige Projekte, die
unter Kosten-Nutzen-Aspekten frag-
würdig erscheinen, z.B. Projekte der
EZ, die auf die Erstellung von
Websites für die Partner fokussieren,
ohne zu berücksichtigen, was die kon-
kreten Bedarfe sind und wie die
Websites in den Folgejahren gepflegt
werden sollen.
Ein weiterer Aspekt von Technolo-
gien, die zur Information und Kom-
munikation dienen, betrifft weiter
gehende normative Fragen, in deren
Licht eine Förderung der IKT-Nut-
zung auch dort angezeigt erscheint,
wo ein unmittelbarer Nutzen für die
Erreichung der MDG nicht erkennbar
ist. Ein Beispiel ist hier die Infor-
mation und Kommunikation über
politisch-gesellschaftliche Themen ins-





Die allgemeine Ausgangslage in Sub-
sahara-Afrika ist trotz erheblicher
Unterschiede innerhalb der Weltre-
gion als insgesamt immer noch sehr
schlecht zu bezeichnen. Unter Berück-
sichtigung zahlreicher Kriterien für
eine nachhaltige Entwicklung er-
scheint es als die Weltregion, die glo-
bal gesehen die größten, oft sogar
noch wachsenden Probleme aufweist.
Hohe Erwartungen bestehen aber an
die nationalen Demokratisierungspro-
zesse und panafrikanischen Einheits-
bestrebungen der letzten Jahre. Auch
im wirtschaftlichen und im zivilgesell-
schaftlichen Bereich gibt es Beispiele




Afrika und einige ökonomische Er-
folgsgeschichten). Hinsichtlich des
IKT-Bereichs wird oft auf die beachtli-
che Zunahme der Mobiltelefonnut-
zung in Subsahara-Afrika hingewie-
sen. Das Internet wird hingegen trotz
ebenfalls beachtlicher Zuwächse im-
mer noch sehr wenig genutzt. Außer
in einigen kleinen Ländern liegt die
Internetdurchdringung durchgängig
bei höchstens circa 10 % der Bevölke-
rung und in vielen Staaten bei nicht
mehr als 1 %. Zu beachten ist hier



























aber, dass es in Kenia, Nigeria,
Südafrika und im Sudan Nutzerzahlen
zwischen einer und gut fünf Millionen
gibt und diese auch in mehreren ande-
ren größeren Ländern in die Hundert-
tausende gehen. Generell gesehen wer-
den die wenigen Internetanschlüsse
von sehr vielen Menschen genutzt, da
privater Internetzugang zu Hause eine
Seltenheit ist.
Eine vertiefte Untersuchung der Chan-
cen, Herausforderungen und auch
Illusionen, die bei der Internetnutzung
in Subsahara-Afrika im ICT4D-Kon-
text bestehen, wurde in dem Projekt
vor allem am Beispiel dreier Anwen-
dungs- und Handlungsbereiche durch-
geführt, nämlich »Demokratie, Good
Governance und Zivilgesellschaft«,
»Wirtschaft und Handel« sowie »Bil-
dung, Forschung, Wissenschaft und
technologische Entwicklung«. 
In dem Projekt wurde eine erhebliche
Zahl von Projekten der EZ und afri-
kanischen Initiativen identifiziert, in
denen IKT und auch das Internet ent-
wicklungsförderlich eingesetzt wer-
den. Speziell beim Internet, mit seiner
besonderen Bedeutung als informa-
tionsreichem Medium globaler Ver-
netzung, lassen sich Erfolge und
weiterhin große ungenutzte Potenziale
vor allem im Bereich der trans- bzw.
internationalen Information und
Kommunikation feststellen. Zu den
Erfolgsbeispielen des Einsatzes von
ICT4D zählen eine panafrikanische
zivilgesellschaftliche Kampagne für
die Verankerung von Frauenrechten in
den afrikanischen Verfassungen, die
Schaffung bzw. Erhöhung internatio-
naler und nationaler Aufmerksamkeit
für politische Missstände (z.B.
Wahlmanipulationen und Korrup-
tion), der Aufbau leistungsfähiger,
expertengestützter Informations- und
Ausbildungsnetzwerke (z.B. im Ge-
sundheits- und Agrarbereich), die Ver-
einfachung internationaler wissen-
schaftlicher Kooperation für afrikani-
sche Forschungseinrichtungen sowie
die Entstehung neuer ökonomischer
Chancen oder Geschäftsmodelle für
Klein- und Kleinstunternehmen.
Bestätigt werden konnte, dass nicht
nur ein hoher IKT-Bedarf von ver-
schiedenen afrikanischen Akteuren
festgestellt wird, sondern dass dies
vielfach zu Recht geschieht. Überdies
wurde in den von externen Gut-
achtern geleisteten Untersuchungen
vor Ort übereinstimmend konstatiert,
dass zumindest in den urbanen Ge-
bieten Afrikas und bei der Jugend eine
hohe Technik- und speziell auch IKT-
Begeisterung existiert, was eine we-
sentliche Voraussetzung für den IKT-
Einsatz in diesen Ländern ist. Ein wei-
teres Ergebnis ist, dass zusätzliche
Bedarfe, vor allem im Bereich der
Schulung sowie nachhaltigen und
effektiven Nutzung, auch bei vielen
der Organisationen bestehen, die be-
reits einen (zum Teil überraschend)
hohen Nutzungsgrad aufweisen (z.B.
Nichtregierungsorganisationen). 
Generell betrachtet sollte man sich
von der Vorstellung lösen, dass direk-
te materielle Hilfeleistungen und das
schlichte Verfügbarmachen moderner
IKT mittel- bis langfristig zur Über-
windung der digitalen Spaltung aus-
reichen. Von zentraler Bedeutung ist,
nicht nur im IKT-Zusammenhang, die
Unterstützung bei der Entwicklung
afrikanischer Kapazitäten, Human-
ressourcen und »ownership« (Selbst-
verantwortung und Eigeninitiative)
sowie bei der Schaffung geeigneter
regulatorischer Rahmenbedingungen,
auch im Zusammenhang mit der För-
derung dringend notwendiger Infra-
strukturprojekte (wie dem ostafrikani-
schen Unterseekabel). In einigen Be-
reichen erscheint die Kombination des
Internets mit neuen oder alten IKT
besonders vielversprechend, vor allem
hinsichtlich jener IKT und Medien,
die in Subsahara-Afrika bereits relativ
oft genutzt werden (z.B. Radio und
Mobiltelefon). 
HANDLUNGSFELDER
Es gehörte zwar nicht zum Auftrag
des TAB, Projekte und Programme der
deutschen EZ zu evaluieren, selbstver-
ständlich wurden aber einschlägige
deutsche Aktivitäten in der Unter-
suchung berücksichtigt. Dabei ergab
sich eine Reihe allgemeiner und spezi-
fischer Handlungsoptionen. 
Generell entsteht der Eindruck, dass
das Profil der deutschen EZ im Be-
reich ICT4D schwach ausgebildet und
unklar ist. Diese Feststellung sollte
allerdings nicht dazu verleiten, die im
Einzelnen hervorragende Arbeit und
vorbildlichen Projekte zu ignorieren.
Synergieeffekte und Koordinations-
möglichkeiten werden aber oft nicht
genutzt. Im Vergleich mit anderen
Geberländern verzichtet die deutsche
EZ damit auf eine wichtige strategi-
sche Schwerpunktsetzung.
Verbesserungs- bzw. ausbaufähig sind
die übergreifende Konzeptionalisie-
rung und Evaluation von ICT4D-rele-
vanten Aktivitäten, die Mittel für
koordinierende Tätigkeiten sowie die
Abstimmung zwischen zentralen Ak-
teuren der EZ und mit anderen Ak-
teuren (z.B. mit dem Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung hin-
sichtlich der wissenschaftlich-techni-
schen Zusammenarbeit, mit weiteren
Bundesministerien und auf Ebene der
EU). Überdies bestehen unter- oder
ungenutzte Möglichkeiten einer sinn-
vollen IKT-Förderung auch in Be-
reichen, die als Stärken der deutschen
EZ gelten (wie z.B. Good Governance
und Genderaspekte).
Gleichwohl stellt man eine erhebliche
Zahl von Aktivitäten der deutschen
EZ fest, in denen wegweisende Ent-
wicklungen auch durch IKT-Förde-
rung unterstützt wurden (z.B. bei der
Zusammenarbeit mit panafrikani-
schen Institutionen, der Stärkung
zivilgesellschaftlicher Netzwerke, der
Förderung privatwirtschaftlicher Un-
ternehmen sowie in der Agrarfor-
schung und -information). Es er-
scheint politisch angezeigt, hierzulan-
de und vor Ort verfügbare wissen-
schaftliche Expertise verstärkt zu
mobilisieren, die verschiedenen afrika-
bezogenen deutschen Forschungsak-
tivitäten besser zu vernetzen und zivil-
gesellschaftliches und privatwirt-
schaftliches Engagement stärker zu
stimulieren. Dadurch sowie durch
eine (auch international) besser abge-
stimmte Vorgehensweise der EZ
könnten die bereits erzielten Erfolge
verstetigt werden und eventuell in
anderen ICT4D-Handlungsfeldern als
Modell dienen. Es bietet sich an, die
bestehenden Ansätze, auf der Basis
nüchterner Bedarfsanalysen, systema-
tisch auszubauen.
Der Deutsche Bundestag könnte eine
zentrale Rolle bei der Initiierung und
Organisation eines nationalen Dialogs
zur Thematik spielen, der unter Ein-
beziehung relevanter Partner aus afri-
kanischen und anderen Entwicklungs-
ländern erfolgen sollte. Überdies
könnten die angekündigte intensivere
interparlamentarische Zusammenar-
beit mit dem Pan-Afrikanischen Parla-
ment der AU sowie eine Intensivie-
rung der Verwaltungskooperation mit
nationalen afrikanischen Parlamenten
wichtige Beiträge im ICT4D-Zusam-
menhang leisten. Die afrikanischen
Partner haben hier einen hohen Bedarf
an Unterstützung in IKT-Fragen, die
der Deutsche Bundestag durch seine
internationale Vorreiterrolle in diesem
Bereich sehr gut leisten könnte.
Nicht immer entsprechen die konkre-
ten Aktivitäten der deutschen Politik
und EZ dem Ziel einer »Partnerschaft
auf Augenhöhe« speziell mit Afrika.
Dies ist zwar keineswegs allein ein
Problem Deutschlands. Aber auch
hierzulande wird oft nicht ausreichend
berücksichtigt, dass die Nutzung mo-
derner Technik und eigene Wissen-
schafts- und Technologieentwicklung
in Afrika grundlegende Voraussetzun-
gen einer solchen Partnerschaft dar-
stellen. Ohne moderne Technologien,
die der Information und Kommuni-
kation dienen, sind wiederum in ande-
ren wissenschaftlich-technologischen
Bereichen keine größeren Fortschritte
zu erwarten. Der IKT-Bereich selbst
kann somit als ein zentrales Hand-
lungsfeld gelten, in dem die Kluft
zwischen armen und reichen Ländern
kooperativ zu verringern wäre, um
reale Grundlagen für die Vision ei-
ner europäisch-afrikanischen Partner-







Der Bericht wird nach Abnahme
durch den Deutschen Bundestag als
TAB-Arbeitsbericht Nr. 118 erschei-
nen.






















































PETITIONEN VIA INTERNET –
MEHR BÜRGERSCHAFTLICHE TEILHABE ODER
LEERLAUFENDE KOMMUNIKATION?
Petitionsrecht und Petitionspraxis
unterlagen im Laufe der Geschichte
einem stetigen Wandel. Petitionen
haben sich »von der Untertanenbitte
zum Bürgerrecht« (Schick) entwickelt,
und das Petitionswesen hat sich weiter
ausdifferenziert. Neben dem weiterhin
wichtigen Bereich der Beschwerde in
eigenen und persönlichen Angelegen-
heiten wurden in den letzten Jahren
Massenpetitionen und solche zu allge-
meinpolitischen Anliegen immer wich-
tiger. Gerade in jüngster Zeit haben
einzelne Petitionen eine große öffentli-
che Aufmerksamkeit erregt (z.B.
»Praktikanten-Petition«) und wurden
vom Petitionsausschuss öffentlich ver-
handelt – ebenfalls ein Novum in der
Geschichte des Deutschen Bundes-
tages. Auch die neuen Informations-
und Kommunikationstechnologien,
insbesondere das Internet, haben zu
einer Reihe von Innovationen geführt.
Drei Beispiele sollen im Folgenden das
Spektrum dieser Wandlungsprozesse
verdeutlichen. Mit der Evaluation
eines dieser drei Beispiele – des Mo-
dellversuchs »Öffentliche Petitionen«
des Petitionsausschusses des Deut-
schen Bundestages – ist das TAB ge-
genwärtig betraut. Das TAB-Projekt
»Öffentliche elektronische Petitionen
und bürgerschaftliche Teilhabe« geht
allerdings in seinen Untersuchungen





Im November 2006 wurde beim Pre-
mierminister Großbritanniens ein elek-
tronisches Petitionssystem eingerichtet,
mit dessen Hilfe man Petitionen über
das Internet an den Premierminister
richten und dafür in der Öffentlichkeit
um Unterstützung werben kann. Be-
sonderes Aufsehen löste eine Petition
aus, die sich gegen eine allgemeine Ein-
führung einer Maut auf Straßen (»road
pricing«) aussprach. In kurzer Zeit
unterzeichneten 1,8 Mio. Einwohner
Großbritanniens diese Petition.
Insgesamt wurden bei »E-Petitions« in
den ersten drei Monaten über 3.000
Petitionen zur Mitzeichnung veröf-
fentlicht. Über 2 Mio. Unterzeichner
hatten sich in diesem Zeitraum mit
ihrer Unterschrift für diese Petitionen
eingesetzt. 
Das Petitionswesen wird gerne als »Seismograf« der Demokratie bezeichnet,
mit dem die Stimmung in der Bevölkerung aufgezeichnet wird. Die Politik
erhofft sich dadurch, politische Fehlentwicklungen rechtzeitig erkennen und
darauf reagieren zu können. In den letzten Jahren sind aber auch die Ansprüche
der Bürger an die Transparenz politischer Prozesse größer geworden. Das
Niveau politischer Teilhabe ist anhaltend hoch, was sich u.a. in der Nutzung des
Petitionssystems des Deutschen Bundestages ausdrückt. Die relativ weite
Verbreitung des Internets in der Bevölkerung bietet wiederum Chancen für
mehr Interaktion zwischen Politik und Bürger. Die Folge sind Wandlungen und
Ausdifferenzierungen in den Petitionssystemen ganz unterschiedlicher Art.
Letztlich geht es dabei um die Frage, ob die Kernfunktionen des
Petitionswesens gestärkt oder geschwächt werden.
Beantwortet werden alle Petitionen,
die von mehr als 200 Unterstützern
gezeichnet werden. Die Antworten
werden in Downing Street 10 oder
von den zuständigen Fachministerien
erstellt, per E-Mail an alle Unter-
zeichner übermittelt und zusätzlich
auf der Website veröffentlicht. Bisher
liegen rund 230 Antworten vor
(Stand April 2007).
Insbesondere die Maut-Petition hat in
Öffentlichkeit und innerhalb der Re-
gierung eine kritische Diskussion aus-
gelöst. Mit dieser Petition habe die
Regierung ein PR-Desaster erfahren,
so die Kritiker, da die Petenten mit
ihren Argumenten gegen das Vorha-
ben der Regierung die öffentlichen
Medien dominieren konnten. Ande-
rerseits konnte die Regierung fast
2 Mio. Bürgerinnen und Bürger durch
eine E-Mail ausführlich über ihren
Standpunkt und ihre Pläne informie-
ren. Andere kritisieren grundsätzlich,
dass »E-Petitions« kaum mehr als
eine »Unterschriftensammelstelle« für
Lobbygruppen sei, die von der Regie-
rung zur Verfügung gestellt würde.
Eine Diskussion zur jeweiligen Peti-
tion ist im System tatsächlich nicht
vorgesehen. Gelebte Demokratie be-
nötige aber den Austausch von Argu-
menten und dürfe sich nicht auf Ab-
stimmungen beschränken. Insgesamt
ist jedoch bemerkenswert, in welch
kurzer Zeit und in welchem Ausmaß
dieses Angebot angenommen wurde
und zu welch heftigen und kontrover-
sen Diskussionen es geführt hat.
»DIREKT ZUR KANZLERIN«
Ob es sich bei »www.direktzurkanzle-
rin.de« wirklich um ein Petitionssys-



























tem handelt, ist umstritten. Mit
Sicherheit ist es kein amtliches System,
sondern eine Website einer Studen-
teninitiative. Diese hat es nicht nur
geschafft, in kurzer Zeit einiges In-
teresse in der Öffentlichkeit zu er-
langen, sondern auch das dem Bun-
deskanzleramt unterstellte Presse- und
Informationsamt der Bundesregierung
dazu zu bewegen, jede Woche drei der
am höchsten bewerteten Bürgeran-
liegen zu beantworten.
Das Verfahren ist im Einzelnen nicht
ganz einfach. Die Bürgeranfragen kön-
nen online als Text, Ton oder Video
eingereicht werden, allerdings wird die
Ton- oder Videooption bisher so gut
wie nicht genutzt. Werktäglich werden
aus den eingegangenen »Anliegen«
fünf per Zufallsgenerator zur Ver-
öffentlichung ausgewählt. Nach einer
inhaltlichen Überprüfung auf »Seriosi-
tät« wird der Beitrag online gestellt
und damit zur Bewertung im Internet
freigegeben. Seit Oktober 2006 wur-
den so über 800 Anliegen veröffent-
licht (Stand Mitte April 2007). Für
jeden Beitrag können dann innerhalb
einer Woche ein bis fünf Punkte verge-
ben werden. In den letzten Wochen
beteiligten sich im Mittel etwa 200
Personen an der Bewertung eines An-
liegens, bei einzelnen Bürgeranliegen
waren dies bis zu 900 Personen.
Ob die Anliegen auf »www. direktzur
kanzlerin.de« auch Petitionen im Sinne
des Grundgesetzes sein könnten, ist
eine interessante Frage. Artikel 17
GG sagt nur aus, dass jedermann das
Recht hat, sich schriftlich mit Bitten
oder Beschwerden an die zuständigen
Stellen zu wenden. Dass die Bundes-
kanzlerin für viele Fragen der Politik
zuständig ist, wird nicht zu bestreiten
sein. Und soweit die »Anliegen« als
»Bitten oder Beschwerden« in dem
Sinne zu interpretieren sind, dass eine
Handlung der Regierung ausgelöst
werden soll (und z.B. nicht einfach
eine politische Meinungsbekundung
darstellen), dürfte man zum Schluss
kommen, dass es sich um Petitionen
handelt. Für eine weiter gehende Be-
wertung ist es sicher noch zu früh:
Handelt es sich eher um eine modische
Internetspielwiese für Bürgeraktivisten
und Regierungs-PR-Profis, oder sollte
man dieses interessante Angebot als





Kein Zweifel besteht dagegen am Pe-
titionscharakter des Modellversuchs
»Öffentliche Petitionen« beim Deut-
schen Bundestag. Der Petitionsaus-
schuss des Deutschen Bundestages ist
vermutlich diejenige Instanz in der
Bundesrepublik, die in der Öffentlich-
keit am ehesten mit dem Petitions-
recht in Zusammenhang gebracht
wird. Dessen Rechte als Ausschuss
sind zusätzlich zu Artikel 17 des
Grundgesetzes (GG) (»Jedermann hat
das Recht, sich ... mit Bitten oder Be-
schwerden an ... die Volksvertretung
zu wenden.«) in Artikel 45c veran-
kert. (»Der Bundestag bestellt einen
Petitionsausschuss, dem die Behand-
lung der nach Artikel 17 an den Bun-
destag gerichteten Bitten und Be-
schwerden obliegt.«)
Jedes Jahr werden rund 20.000 Peti-
tionen vom Petitionsausschuss entge-
gengenommen, erörtert und beschie-
den. Traditionell handelte es sich da-
bei überwiegend um Beschwerden in
persönlichen Angelegenheiten, die für
eine Veröffentlichung in der Regel un-
geeignet sind. Die »Bitten zur Gesetz-
gebung« haben aber deutlich zuge-
nommen und machen in den Jahren
2004 und 2005 etwa die Hälfte aller
Neueingaben aus.
Seit September 2005 hat der Peti-
tionsausschuss des Deutschen Bun-
destages einen Modellversuch »Öf-
fentliche Petitionen« gestartet, in
dem Petitionen mit öffentlichem
Charakter, die z.B. auf bestimmte
Gesetze oder Gesetzesvorhaben bezo-
gen sind, im Internet veröffentlicht
werden können. Zusätzlich kann
man diese öffentlichen Petitionen im
Internet mitzeichnen und in einem
Diskussionsforum diskutieren. Ver-
öffentlichung und Onlinediskussion
sind Innovationen, die das Petitions-
wesen des Deutschen Bundestages
vorher nicht kannte. Das deutsche
System beruht im Übrigen auf einem
System des schottischen Parlaments,
das dort bereits seit 1999 eingesetzt
wird.
Die Resonanz auf dieses System ist er-
staunlich breit und positiv. Einzelne
Petitionen wurden von mehr als
50.000 Bürgerinnen und Bürgern
gezeichnet. Insgesamt beteiligten sich
bis Ende 2006 450.000 Personen mit
ihrer elektronischen Unterschrift. Im
Durchschnitt erhielt jede der knapp
300 Petitionen 1.500 Mitzeichnun-
gen. Auch die Anzahl der Diskussions-
beiträge im elektronischen Diskus-
sionsforum ist mit fast 18.000 beacht-
lich.



























Die Beispiele zeigen, wie unterschied-
lich die eingeschlagenen Wege sind.
Das System der britischen Regierung
ist auf einen Abstimmungsmodus
reduziert. Dass eine Privatinitiative
wie »www.direktzurkanzlerin.de«
Träger eines Systems mit Petitions-
charakter werden könnte, war bisher
kaum vorstellbar. Der Deutsche Bun-
destag setzt mit dem Diskussions-
forum zu den öffentlichen Petitionen
sehr stark auf eine »deliberative«
Komponente, was unter dem Aspekt
der politischen Teilhabe (und auch
einer »Frühwarnfunktion« für die




Das TAB ist gegenwärtig im TA-Pro-
jekt »Öffentliche elektronische Peti-
tionen und bürgerschaftliche Teilha-
be« vor allem mit einer Evaluation des
Modellversuchs des Bundestages be-
fasst, wozu auch ein Auftrag an die
Firma Zebralog (Berlin) vergeben
wurde. Die Ergebnisse dieser ersten
Arbeitsphase des Projekts sollen im
Frühsommer dem Bundestag zur Ver-
fügung gestellt werden, da der Peti-
tionsausschuss noch vor der Sommer-
pause über die Zukunft des Modell-
versuchs »Öffentliche Petitionen« ent-
scheiden will.
Das TAB-Projekt wird über die Eva-
luation des Modellversuchs des Bun-
destages hinaus die nationalen wie
internationalen Diskussionen um das
Petitionswesen aufarbeiten. Es interes-
siert, welche Varianten sich herausge-
bildet haben und wie sich diese, u.a.
unter dem Einfluss der breiten Verfüg-
barkeit des Internets, aber auch neuer
Problemlagen und veränderter An-
sprüche an politischer Teilhabe bei
Bürger und Politik, momentan weiter
verändern. Damit wird das TAB Er-
gebnisse erarbeiten, die zum Verständ-
nis der aktuellen Dynamik im Peti-
tionswesen beitragen und die dem











Beginn 11/2006 10/2006 09/2005
Träger Regierung Privatinitiative Parlament
Einreichung als Text Text, Audio, Video Text
Mitzeichnung ja anonyme Bewertung ja
Diskussionsforum nein begrenzt ja, 18.000 Beiträge
Bearbeitung, Petitionen mit drei pro Woche alle zugelassenen
Beantwortung 200 Mitzeichnern
veröffentlichte 3.400 815 300
Petitionen 
Unterschriften 2,5 Mio. nicht bekannt 450.000
Unterschriften 750 220 1.500
pro Petitionen
Antworten/ 230 78 41
Bescheide
Quelle: Eigene Recherchen nach den Angaben der Anbieter. Zeitraum von Beginn des 
Systems bis Februar 2007 bei »E-Petitions«, bis Mitte April 2007 bei 
»www.direktzurkanzlerin.de«, bis Ende 2006 bei »Öffentliche Petitionen«.
ÜBERSICHT DER DREI BEHANDELTEN SYSTEME



























Der Anbau nachwachsender Roh-
stoffe erfolgte 2005 auf einer Fläche
von etwa 1,4 Mio. ha, der Anteil für
die stoffliche Nutzung lag bei 0,28
Mio. ha. Darunter machte Stärke den
größten Anteil aus (0,13 Mio. ha),
gefolgt von Rapsöl (0,1 Mio. ha).
Zum Vergleich: Als landwirtschaftlich
genutzte Fläche stehen in Deutschland
ca. 17 Mio. ha zur Verfügung.
Der folgende Beitrag behandelt zwei
zentrale Fragestellungen des TAB-Be-
richts: Wie ist der Entwicklungsstand





Die Bezeichnung »Bioraffinerien« hat
sich etabliert als Sammelbegriff für die
Umwandlung von Biomasse in ver-
schiedenste Produktlinien – ähnlich
dem komplexen Verarbeitungssystem
von Erdöl in heutigen Raffinerien.
Heute anvisierte Konzepte der Bio-
raffinerien beziehen das gesamte Tech-
nologiespektrum – von der Verarbei-
tung nachwachsender Rohstoffe bis
hin zu industriellen Zwischen- und
Endprodukten – mit ein. Biomasse soll
damit zu einer umfangreichen Produkt-
palette, wie Futtermittel, Werkstoffe,
Kraftstoffe und Chemikalien, umge-
wandelt werden. Der visionäre Ge-
danke besteht darin, die heute genutz-
ten, komplex vernetzten und historisch
gewachsenen Strukturen der Kohle-
und Erdölchemie durch eine nach-
wachsende Rohstoffbasis zu ersetzen.
Im Unterschied zum Erdöl, welches in
der Qualität verwendet wird, wie es
extraktiv aus der Natur gewonnen
wird, integrieren nachwachsende
Rohstoffe als Produkte eines landwirt-
schaftlichen Stoffwandlungsprozesses
die »Synthese(vor)leistung der Na-
tur«. Biomasse kann – bzw. soll – be-
reits vorab, dem Zweck der nachfol-
genden Verarbeitung entsprechend, so
modifiziert werden (z.B. durch Pflan-
zenauswahl, Züchtung, Gentechnik,
Anbauverfahren), dass sie spezifische
Hauptausgangsprodukte beinhaltet
(sog. Präkursoren).
In einer Bioraffinerie wird die präkur-
sorhaltige Biomasse zunächst einer
physikalischen Stofftrennung unter-
worfen. Die resultierenden Haupt-
und Nebenprodukte werden mikro-
biologischen und/oder chemischen
Stoffumwandlungen unterworfen. Die
Folgeprodukte können dann weiter-
konvertiert oder in einer konventio-
nellen Raffinerie verarbeitet werden.
Drei wichtige Ansätze, die grüne Bio-
raffinerie, die Lignocellulose-Feed-
stock-Bioraffinerie sowie das Zwei-
Plattformen-Konzept, werden im Fol-
genden beispielhaft vorgestellt. Im
TAB-Bericht erfolgt hierzu auch eine
vergleichende ökologische Bewertung.
DIE GRÜNE BIORAFFINERIE 
Diese Bezeichnung bezieht sich auf die
eingesetzten Ausgangsstoffe: In der
grünen Bioraffinerie soll aus grünen,
»naturfeuchten« Rohstoffen, wie Gras,
Luzerne, Klee und unreifes Getreide,
zum Teil durch mikrobiologische
Fermentation, eine Vielzahl von Pro-
dukten wie Futtermittel, Proteine,
Brennstoffe und Chemikalien erzeugt
werden. Dazu wird die Biomasse in
Presskuchen, der u.a. Cellulose,
Stärke sowie weitere organische Sub-
stanzen enthält, und in Presssaft
(darin u.a. Kohlenhydrate, Proteine
sowie organische Säuren) getrennt.
Der Presssaft dient zur Produktion
z.B. von Milchsäure und deren Deri-
vaten (Abkömmlinge mit ähnlicher
chemischer Struktur), Aminosäuren
und Ethanol. Der Presskuchen kann
zu Futterpellets verarbeitet werden,
oder er kann als Ausgangsmaterial zur
Herstellung von Chemikalien wie
Lävulinsäure oder zur Konversion in
Synthesegas und Kohlenwasserstoffe
ROHSTOFFE DER ZUKUNFT –
IMMER ÖFTER VOM ACKER 
Die Einsatzmöglichkeiten von nachwachsenden Rohstoffen sind weit gefä-
chert. Sie reichen von etablierten Verfahren wie der Papierherstellung aus
Zellstoff über Nischenanwendungen wie kompostierbare Biokunststoffe bis
hin zu neuen Verbundwerkstoffen aus herkömmlichen thermoplastischen
Kunststoffen und Holzfasern. Zukünftig sollen pflanzliche Inhaltsstoffe wie
Stärke oder Zucker in sog. Bioraffinerien zu einer Vielzahl von Chemikalien ver-
arbeitet werden und damit deren bisherige Erdölbasis ersetzen. Daneben spielt
die weiterhin zunehmende bioenergetische Nutzung der verfügbaren
Biomasse eine wichtige Rolle. Durch eine Verbreiterung der Einsatzmög-
lichkeiten nimmt der zukünftige Bedarf an nachwachsenden Rohstoffen insge-
samt wohl deutlich zu. Da Anbauflächen in Deutschland begrenzt sind, werden
Fragen nach Flächen- und Nutzungskonkurrenzen eine größere Rolle spielen als
heute. Der jüngst fertiggestellte TAB-Bericht behandelt primär die
Möglichkeiten der stofflichen Nutzung von Biomasse.



























(synthetische Kraftstoffe) dienen. Ein
Schwachpunkt des Konzepts der grü-
nen Bioraffinerie liegt darin, dass eine
schnelle Primärverarbeitung des
Grüngutes oder aber eine zu kontrol-
lierende (da rohstoffverändernde) Si-
lage notwendig ist. Pilotanlagen zu




In einer LCF-Bioraffinerie werden aus
Stroh, Gräsern, Waldrestholz und cel-
lulosehaltigen Abfällen (z.B. Papier)
Produkte in drei verschiedenen Linien
erzeugt:
> in der Ligninlinie Klebstoffe,
Bindemittel, Brennstoffe oder
Chemieprodukte;
> in der Hemicelluloselinie Ver-
dickungsmittel und Folgeprodukte
der Xylose (z.B. Furfural und
Nylon);




wird sich die LCF-Bioraffinerie mögli-
cherweise am ehesten durchsetzen,
v.a. aufgrund der verfügbaren Roh-
stoffbasis sowie einer guten Markt-
perspektive potenzieller Konversions-
produkte. Auch hier gibt es noch
keine Pilotanlage. Ein Schwachpunkt
im LCF-Konzept bleibt momentan
noch die Verwertung eines wesentli-
chen Holzbestandteils – des Lignins –,
das derzeit lediglich als Brenn-, Kleb-
oder Füllstoff verwendet werden
kann. Das Ligningrundgerüst enthält
jedoch erhebliche Mengen an Mono-
aromaten, die theoretisch zusätzlich
als Ausgangsstoffe genutzt werden
könnten. An der praktischen Umset-
zung – einer chemisch-enzymatischen




Ein weiterer Ansatz besteht in der
Kombination zweier Konzepte – der
Erzeugung und Verarbeitung von Zu-
cker einerseits und der von Synthesegas
(Syngas) andererseits (Abb.). Die nach-
wachsenden Rohstoffe werden auf
zwei technische Stränge (sog. Platt-
formen) aufgeteilt. Die »Zuckerplatt-
form« basiert wesentlich auf biochemi-
schen Konversionen. Die »Syngas-
plattform« besteht aus thermochemi-
schen Konversionen, deren Nutzung
vom Wassergehalt der Biomasse ab-
hängig ist (u.a. dem sog. Fischer-
Tropsch-Verfahren) und fokussiert auf
eine Vergasung von Biomasse und
deren Nebenprodukten. Dabei entste-
hen neben niedermolekularen Kohlen-
wasserstoffen (z.B. Methan) auch Koh-
lenmonoxid und Wasserstoff. Die Syn-
thesegasgemische können auf »klas-
sischem Wege« zu höhermolekularen
Kohlenwasserstoffen (Grundchemika-
lien, Kraftstoffen) aufgebaut werden.
Nachteilig bei der Synthesegasher-
stellung sind die Notwendigkeit der
Entfernung großer Stoffanteile (Sauer-
stoff, Stickstoff, Schwefel) und stören-
de Mineralien aus den nachwachsen-




Eine Antwort auf diese Frage muss
alle Nutzungsmöglichkeiten von Bio-
masse miteinbeziehen. Gerade für die
Bereitstellung von Bioenergie werden
die Ziele in Deutschland und Europa
immer ehrgeiziger gesteckt. Geht man
davon aus, dass mittelfristig auch die
Bereitstellung von nachwachsenden
DAS ZWEI-PLATTFORMEN-KONZEPT – ZUCKER- UND SYNTHESEGASPLATTFORM
Quelle: Kamm, B., Kamm, M. (2005): Bioraffinerien – USA und Europa gehen gemeinsame
Wege. In: Nachrichten aus der Chemie 53(10), S. 1019



























Rohstoffen für die stoffliche Nutzung
größere Bedeutung erlangen soll als
bisher, wird der absolute Flächen-
bedarf steigen, wenn die Biomassepro-
duktion nicht in direkte Konkurrenz
zur Nahrungs- oder Futtermittelpro-
duktion treten soll.
Für die energetische Nutzung von Bio-
masse liegt eine Reihe von Potenzial-
abschätzungen vor. Die stoffliche Nut-
zung fiel dabei bislang nur wenig ins
Gewicht. Im Vergleich zur Energie-
produktion dürfte diese sich – bei heu-
tigen Rahmenbedingungen – auch in
näherer Zukunft verhaltener und vor-
rangig in Nischenbereichen entwi-
ckeln. Erst eine signifikante Nutzung
von Biomasse – z.B. in Bioraffinerien,
die vermutlich nicht vor 2030 zu
erwarten ist – könnte der stofflichen
Nutzung einen echten Schub verlei-
hen.
Einen wesentlichen Einfluss auf die
Landnutzung haben agrar- und um-
weltpolitische Rahmenbedingungen.
Die im TAB-Bericht ausgewerteten
Potenzialabschätzungen zum zukünf-
tigen Biomasseangebot gehen bei einer
Fortschreibung der gegenwärtigen po-
litischen Rahmenbedingungen von
einem ausreichenden Biomasseange-
bot sowohl für 2015 als auch für 2030
aus. Allerdings sind verstärkte Kon-
kurrenzen um die (kostengünstigeren)
Lignocellulosereststoffe von holzhalti-
gen Pflanzen zu erwarten, da bis 2030
eine Vielzahl neuer Technologien etab-
liert sein dürfte, sowohl zur Umwand-
lung in Strom, Wärme und Kraftstoffe
als auch in Chemikalien. Da die
Nachfrage allein mit Reststoffen vor-
aussichtlich nicht gedeckt werden
kann, ist ein zunehmender Anbau von
Lignocellulosepflanzen (z.B. Pappeln,
Weiden, Miscanthus, Gräser) zu er-
warten.
Bei einer Etablierung weiter gehender
politischer Rahmenbedingungen ent-
sprechend den bereits eingeschlagenen
Richtungen sowohl in der Energie-
wirtschaft als auch in der Landwirt-
schaft dürfte jedoch bereits im Jahr
2015 die Nachfrage das Angebot an
nachwachsenden Rohstoffen deutlich
überschreiten. Dabei hängt das Aus-
maß des Nachfrageüberhangs ganz
entscheidend von den politischen
Rahmenbedingungen (z.B. EU-Kraft-
stoffdirektive) ab. Bei weiter intensi-
vierter Förderung müsste eine zusätzli-
che Nachfrage an nachwachsenden
Rohstoffen durch Importe gedeckt
werden. Auch in diesem Szenario wer-
den Reststoffe wie auch Energie-
pflanzen aus Lignocellulose voraus-
sichtlich einen höheren Stellenwert
einnehmen als heute. Für 2030 wird






Die technischen Möglichkeiten, nach-
wachsende Rohstoffe stofflich zu nut-
zen, sind bei Weitem noch nicht aus-
geschöpft. Gleichzeitig ist absehbar,
dass es bei einer umfassenderen stoff-
lichen Nutzung von Biomasse zu
Engpässen beim Angebot kommen
wird. Um diesen Herausforderungen
gerecht zu werden, ist es nötig, eine
umfassende Strategie zu entwickeln
und zu verfolgen. Mögliche Elemente
einer solchen Strategie sind u.a.
> die Festlegung konkreter Zielset-
zungen für die stoffliche Nutzung
nachwachsender Rohstoffe z.B. in
Form einer »roadmap«, um
Schwerpunkte klarer zu definieren
und entsprechend in Forschungs-
und Förderstrategien umzusetzen;
> eine Weiterentwicklung und ge-
zielte Förderung der Bioraffinerie-
konzepte als zukünftiger Schlüs-
selbaustein der industriellen stoff-
lichen Nutzung nachwachsender
Rohstoffe; 
> eine systematische Evaluierung
und ggf. züchterische Bearbeitung
von Pflanzenarten und -sorten für
die stoffliche und energetische
Nutzung.
Einige dieser Aspekte werden im der-
zeit laufenden TAB-Projekt zu »Chan-








Der Bericht wird in Kürze als TAB-



























MONITORING: CO2-ABSCHEIDUNG UND -SPEICHERUNG BEI KRAFTWERKEN
Die technische Machbarkeit von CCS
erscheint auf den ersten Blick unpro-
blematisch zu sein: CO2 beispiels-
weise aus dem Abgasstrom eines
Kohlekraftwerks abzuscheiden, ist
bereits mit heutiger Technik möglich.
Auch der Transport des abgeschiede-
nen CO2 vom Kraftwerksstandort zu
einer Lagerstätte – sei es mit dem
Schiff oder per Pipeline – sollte keine
unüberwindliche technische Hürde
darstellen. Bei der Verbringung in tief-
gelegene geologische Speicher-
formationen können die umfangrei-
chen Erfahrungen der Öl- und Gas-
industrie genutzt werden.
Dennoch besteht ein erheblicher For-
schungs- und Entwicklungsbedarf, bis
CCS zur Marktreife kommen kann.
Alle Einzelschritte müssen vor allem
unter Kosten- und Effizienzaspekten
optimiert werden. Beispielsweise kann
beim Einsatz von CCS der Brenn-
stoffverbrauch im Kraftwerkssektor
im Extremfall um bis zu 65 % steigen.
Der Grund dafür ist, dass die CO2-
Abtrennung, -Aufbereitung und -Ver-
pressung einen erheblichen Energie-
einsatz erfordert. Weiterer For-
schungsbedarf besteht auch, da sich
über das Verhalten von CO2 im Un-
tergrund pauschal nur begrenzt etwas
aussagen lässt, bevor nicht umfangrei-
che geologische und geochemische
Untersuchungen am konkreten Stand-
ort des möglichen CO2-Speichers
durchgeführt worden sind. Schließlich
existieren noch kaum Erfahrungen mit
der Integration der Einzeltechnologien




Ein Schwerpunkt des TAB-Projekts ist
eine Analyse des heutigen Standes der
Technik sowie eine Identifikation offe-
ner Fragen und kritischer Wissens-
lücken, die vor der breiten Nutzung
der Technologie noch zu klären sind.
Insbesondere zur Langzeitsicherheit
der Speicherung, zu den Risiken der
CCS-Technologie (z.B. Auswirkungen
auf Ökosysteme) sowie zur Wirt-
schaftlichkeit von CCS verglichen mit
anderen Optionen zur CO2-Min-
derung ist der derzeitige Wissensstand
noch unzureichend. Unklar ist auch,
wann die benötigten Technologien in
großem Maßstab bereitstehen werden. 
Neben diesen technischen Fragen
besteht vor allem im Bereich der
Regulierung und der Akzeptanz der
CCS-Technologie noch erheblicher
Forschungsbedarf. Ein dringender
Handlungsbedarf ist bereits jetzt zu
erkennen. Ein rechtlicher Rahmen zur
Verbringung und Ablagerung von
CO2 im Untergrund existiert nämlich
noch nicht und muss erst geschaffen
werden. Dieser soll einerseits gewähr-
leisten, dass CCS rechtlich möglich
wird, und andererseits genügend An-
reize setzen, dass CCS von den
Wirtschaftssubjekten in einem hoch-
kompetitiven Umfeld wie der Energie-
wirtschaft auch tatsächlich eingesetzt
wird. Komplexe rechtliche Fragestel-
lungen verbinden sich darüber hinaus
mit der Einbindung von CCS in das
internationale Klimaregime (Anre-
chenbarkeit als Emissionsminderung
im Kyoto-Protokoll bzw. darüber hin-
aus).
Für den Betrieb und letztlich die
Akzeptanz in der Bevölkerung ist es
auch von entscheidender Wichtigkeit,
dass ein verlässliches und glaubwürdi-
ges Monitoringsystem etabliert wer-
den kann, mit dem eventuelle Lecka-
gen zuverlässig detektiert und ggf.
Maßnahmen eingeleitet werden kön-
nen. Daran schließt sich unmittelbar
die Frage an, wer in der Nutzungs-
phase des CO2-Speichers, die sehr
lange Zeiträume andauern muss
(1.000 Jahre und mehr), die rechtliche
Verantwortung bzw. die Haftung
übernimmt. 
EINORDNUNG VON CCS IN
DIE KLIMAPOLITIK
Nach Jahren der Zurückhaltung wird
nun auch in Deutschland intensiv über
die CCS-Technologie diskutiert – ver-
spricht man sich doch davon die
Möglichkeit der klimaneutralen Nut-
zung der heimischen Kohle (»clean
coal«). Welchen Klimaschutzbeitrag
CCS konkret leisten kann, ist derzeit
noch offen. Der aktuelle Bericht des
Internationalen Weltklimarats (IPCC)
legt nahe, dass die nächsten zehn bis
15 Jahre eine entscheidende Periode
für das Ziel der Begrenzung des
Temperaturanstiegs auf weniger als
2°C sein könnten. Im selben Zeitraum
KLIMANEUTRALE KRAFTWERKE – 
DAS EI  DES KOLUMBUS?
Fossile Kraftwerke, die kein CO2 mehr in die Atmosphäre entlassen: das sieht
auf den ersten Blick nach der ultimativen Lösung für alle Klimaprobleme aus.
Doch wie weit trägt die Hoffnung, dass mit der CO2-Abscheidung und 
-Speicherung im Untergrund (Carbon Dioxide Capture and Storage, CCS) das »Ei



























besteht in Deutschland ein erheblicher
Bedarf an Kraftwerksneubauten, da
viele bestehende Kraftwerke das Ende
ihrer Lebensdauer erreicht haben wer-
den. Andererseits herrscht unter Fach-
leuten Einigkeit, dass vor dem Jahr
2020 nicht mit einem großtechnischen
Einsatz von CCS zu rechnen ist. Wenn
aber bis zum Markteintritt der CCS-
Technologie in großem Umfang alte
durch neue fossile Kraftwerke ohne
CCS ersetzt werden, bedeutete dies
eine erhebliche klimapolitische Fest-
legung für die Zukunft, wenn man
sich die typische Lebensdauer von
Kraftwerken von 40 bis 60 Jahren vor
Augen hält.
Eine solche Überlegung hat die Euro-
päische Kommission dazu veranlasst,
den Vorschlag zu machen, dass ab
2020 fossile Kraftwerke nur noch mit
CO2-Abscheidung genehmigungsfä-
hig sein sollen und bis dahin alle neu
gebauten Kraftwerke so ausgelegt
werden sollen, dass sie leicht nach-
rüstbar sind (»capture ready«). Diese
Ankündigung hat die Branche in eine
gewisse Unruhe versetzt. So ist bei-
spielsweise unklar, ob CCS gegenüber
anderen CO2-armen Technologien
zur Stromerzeugung (z.B. regenerative
Energien) ab dem Jahr 2020 einen
Wettbewerbsvorteil besitzen wird. Es
wird aber auch die Nachrüstung
bestehender Kraftwerke mit CCS aus
Effizienz- und Kostengesichtspunkten
vermutlich ungünstiger zu beurteilen
sein als der Neubau.
Aber selbst wenn sich herausstellen
sollte, dass der Beitrag von CCS für
die Erreichung der Klimaschutzziele in
Deutschland nur eine begrenzte Rolle
spielen kann, bringt ein Blick über den
nationalen Tellerrand eine neue
Perspektive ins Spiel. Falls es nicht
gelingt zu verhindern, dass Indien und
China ihre gewaltigen Kohlevor-
kommen nutzen und dabei in klima-
aktives CO2 verwandeln, sind sämtli-
che internationalen Anstrengungen
zur Emissionsreduktion zum Scheitern
verurteilt. Allein dafür würde es sich
lohnen, CCS möglichst schnell zur
Einsatzreife zu entwickeln.
Insgesamt wird deutlich dass CCS
nicht das »Ei des Kolumbus« des
Klimaschutzes sein kann, sondern
lediglich eines von vielen Instrumen-
ten im Portfolio der CO2-Minde-
rungsmaßnahmen, vorausgesetzt die
technische und ökonomische Mach-
barkeit kann nachgewiesen werden.
Aber das wäre ja auch schon ein
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EVOLUTION DER INDUSTRIELLEN PRODUKTION –
TRANSFORMATION DER INDUSTRIEARBEIT
Thema des von einem Team des
Fraunhofer-Instituts erarbeiteten und
im März 2007 vorgelegten TAB-Zu-
kunftsreports ist das »Arbeiten in der
Zukunft« am Beispiel der Industrie-
arbeit, der betrachtete Zeithorizont ist
etwa fünf bis zehn Jahre. Ziel des
Zukunftsreports ist es, zu ermitteln
und zu diskutieren, welchen Verände-
rungen die  Arbeit in produzierenden
Industrieunternehmen im Zusammen-




Um die wesentlichen Konturen zu-
künftiger Industriearbeit herauszuar-
beiten und zu einem plausiblen Ge-
samtbild zukünftigen Arbeitens in die-
sem Schlüsselsektor der deutschen
Wirtschaft zusammenzuführen, wurde
im TAB-Projekt ein mehrdimensiona-
ler Analyseansatz zugrunde gelegt (s.
Abb.). Im Kontext dreier Schwer-
punkte – Marktanforderungen, Orga-
nisationsformen von Betrieb und Ar-
beit, Neue Technologien – werden ins-
gesamt sieben Treiber der Evolution
von Industriearbeit identifiziert und
hinsichtlich ihrer Folgedimensionen
analysiert.
> Zum Ersten werden wesentliche
potenzielle Entwicklungspfade der
Industriearbeit analysiert und be-
schrieben, die aus den veränderten




> Zum Zweiten werden entspre-
chend veränderte Organisations-
formen der Unternehmen in ihren
möglichen Auswirkungen auf die
Industriearbeit untersucht.
> Zum Dritten werden drei exem-
plarische Technologiestränge, die
in verschiedenen Studien als
Schlüsseltechnologien der Zukunft
identifiziert wurden, auf ihre
potenziellen arbeitsrelevanten
Wirkungen hin diskutiert: die
Biotechnologie, die Nanotechno-
logie sowie das Konzept der
Ambient Intelligence (AmI).
Es ist ein Anliegen dieses TAB-Be-
richts, die arbeitsrelevanten Auswir-
kungen der Nutzung dieser Techno-
logien zu diskutieren und damit einen
vorausschauenden Blick auf die po-
tenzielle Gestalt der Industriearbeit
der Zukunft zu wagen – auch wenn
einige Einschätzungen und Schluss-
folgerungen aufgrund kaum vorhan-
dener empirischer Erkenntnisse und
belastbarer Daten eher vorsichtig for-
muliert werden müssen.
Im Folgenden werden eine Auswahl
der Ergebnisse aus den Analysen der
drei zukünftigen Schlüsseltechno-
logien präsentiert und einige Thesen
zum Beobachtungs- und Handlungs-
bedarf zur Diskussion gestellt. Die
ebenso differenzierten Ergebnisse zu
In der globalisierten Wissensgesellschaft steht die Wirtschaft kontinuierlich un-
ter dem Zwang, sich den Anforderungen des Marktes und der Herausforderun-
gen des wissenschaftlich-technischen Wandels anzupassen. Wie schon seit je-
her, wird auch in den nächsten fünf bis zehn Jahren dieser evolutionäre Prozess
den Stellenwert und die Gestalt des Arbeitens drastisch verändern. Dabei sind
die weitere Verwissenschaftlichung und Technisierung der Produktion wichtige
Treiber. Sie führen zu neuartigen Anforderungen an Kompetenzen und Qua-
lifikationen der Beschäftigten. Sie sind aber auch mitverantwortlich für ein sich
abzeichnendes doppeltes Problem: das weitere Verschwinden geringqualifizier-
ter Arbeit und zunehmende Personalengpässe bei hochqualifizierter Arbeit.
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den zukünftigen Auswirkungen von
Internationalisierung, Tertiarisierung
und veränderten Organisationsformen
auf die Industriearbeit werden aus
Platzgründen nur gestreift. Der inte-
ressierte Leser sei hier auf den
Zukunftsreport verwiesen.
BIOTECHNOLOGIE
Biotechnologie gilt in allen industriali-
sierten Ländern als eine der »Schlüs-
seltechnologien des 21. Jahrhun-
derts«. Wegen des wachsenden Reife-
grades und des erwarteten Effekts auf
die künftige Wettbewerbsfähigkeit der
von Biotechnologie beeinflussten
Wirtschaftssektoren ist sie auch ein
zentrales Feld der Innovationspolitik.
Als Querschnittstechnologie wird ihr
ein großes Potenzial in einer Vielzahl
von industriellen Anwendungen,
Branchen und Tätigkeiten zugemes-
sen. Dabei stellt die Biotechnologie
unter den drei in diesem Bericht
betrachteten Technologien diejenige
dar, die hinsichtlich der Kommerzia-
lisierung am Weitesten fortgeschritten
ist. An ihr werden die Implikationen
für die Industriearbeit daher auch am
ehesten deutlich. Bemerkenswert ist
jedoch, dass zwischen dem der Bio-
technologie zugemessenen Potenzial
für industrielle Anwendungen einer-
seits und dem Wissen über ihre Wir-
kungen auf Industriearbeit  anderer-
seits eine – unerwartet große – Lücke
klafft: Es wurde nur wenig empiri-
sches Material gefunden, dass fundier-
te Einschätzungen über mögliche
Wirkungen auf Industriearbeit ermög-
licht. Arbeitswissenschaft und -sozio-
logie haben sich offenbar der Bio-
technologie bislang nur punktuell
zugewandt.
Die Analysen des TAB zeigten auch,
dass die häufig beschworenen »revo-
lutionären« Veränderungen durch die
Biotechnologie nicht in dem Maße
feststellbar sind, wenn man ein Zeit-
fenster von mehreren Jahren in den
Blick nimmt. Vielmehr überwiegen
inkrementelle Änderungen. Dennoch
sind mit der »biobased economy«
oder der Verlagerung der Wertschöp-
fung auf frühere Stufen der Wertkette,
zum Beispiel in der Pflanzenzüchtung,
Bereiche erkennbar, die ein Potenzial
zur Substitution etablierter Industrien
und zu einem damit verbundenen
Strukturwandel aufweisen. Hier be-
steht grundsätzlicher Bedarf, prospek-
tive Abschätzungen von Größenord-
nungen, spezifischer Entwicklungs-
trends, Zeithorizonten oder besonders




Mit Blick auf die industrielle Anwen-
dung der Biotechnologie wäre es dar-
über hinaus erforderlich, die – über-
wiegend auf eine Tätigkeit von akade-
misch ausgebildeten Personen in For-
schung und Entwicklung und von
fachschulisch ausgebildeten Kräften in
traditionellen Tätigkeitsfeldern ausge-
richteten – fachlichen Qualifikationen
besser auf die Anforderungen in den
Unternehmen abzustimmen: Hier wer-
den in stärkerem Maße branchen-,




und »soft skills« in der interdisziplinä-
ren und internationalen Teamarbeit,
benötigt, als sie derzeit im Fachkräfte-
pool vorhanden sind. Es besteht daher
die Herausforderung, ein flächende-
ckendes Aus- und Weiterbildungsan-
gebot zu entwickeln, das alle formalen
Qualifikationsstufen abdeckt.
Inwieweit durch die Biotechnologie
und insbesondere durch die Gentech-
nik neue gesundheitliche Gefährdun-
gen am Arbeitsplatz entstehen könn-
ten und wie sie wirksam zu begrenzen
seien, wurde bereits Mitte der 1970er
Jahre thematisiert und diskutiert. In
den folgenden Jahrzehnten wurden
entsprechende Sicherheitsmaßnahmen
entwickelt, gesetzlich verbindlich vor-
geschrieben und in der Praxis imple-
mentiert, sodass in der Biotechnologie
ein Stand erreicht ist, der in der
Nanotechnologie aktuell angestrebt
wird. Allerdings zeichnen sich nun-
mehr in der Biotechnologie mit der
Synthetischen Biologie, gegebenenfalls
auch mit der Nanobiotechnologie,
neue Felder ab, die ein erhöhtes Ge-
fährdungspotenzial für die menschli-
che Gesundheit bergen könnten. Der
Wissensstand ist aber noch nicht aus-
reichend, um mögliche Gefährdungen
abschätzen zu können. Hier besteht
also aktueller Forschungsbedarf, um
die Wissensbasis für eine Risikobe-
wertung zu schaffen, auf deren




Die Nanotechnologie befindet sich
noch in der Übergangsphase von der
Grundlagenforschung zur Anwen-
dung. Es gibt auch keine »Nano-
industrie« im eigentlichen Sinne, son-





















































men, die sich ausschließlich mit Nano-
technologie befassen, und größere
Unternehmen, die die Nanotechnolo-
gie in den letzten Jahren in ihr Tech-
nologieportfolio aufgenommen ha-
ben. Entsprechend wenig Aufmerk-
samkeit hat die Nanotechnologie bis-
her in der genuinen Arbeitsforschung
erhalten. Angesichts der Schlüssel-
funktion der Nanotechnologie er-
scheint es angeraten, künftig verstärkt
der Frage nach den Auswirkungen der
Nanotechnologie auf die menschliche
Arbeit nachzugehen. Aus heutiger
Sicht sind vor allem Herausforderun-
gen für die Bildungs- und Forschungs-
politik sowie für den Arbeitsschutz
erkennbar.
Der Blick auf die Grundlagenfor-
schung, angewandte Forschung und
Entwicklung im Bereich der Nano-
technologie zeigt, dass diese zuneh-
mend interdisziplinär sein müssen –
mit entsprechenden Folgen für Aus-
bildung und Nachwuchsförderung.
Als Voraussetzung für einen Innova-
tions- und Produktivitätsschub durch
Nanotechnologie müssen neue Orga-
nisationsstrukturen und Ausbildungs-
gänge entstehen, die den multi- oder
interdisziplinären Charakter der Na-
notechnologie berücksichtigen. So wie
bei anderen dynamischen und wis-
sensintensiven Technologien ist es not-
wendig, bereits in der Ausbildung ei-
nen anwendungsorientierten Schwer-
punkt zu setzen, der sich nicht nur an
den Bedürfnissen der Großunterneh-
men, sondern auch denen der KMU in
Deutschland orientiert.
Aus der Perspektive der industriellen
Anwendung der Nanotechnologie
zeichnet sich ab, dass die meisten
Unternehmen nicht primär ausgewie-
sene »Nanowissenschaftler oder -inge-
nieure« benötigen, sondern verstärkt
breiter qualifizierte Naturwissenschaft-
ler, Diplomingenieure und Informa-
tiker mit Ankopplungskompetenz und
spezifischem Grundlagenwissen in der
Nanotechnologie. Dabei herrscht
mittlerweile Einigkeit, dass zunächst
ein Grundstudium in einer der klassi-
schen Disziplinen (wie z.B. Physik,
Chemie oder Ingenieurwissenschaf-
ten) abzuschließen ist, bevor sich
Studierende auf den Schwerpunkt
Nanotechnologie konzentrieren. Das
hierzu heute bereits existierende An-
gebot der Universitäten und Fach-
hochschulen ist zwar sehr breit, es
fehlt allerdings die Vergleichbarkeit
der vermittelten Inhalte bzw. der Ab-
schlüsse, insbesondere auf europäi-
scher Ebene.
Viele Experten stimmen darin überein,
dass im Rahmen der Ausbildung früh-
zeitig mit Wirtschaftsunternehmen
zusammengearbeitet werden sollte.
Vor allem in reinen Anwendungs-
branchen gibt es jedoch Anzeichen,
dass die akademische Ausbildung im
Bereich der Nanotechnologie an den
konkreten Bedürfnissen, insbesondere
von kleinen und mittleren Unterneh-
men, vorbeigeht. Hier gilt es, einen
effizienten und frühzeitigen Transfer
von wissenschaftlichen Ergebnissen
mit Produkt- bzw. Marktrelevanz
sowie insbesondere auch den Aus-
tausch von Personal zwischen Wissen-
schaft und Industrie zu ermöglichen.
Das EU-Forschungsrahmenprogramm,
vom BMBF bereits initiierte Koopera-
tionsprojekte und andere Vorhaben
(Hightech-Strategie der Bundesregie-
rung) zeigen, dass diese Problematik
erkannt wird.
Besonders deutlicher und rasch anzu-
gehender Nachholbedarf besteht der-
zeit noch bei den mittleren Qualifi-
kationen, also insbesondere den Fach-
arbeitern und Technikern in den In-
dustriebetrieben. Hier erscheint es
nicht ausreichend, den Bedarf allein
durch – ebenfalls noch neu zu schaf-
fende – betriebliche Ausbildungsgänge
zu decken. Vielmehr sollte hier ange-
regt werden, dass Verbände und
Kammern Möglichkeiten zur beruf-
lichen Weiterbildung von Fachar-
beitern im Bereich der Nanotech-
nologie eröffnen.
Im Hinblick auf den Arbeitsschutz be-
tonen nahezu alle Experten, dass es
besonders wichtig sei, die Schädlich-
keit von Nanomaterialien sowie die
mögliche Exposition von Personen am
Arbeitsplatz zu untersuchen und ge-
eignete Maßnahmen in die Wege zu
leiten. Dabei besteht europaweit noch
ein erheblicher Mangel an Wissen
über entscheidende Faktoren, der
durch fundierte Studien behoben wer-
den sollte.
Die Ergebnisse mit Relevanz für die
Industriearbeit müssten dann umge-
hend hinsichtlich ihrer Implikationen




Ein Großteil der AmI-Technologien
befindet sich gegenwärtig noch in der
Phase der Grundlagenforschung. Ent-
sprechend vage müssen Aussagen über
künftige Auswirkungen dieser Techno-
logielinie bleiben. Trotz dieser grund-
sätzlichen Einschränkung zeichnen sich
mit Blick auf AmI-Anwendungen in
der industriellen Fertigung bereits
heute einige Entwicklungslinien mit
Relevanz für die Ausgestaltung der
Industriearbeit ab:
So ist deutlich zu erkennen, dass die
Einführung von RFID-Systemen, die
als Wegbereiter von AmI gelten, vor
allem mit dem Ziel verbunden ist,
sowohl die Kosteneffizienz als auch
die Variabilität von Produktions-
prozessen zu steigern. Insofern wird
mit AmI keine radikale Umstellung
industrieller Fertigung verbunden
sein, vielmehr ist dieser jüngste infor-
mationstechnische Innovationsschub
in langanhaltende Trends eingebettet.
Die zu erwartenden Auswirkungen von
AmI-Anwendungen auf Tätigkeits-
profile und Qualifikationsanforderun-
gen werden wahrscheinlich von zwei
gegenläufigen Trends geprägt sein.
> Einerseits ist zu vermuten, dass
bestimmte Tätigkeiten in der in-
dustriellen Fertigung eine qualita-
tive Anreicherung erfahren wer-
den, die mit der verbesserten (in-
formationstechnischen) Integra-
tion unterschiedlicher Wertschöp-
fungsstufen in Verbindung stehen.
Aufgrund der wachsenden Kom-
plexität von Fertigungsprozessen
werden die betroffenen Mitar-
beiter gefordert sein, vermehrt
eigenverantwortlich sowie fachlich
und sozial kompetent Entschei-
dungen zu treffen. 
> Andererseits zeichnet sich ab, dass
AmI-Anwendungen erweiterte
Möglichkeiten zur Automatisie-
rung von einfachen Kontroll-,
Überwachungs- und manuellen
Tätigkeiten bieten. Es ist davon
auszugehen, dass insbesondere
einfache Tätigkeiten mit niedrigen
Qualifikationsanforderungen sub-
stituiert werden. Für die Mehrzahl
der verbleibenden Beschäftigten in
der industriellen Fertigung ist zu
vermuten, dass sich die Trends der
Arbeitsverdichtung und des Ver-
lustes an Zeitsouveränität, die ins-




auch im Zuge der Einführung von
AmI weiter fortsetzen.
Angesichts der geringen Anwendungs-
reife von AmI kämen detaillierte
Handlungsempfehlungen, etwa mit
Blick auf bildungspolitische Maßnah-
men, zu diesem Zeitpunkt verfrüht.
Allerdings ist vor dem Hintergrund
der in vielerlei Hinsicht erst schemen-
haft erkennbaren Entwicklung von






Bei der Analyse der Implikationen für
die Industriearbeit quer zu den unter-
suchten Treibern der Veränderung
springt insbesondere ein durchaus
besorgniserregendes doppeltes Pro-
blem ins Auge: Auf der einen Seite
werden einfache und wenig know-
how-intensive Tätigkeiten zukünftig
noch deutlich weniger als bereits bis-
her nachgefragt werden. Auf der an-
deren Seite ist absehbar, dass der stei-
gende Bedarf an Hochschul- und
Fachhochschulabsolventen insbeson-
dere bei Ingenieur-, Natur- und Wirt-
schaftswissenschaften zunehmend
schwieriger gedeckt werden kann.
Ersteres ist vorrangig auf Entwicklun-
gen zurückzuführen, die sich im Zu-
ge veränderter Marktanforderungen
(Globalisierung, Tertiarisierung) und
bedingt durch neue betriebliche Orga-
nisationsformen ergeben:




rende Tätigkeiten und interkultu-
relle Kompetenzen für alle Fach-
kräfte und Ausbildungswege an
Bedeutung gewinnen. Dagegen
werden einfache Tätigkeiten zu-
künftig noch stärker als bislang
bereits entweder weiter automati-
siert und damit weniger personal-
intensiv in Deutschland durchge-
führt oder in Länder mit geringe-
ren Lohnkosten verlagert.
> Im Zusammenhang mit der inne-
ren Tertiarisierung deuten alle
Befunde darauf hin, dass produkt-
begleitende Dienstleistungen der
Industrie, im Gegensatz zu vielen
anderen Dienstleistungen, auf
höher qualifiziertes Personal ange-
wiesen sind. Damit steigt die
Quote der Mitarbeiter mit Hoch-
schul, Fachhochschul- und Tech-
nikerabschluss, während an- und
ungelernte Mitarbeiter weniger
benötigt werden.
> Die marktorientierte Organisa-
tionsgestaltung der Unternehmen
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geht zwar bislang (noch) nicht mit
einer Reduktion des Anteils An-
und Ungelernter in diesen Betrie-
ben einher. Eine breite Nutzung
wissensintensiver Produktions-
systeme mit einem Anteil von
weniger als 10 % unausgebildeter
bzw. geringqualifizierter Arbeiter
an den Beschäftigten wird zukünf-
tig aber durchaus als realistisch
eingeschätzt.
Die genannten Trends werden ver-
stärkt durch den Einsatz der drei
Schlüsseltechnologien in der Industrie-
arbeit: Biotechnologie und Nano-
technologie erfordern insbesondere
entsprechend ausgebildetes akademi-
sches Personal sowie technische Assis-
tenz mit fachschulischer oder dualer
Ausbildung. Daher ist nicht davon
auszugehen, dass in nennenswertem
Umfang positive Beschäftigungseffek-
te für Gering- oder Nichtqualifizierte
entstehen werden. In Folge der Ein-
führung von industriellen Ambient-
Intelligence-Anwendungen zeichnet
sich ab, dass erweiterte technische
Möglichkeiten zur Automatisierung
von einfachen Kontroll-, Überwa-
chungs- und anderen manuellen Tä-
tigkeiten entstehen, wodurch insbe-
sondere einfache Tätigkeiten mit nie-
drigen Qualifikationsanforderungen
substituiert werden könnten.
Die andere Dimension des Problems
zeigt sich bei der Gesamtsicht auf die
zukünftigen Bedarfe an Hochqualifi-
zierten. Hier ist heute bereits abseh-
bar, dass der steigende Bedarf an
Hochschul- und Fachhochschulab-
solventen zunehmend schwieriger ge-
deckt werden kann, da sich der Ab-
solventen- und Fachkräftemangel ins-
besondere bei Ingenieur-, Natur- und
Wirtschaftswissenschaften durch den
demografischen Wandel noch weiter
verschärfen dürfte.
Diese Engpasstendenz wird noch durch
folgende Entwicklungen verschärft:
> Im Zuge der zunehmenden Inter-
nationalisierung der Industrie-
unternehmen wird zukünftig der
Wettbewerb um kluge Köpfe, ins-
besondere um hochqualifizierte
Spezialisten und Führungskräfte
mit ingenieur- und betriebswirt-
schaftlichem Profil, noch stärker
als heute international und stand-
ortübergreifend stattfinden. Dies
führt insbesondere für kleine und
mittlere Unternehmen zu zuneh-
menden Rekrutierungsproblemen. 
> Auch zwischen der zunehmenden
inneren Tertiarisierung sowie der
marktorientierten Organisations-
gestaltung und dem Bedarf an
ingenieur- und betriebswirtschaft-
lichen Hochschul- und Fachhoch-
schulabsolventen, zum Beispiel in
den Bereichen Beratung, Service,
Forschung, Entwicklung oder
Konstruktion, besteht ein nach-
weisbarer und signifikant positi-
ver Zusammenhang.
Verstärkt wird diese Entwicklung wie-
derum durch die Folgen des Technik-
einsatzes in der Produktion: Indus-
trielle Anwendungen von Biotechno-
logie und Nanotechnologie sowie –
noch etwas vager – auch Ambient-
Intelligence-Anwendungen erfordern
hochqualifiziertes Personal, insbeson-
dere natur- und ingenieurwissen-
schaftliches akademisches Personal
sowie entsprechend ausgebildete tech-
nische Assistenz mit fachschulischer
oder dualer Ausbildung. In Biotechno-
logieunternehmen beispielsweise wird
sich der Personalbedarf bereits in
mittelfristiger Perspektive von etwa
fünf bis zehn Jahren in dieser Rich-
tung deutlich erhöhen.
Vor dem Hintergrund der skizzierten
Entwicklungen sind die Bildungs-,
Wirtschafts-, Mittelstands- und Ar-
beitsmarktpolitik gefordert, bei der
sich mittelfristig abzeichnenden Ver-
knappung bei ingenieur-, natur- und
wirtschaftswissenschaftlich ausgebil-







Nach nunmehr erfolgter Abnahme des
Berichts durch den Deutschen Bundes-
tag, wird dieser in Kürze als TAB-Ar-




























alisierte Medizin und Gesundheitssys-
tem« schließt einerseits an aktuelle
TAB-Studien zur Gendiagnostik und
Pharmakogenetik an, die sich mit der
individuell unterschiedlichen geneti-
schen Ausstattung der Menschen und
deren Implikationen für genetisch
(mit)bedingte Krankheiten und Phar-
makotherapie befassen, weitet den
Untersuchungsgegenstand aber auf
andere individuell unterschiedlich aus-
geprägte Faktoren als genetische aus.
Dadurch werden neben der Moleku-
largenetik auch andere Wissenschafts-
und Technologiegebiete, wie z.B. Sys-
tembiologie, Nutrigenomik, Nano-
technologie oder bildgebende Verfah-
ren, in die Analyse einbezogen. Ziel
des Zukunftsreports ist es, im Hinblick
auf eine »individualisierte Medizin« 
> relevante wissenschaftlich-techni-
sche Entwicklungslinien systema-
tisch zusammenzustellen und ihr
synergistisches Zusammenwirken
zu antizipieren, 
> zu prüfen, in welchen – mittelfris-
tigen – Zeithorizonten und unter
welchen Rahmenbedingungen und
Voraussetzungen eine Überfüh-
rung in die klinische Praxis reali-
sierbar erscheint,




> Optionen für mögliche Anpas-
sungsprozesse und Vertiefungs-





Um die vielfältigen Entwicklungs-
linien und möglichen Dimensionen
einer »individualisierten Medizin«
einer weiter gehende Analyse zugäng-
lich machen zu können, wurde eine
Systematik der Ansatzpunkte und
Elemente entwickelt, die sich an der
Entstehung und dem Verlauf von
Krankheiten und den jeweils zugehö-
rigen Stufen der medizinischen Leis-
tungserbringung orientiert und folgen-
de Kategorien umfasst:
> Wissensbasis über Krankheitsur-
sachen, -entstehung und -mecha-
nismen






> individuell gefertigte Therapie-
optionen
> Monitoring des Interventions-
verlaufs
> Nachsorge, Sekundärprävention






Ein besonders instruktives Beispiel
bietet der Diabetes mellitus, der im
Projekt als Vertiefungsschwerpunkt
untersucht und ausgewertet wurde.
Einige Ergebnisse werden im
Folgenden skizziert. Eine ausführliche
Darstellung bietet der Endbericht, der
im Sommer dem Bundestag vorgelegt
werden soll.
INDIVIDUALISIERTE MEDI-
ZIN AM BEISPIEL DIABETES
Der Diabetes mellitus ist eine der häu-
figsten chronischen Erkrankungen in
industrialisierten Ländern und bereits
heute ein erhebliches und nicht zuletzt
aufgrund der demografischen Ent-
wicklung ein künftig noch an
Bedeutung gewinnendes Gesundheits-
problem: In Deutschland beläuft sich
die Zahl der Personen mit erkanntem
Diabetes auf etwa 6 Mio. Menschen
(7 % der Bevölkerung). Zudem steigt
WIE INDIVIDUALISIERT IST DIE MEDIZIN? 
DAS BEISPIEL DIABETES
ZUKUNFTSREPORT: INDIVIDUALISIERTE MEDIZIN UND GESUNDHEITSSYSTEM
Eine »individualisierte Medizin« ist nicht neu. Vielmehr entspricht es dem
Selbstverständnis der medizinischen Berufe, das bestmögliche verfügbare
medizinische Wissen durch fachliche und menschliche Urteilsfähigkeit und
berufliche Erfahrung so mit den individuell unterschiedlich ausgeprägten
patientenseitigen Gegebenheiten und Präferenzen zu verknüpfen, dass eine
qualitativ hochwertige und angemessene Versorgung der Kranken gewährlei-
stet ist. Vor dem Hintergrund des medizinischen Bedarfs nach wirksamen
Interventionen gerade bei multifaktoriellen und chronischen Krankheiten, des
wissenschaftlichen Erkenntniszuwachses über die vielfältigen Einflussfaktoren
auf Gesundheit und Krankheit und ihr Zusammenspiel, der zunehmenden
methodisch-technischen Möglichkeiten zur patienten- bzw. gruppenspezifi-
schen Erfassung krankheitsrelevanter Einflussfaktoren bzw. Biomarker sowie
einer wachsenden Patientenorientierung ist eine »individualisierte Medizin«
jedoch neu zu definieren.



























die Zahl der Neuerkrankungen stark
an, die insbesondere in immer jünge-
ren Altersgruppen auftreten. Diabetes
mellitus bezeichnet eine Gruppe von
Störungen des Kohlenhydratstoff-
wechsels. Ursache ist ein absoluter
oder relativer Mangel des in der
Bauchspeicheldrüse gebildeten Hor-
mons Insulin, der zu einem erhöhten
Blutzuckerspiegel und zu schweren
Folgeschäden (Gefäßschädigungen,
Erblindung, Amputation von Glied-
maßen) führt. Er beeinträchtigt nicht
nur die Lebensqualität und Lebens-
erwartung der Betroffenen erheblich,
sondern ist auch in gesundheitsökono-
mischer Hinsicht hoch relevant: Die
dem Diabetes zurechenbaren direkten
und indirekten Kosten werden in
Deutschland auf mehr als 22 Mrd.
Euro/Jahr geschätzt, die mit künftig
wachsender Erkrankungshäufigkeit
und -dauer noch zunehmen werden.
Vonseiten der nationalen und interna-
tionalen Gesundheitspolitik werden
der Verbesserung der Versorgung von
Diabeteskranken sowie der Präven-
tion ein hoher Stellenwert zugemes-
sen. Dementsprechend wurden vielfäl-
tige Initiativen zur Verbesserung der
Situation ergriffen, die darauf abzie-
len, 
> die hohe Prävalenz und steigende
Zahl der Neuerkrankungen zu
verringern, 
> die hohe Dunkelziffer der bereits
Erkrankten, die aber noch nicht
als solche erkannt sind, durch eine
frühere Diagnosestellung, gezielte
Prävention und frühere Therapie
zu verringern, 
> die Qualität in der Diabetikerver-
sorgung zu steigern und damit
den Therapieerfolg zu erhöhen
und akute Komplikationen und
Langfristschäden zu verringern,
> die Lebensqualität und Lebens-
erwartung der Betroffenen zu
erhöhen.
Diese Maßnahmen erstrecken sich
über alle Stufen der medizinischen
Leistungserbringung (s. Abb.) und
können aufgrund der erweiterten
Kenntnisse über die Krankheitsent-
stehung und deren Verlauf sowie
durch eine breite Basis evidenzbasier-
ter Daten bereits heute individuell
angepasst bzw. kombiniert werden.
In Bezug auf eine Individualisierung
der Medizin wird dem Diabetes mel-
litus deshalb von Experten eine
Vorreiterrolle auch für andere Krank-
heiten zugesprochen. Zudem liegen
teilweise bereits Erfahrungen mit der
Realisierbarkeit und Wirksamkeit
der individualisierten Interventionen
vor, was auch eine – zumindest







Aufgrund seines schleichenden Ver-
laufs wird der Diabetes häufig erst
spät und eher zufällig diagnostiziert,
obwohl etwa 50 % der Erkrankten
etwa zehn bis 15 Jahre vor körperlich
spürbaren Symptomen bereits messba-
re Störungen im Zuckerstoffwechsel
und irreversible Schädigungen ver-
schiedener Gewebe aufweisen. Ob-
wohl die Identifizierung und Vali-
dierung biochemischer Biomarker und
genetischer Faktoren Gegenstand der
aktuellen Forschung ist, sind sie in
Bezug auf Sensitivität und Spezifität
den etablierten, validierten Diabetes-
Risikoscores (noch) nicht überlegen,
die durch die relativ einfache Erhe-
bung von Alter, Körpergewicht,
Bauchumfang, Body Mass Index,
Vorkommen von Diabetes mellitus in
der Familie, Aktivitätsprofil und Er-
nährungsverhalten eine Identifizie-
rung von Personen mit erhöhtem
Diabetesrisiko ermöglichen. In Stu-
dien wurde belegt, dass diese Personen
durch eine Lebensstiländerung (Ge-




























gung, Änderung der Ernährungsge-
wohnheiten) den Ausbruch der
Krankheit zumindest um mehrere
Jahre verzögern, ggf. sogar vermeiden
können. Eine dauerhafte Lebensstilän-
derung gelingt allerdings häufig nicht
in ausreichendem Maße. Hierbei spie-
len genderspezifische Präferenzen für
bestimmte präventive Interventionen,
aber auch ein geringes Gefühl der
»Betroffenheit« der (noch) beschwer-
defreien Personen eine wesentliche
Rolle. Inwieweit eine bislang nur
ansatzweise erfolgte »Individualisie-
rung« auch dieser Präventionsmaß-
nahmen und der Einsatz von Prä-
ventionsmanagern hier Abhilfe schaf-
fen könnte, kann derzeit noch nicht
beantwortet werden.
DIAGNOSESTELLUNG
Der Diabetes wird häufig erst in einem
späten Stadium entdeckt, in dem
schon irreversible Gewebeschädigun-
gen aufgetreten sind. Zwar sind einige
Biomarker bekannt, die für eine früh-
zeitigere Diagnostik als durch die
Messung des Blutzuckerspiegels geeig-
net sein könnten. Für einen breiten
Einsatz müssen sie aber noch validiert,
die Testverfahren vereinfacht und
auch entsprechende Grenzwerte fest-
gelegt werden. Davon unabhängig
besteht jedoch hier ebenso wie bei der
Identifizierung von Risikopersonen
das Problem der unzureichenden
Erfassung der Zielgruppen für ent-
sprechende Diagnoseverfahren.
THERAPIE
Diabetes kann zurzeit nicht geheilt
werden. Die Therapie dieser chroni-
schen Krankheit zielt daher darauf ab,
den Blutzuckerspiegel dauerhaft opti-
mal einzustellen, um auf diese Weise
Akut- und Folgekomplikationen zu
vermeiden und eine hohe Lebens-
qualität zu erzielen. Die klinisch
aktuell eingesetzten bzw. in der
Entwicklung befindlichen Therapie-
optionen umfassen folgende Typen
einer Individualisierung:
> Multimodale Stufentherapiekon-
zepte: In Abhängigkeit vom indi-
viduell vorliegenden Erkrankungs-
stadium sowie patientenindivi-
dueller Therapieziele stehen abge-




oder Insuline allein bzw. in Kom-
binationen). Auf Studiendaten
basierende Risikorechner unter-
stützen das ärztliche Personal in
der Auswahl und Festlegung des
jeweiligen Therapieschemas, doch
bestehen noch Defizite bei der ge-
meinschaftlichen Festlegung von
Therapiezielen durch Patient und
Arzt sowie bei der Therapietreue
insbesondere in frühen Erkran-
kungsstadien, in Abhängigkeit
vom psychosozialen Umfeld und
dem Bildungsniveau der Betroffe-
nen.
> Feinanpassung der Therapie durch
Selbstmanagement: Heutiger
Stand der Diabetestherapie ist die
weitgehende Verlagerung der opti-
malen Blutzuckereinstellung vom
ärztlichen Personal auf den Pa-
tienten. Ermöglicht durch Blut-
zuckerselbstkontrolle und ver-
schiedene Insulinarten und Appli-
kationsformen, kann die Insulin-
gabe sehr fein an die jeweilige
individuelle Stoffwechsellage
angepasst werden. Voraussetzung
hierfür sind jedoch umfassende
und zielgruppenspezifische Schu-
lungen, eine dauerhafte Motiva-
tion der Patienten und die Bereit-
schaft und Fähigkeit, eine weitge-
hende Verantwortung für das
Management ihrer Krankheit zu
übernehmen. 
> Feinanpassung der Therapie durch
Bauchspeicheldrüsenersatz: Eine
entgegengesetzte Entwicklung zum
Selbstmanagement ist die Ein-
stellung eines optimalen Blut-
zuckerspiegels durch einen Bauch-
speicheldrüsenersatz, der den
Patienten die regelmäßigen Blut-
zuckermessungen und Insulin-
injektionen vollständig abnehmen
soll. Ziele sind ein Gewinn an
Lebensqualität, eine dauerhaft
bessere Einstellung des Blut-
zuckerspiegels und die Bereitstel-
lung von Therapieoptionen für
Patienten, die kein Selbstmanage-
ment leisten können. Neben eta-
blierten allogenen Zell- und
Organersatztherapien befinden
sich künstliche Bauchspeichel-
drüsen noch weitgehend im Ent-
wicklungsstadium, ebenso wie
autologe Zellersatztherapien, die
die Bereitstellung eines patienten-
individuell gefertigten Unikats für





Mit dem Diabetes wurde eine chroni-
sche Erkrankung gewählt, bei der eine




























die Entstehung, den Verlauf, die
Schwere und Häufigkeit von Kompli-
kationen sowie die Spätfolgen beein-
flusst. Diabetes repräsentiert somit
einen Krankheitstyp, bei dem von
einer Individualisierung der Medizin
wesentliche Beiträge im Hinblick auf
die Milderung der damit verbundenen
Public-Health-Probleme erwartet wer-
den. Dies trifft u.a. auch auf multifak-
torielle Volkskrankheiten wie Herz-
Kreislauf-Erkrankungen oder Krebs-
erkrankungen zu. Bei allen diesen
Krankheiten ist es Gegenstand der
aktuellen Forschung, Biomarker zu
identifizieren und entsprechende
Diagnose- und Monitoringverfahren
zu entwickeln, die, ähnlich wie für das
Fallbeispiel Diabetes dargestellt, eine
Individualisierung gemäß den oben
genannten Kategorien ermöglichen
sollen. In Langfristperspektive und bei
Durchdringung aller Stufen der medi-
zinischen Wertkette könnte dies einen
Wandel von einer Akutmedizin zu ei-
ner stärker auf Prädiktion und Prä-
vention ausgerichteten Medizin be-
deuten, die in verstärktem Maße vor
dem Auftreten von Krankheitssymp-
tomen ansetzt (s. Abb.).
Das Beispiel des Diabetes zeigt aber
auch, dass es nicht notwendigerweise
und in jedem Fall neuartiger Bio-
marker und Diagnoseverfahren be-
darf, sondern dass fallweise die
Sensitivität, Spezifität und Einfachheit
der Anwendung etablierter Verfahren
für eine Ermittlung von Risikoper-
sonen und Diagnosestellung ausrei-
chen kann, ihre Potenziale bislang
aber noch nicht ausreichend ausge-
schöpft wurden. Optimierungsbedarf
besteht vielmehr im Hinblick darauf,
ob, durch welche Maßnahmen und
unter welchen Rahmenbedingungen
die relevanten Zielgruppen überhaupt
im erforderlichen Maße für eine
Risikospezifizierung erreicht werden
wollen bzw. können, und welche
Handlungsmöglichkeiten sich an-
schließen. Wenn die nachfolgenden
Maßnahmen, die für die Prävention
verschiedener Krankheiten empfohlen
werden, weitgehend auf eine »gesunde
Lebensführung« hinauslaufen, stellt
sich grundsätzlich die Frage, ob in die-




Für Diabetes sind die an das stetige
Fortschreiten der Krankheit und das
Vorliegen individueller Risikofaktoren
angepassten Therapieoptionen (multi-
modale Stufenmodelle) bereits weiter
als für andere Krankheiten entwickelt.
Deren Implementierung macht die
(institutionenübergreifende) Samm-
lung und Integration krankheits- und
therapiebezogener Patientendaten er-
forderlich, die mit evidenzbasierter
medizinischer Information verknüpft
werden müssen. Neben Datenschutz-
erfordernissen stellt dies besondere
Anforderungen an die Qualifikation
des ärztlichen Personals sowie an die
Qualität und Evidenzbasierung ent-
sprechender Unterstützungssysteme
(z.B. »Risikorechner« im Fall des
Diabetes). In Bezug auf die Qualifi-
kation des ärztlichen Personals erfor-
dert eine »individualisierte Medizin«
zudem hohe fachliche und kommuni-
kative Kompetenzen durch den Um-
gang mit probabilistischen, prädikti-
ven Informationen und den partner-
schaftlichen Einbezug der Patienten
bei der Festlegung von Therapiezielen
und -optionen.
Zum Interesse an Konzepten einer
»individualisierten Medizin« trägt der
Wandel im gesundheitswissenschaft-
lichen und -politischen Diskurs bei, in
dem die Stärkung der Stellung, der
Interessen und Bedürfnisse der Pa-
tienten an Bedeutung gewinnt. Aller-
dings ist zu berücksichtigen, dass das
politische Diskursfeld zur Patienten-
orientierung nicht nur von der »demo-
kratischen Achse« der Patientenauto-
nomie und -beteiligung aufgespannt
wird, sondern auch von der »ökono-
mischen Achse« der Konsumenten-
souveränität einerseits und Privati-
sierung andererseits. Eine individuali-
sierte Medizin bietet nicht nur das Po-
tenzial einer erhöhten Konsumenten-
souveränität in dem Sinne, dass der
Patient gemäß seinen Präferenzen aus
dem Angebot der Gesundheitsleistun-
gen wählen kann, was jedoch Trans-
parenz über Leistungen, Qualität und
Kosten und einen Zugang zu diesen
Leistungen voraussetzt. Vielmehr
kann eine Individualisierung der Me-
dizin auch bestehende Privatisierungs-
tendenzen (Zuzahlungen, Selbstbehal-
te, Leistungsausgrenzungen) zur Er-
reichung von Kostendämpfungszielen
in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung verstärken. Auch hier besteht
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Vor diesem Hintergrund war es Ziel
des TAB-Innovationsreports, ausge-
hend von einer systemischen Perspek-
tive, Handlungsoptionen zur Stärkung
der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit forschungs- und wissensinten-
siver Branchen zu entwickeln, mit
denen bestehende Potenziale am
Standort Deutschland erhalten und
ausgebaut sowie Innovationshemm-
nisse abgebaut werden können. 
Dazu wurden gesamtwirtschaftliche
und branchen- bzw. sektorspezifische
Standortfaktoren sowie betriebliche
Leistungsfaktoren integriert analy-
siert. Einige ausgewählte Ergebnisse
zu den Stärken und Schwächen
Deutschlands als Standort für for-
schungs- und wissensintensive Bran-
chen werden im Folgenden dargestellt




Die im TAB-Bericht zusammengestell-
ten Daten zeigen, dass existierende
Wettbewerbsvorteile hinsichtlich der
(technologischen) Wissensbasis, die
für die forschungs- und wissensinten-
siven Branchen von essenzieller Be-
deutung ist, langfristig zu erodieren
drohen. Seit Beginn der 1990er Jahre
ist die industrielle (vor allem bei klei-
nen und mittelständischen Unterneh-
men), aber auch die staatliche FuE-
Dynamik in Deutschland relativ ge-
ring. Die Länder Nordamerikas (USA,
Kanada), Nordeuropas (u.a. Finnland,
Schweden) und Asiens (u.a. Japan,
Korea, Indien, China) zeigen hingegen
eine deutlich höhere FuE-Dynamik.
> So ist Deutschland, gemessen am
FuE-Anteil am Bruttoinlandspro-
dukt, von Rang 3 1991 auf Rang
9 2004/2005 abgerutscht. Der
Umsatzanteil neuer Produkte sank
von 31 % 1987 auf 27,5 % 2004.
> Der staatliche Finanzierungsanteil
an der FuE in der Wirtschaft wur-
de von ca. 14 % der industriellen
FuE-Ausgaben in den 1970er Jah-
ren auf ca. 4 % im Jahr 2003
stark zurückgefahren.
> Die investiven Komponenten in
den FuE-Budgets forschender
Unternehmen, die als Indikator
der Standortbindung gelten, san-
ken von 11 % 1989 auf 8 %
2003. Die Bindung an den FuE-
Standort Deutschland scheint zu
schwinden. Auch der Unterneh-
mensbestand junger Technologie-
unternehmen nimmt seit 2002 in
allen forschungs- und wissensin-
tensiven Wirtschaftsbranchen in
Deutschland ab.
> Beim FuE-Personal, das zur Um-
setzung von neuem Wissen in
wettbewerbsfähige Prozesse, Pro-
dukte und Dienstleistungen wich-
tig ist, musste Deutschland zwi-
schen 1991 und 2003 einen Ab-
bau von 7 % verzeichnen (im Ver-
gleich zu 35 % zwischen 1979
und 1991), während sich wichtige
Konkurrenzländer beim FuE-Per-
sonal positiv entwickelten (z.B.
USA 37 %, EU-Durchschnitt
29 %).
Vor diesem Hintergrund zeigen u.a.
die Hightech-Strategie der Bundesre-
gierung und die wieder zunehmenden
industriellen FuE-Ausgaben in einigen
Branchen in die richtige Richtung. Ob
dies allerdings ausreicht, wird ent-
scheidend von der FuE-Dynamik
anderer Konkurrenzländer abhängen.
China z.B. verfünffachte die realen
FuE-Ausgaben zwischen 1995 und
2004 mit einer jährlichen Wachstums-
rate von 20 % und lag 2004 hinter






Forschungs- und wissensintensive Pro-
zesse, Produkte und Dienstleistungen
stellen besondere und zum Teil neue
Anforderungen an die Arbeitskräfte.
Von Bedeutung sind deshalb die quan-
FORSCHUNGS- UND WISSENSINTENSIVE 
BRANCHEN IN DEUTSCHLAND 
– WETTBEWERBSFÄHIGKEIT GEFÄHRDET?
Forschungs- und wissensintensive Branchen, wie Pharmabranche, Medizin-
technik, Fahrzeugbau oder EDV-Dienstleistungen, verfügen durch ihre For-
schung und Entwicklung und die in diesen Branchen verwendeten neuen Tech-
nologien, wie Bio-, Nano- oder Informationstechnologien, über große Poten-
ziale zur Entwicklung neuer oder verbesserter Prozesse, Produkte und Dienst-
leistungen. Hierdurch können sie über Innovationen neue Märkte schaffen und
andere Branchen wettbewerbsfähig umgestalten. Im globalen Wettbewerb
müssen etablierte Industrieländer ständig neue und höherwertigere Pro-
duktions- und Exportbereiche erschließen, um ihre Wettbewerbsposition hal-
ten zu können. In dieser Hinsicht zeigen sich in Deutschland allerdings
Schwächen entlang der gesamten Wertschöpfungskette, die überwunden wer-
den müssen.




























Arbeitskräfte sowie die Passfähigkeit
der Qualifikationsprofile zu den
Anforderungen. Derzeit bestehen
noch Wettbewerbsvorteile bei der
Verfügbarkeit qualifizierter Arbeits-
kräfte, die aber schon bald keinen
Bestand mehr haben könnten.
Untersuchungen zur Personalverfüg-
barkeit zeigen aktuell ein differenzier-
tes Bild. In einigen forschungs- und
wissensintensiven Branchen wie der
Pharmaindustrie, dem Software- und
Telekommunikationsbereich oder bei
den technischen und FuE-Dienst-
leistern sind derzeit kaum Engpässe
bei qualifiziertem Personal zu erken-
nen. Viele andere forschungsintensive
Industriebranchen, in denen inge-
nieurwissenschaftliches Know-how
eine besondere Rolle spielt, haben je-
doch bereits heute große Rekrutie-
rungsschwierigkeiten. Vor allem im
Fahrzeugbau und der Instrumenten-
technik (Medizin-, Mess-, Steuer-,
Regeltechnik, Optik) lag der nicht
gedeckte Bedarf an Akademikern zwi-
schen 2001 und 2003 bei über 20 %,
im Bereich Maschinenbau und Elek-
troindustrie zwischen 15 und 20 %.
Dabei zeigen die Ergebnisse, dass
besonders kleine und mittelständische
Unternehmen (KMU) Probleme bei
der Rekrutierung haben.
Die Personalengpässe beim hochquali-
fizierten Personal, vor allem bei Na-
turwissenschaftlern und Ingenieuren,
werden sich zukünftig verschärfen, da
das Angebot  deutlich hinter der stei-
genden Arbeitsnachfrage aus Industrie
und Wissenschaft hinterherhinkt.
Hinsichtlich der Arbeitsnachfrage zei-
gen Studien, dass sich zwischen 1975
und 2004 die Erwerbstätigenzahl mit
Fach-/Hochschulabschluss fast ver-
dreifacht hat. Vieles spricht dafür, dass
sich dieser Trend der Wissensinten-
sivierung in der Zukunft fortsetzen
wird. Die Arbeitsnachfrage nach quali-
fiziertem Personal wird daher zukünf-
tig weiter stark ansteigen. Kann dieser
steigende Personalbedarf nicht gedeckt
werden, bleiben Wachstums- und Be-
schäftigungspotenziale ungenutzt.
In einigen Bereichen existiert eine zu
geringe Passfähigkeit zwischen benö-
tigter und angebotener Qualifikation.
Vor allem fehlende Interdisziplinari-
tät, die in der Wissenschaft und Wirt-
schaft zunehmend an Bedeutung ge-
winnt, und ein unzureichender indus-
trierelevanter Bezug der Ausbildungs-
inhalte werden seitens der Industrie
bemängelt. Kleine und mittelständi-
sche Technologieunternehmen sehen
sich zunehmend mit Engpässen bei
qualifiziertem Personal mit geeigneten
Kenntnissen in den Bereichen Produk-
tion, Marketing und Vertrieb kon-
frontiert. Auch die zunehmenden In-
ternationalisierungsprozesse sind bis-
lang unzureichend in den Bildungs-
institutionen berücksichtigt (z.B. in
den Bereichen Sprachen oder interkul-
turelles Management-Know-how).
Zudem werden sich durch den demo-
grafischen Wandel die Strukturen der
Konsumausgaben verändern (z.B. zu-
nehmende Bedeutung der Gesund-
heitspflege); dadurch muss fast jeder
sechste Arbeitsplatz in Deutschland
zukünftig »umgeschichtet« werden –
mit Konsequenzen für die erforder-
lichen Qualifikationsprofile. 
Zukünftige Personalengpässe könnten
gemildert werden, wenn vorhandene
Arbeitskräftepotenziale effizient ge-
nutzt würden.
> Zu den größten Potenzialen hoch-
qualifizierter Arbeitskräfte zählen
Frauen. In Deutschland sind rund
50 % der Studienanfänger und
Studienabsolventen Frauen. Mit
fortschreitender beruflicher Ent-
wicklung werden diese Potenziale
immer weniger ausgeschöpft. Im
deutschen Hochschulsektor war
2001 der Forscherinnenanteil mit
knapp 21 % bescheiden, z.B. im
Vergleich zu Finnland mit 37 %.
Gleiches gilt beim Frauenanteil
mit Lehrbefugnis an Hochschulen:
9 % in Deutschland gegenüber
36 % in Finnland und einem EU-
15-Durchschnittswert von 26 %.
Ein ähnliches Bild ergibt sich beim
Anteil der Frauen am FuE-Perso-
nal in der Wirtschaft (10 % in
Deutschland im Vergleich zu 18
bis 23 % in skandinavischen Län-
dern). Im deutschen Staatssektor
ist der Forscherinnenanteil mit ca.
22 % verglichen mit über 35 % in
anderen europäischen Ländern
ebenfalls gering. 
> Bei der Integration Älterer in das
Erwerbsleben liegt Deutschland
nach Zahlen der OECD mit einer
Erwerbsquote der 55- bis 64-Jäh-
rigen von knapp unter 40 % im
internationalen Vergleich abge-
schlagen zurück. Länder wie
Schweden, Norwegen, Schweiz,
Japan, Dänemark und die USA
weisen Werte von 60 bis 70 % auf.
Neben hohen Kosten für die Ren-
tensysteme bleiben Innovationspo-
tenziale, z.B. der große Erfahrungs-
schatz Älterer, unausgeschöpft –
und dies vor dem Hintergrund,



























dass der Anteil der Erwerbstäti-
gen, die 55 Jahre oder älter sind,
im Zuge des demografischen
Wandels von ca. 11 % 2000 auf
rund 23 % 2025 ansteigen wird.
> Potenziale vieler junger Menschen
bleiben aufgrund der großen
Chancenungleichheit im deutschen
Bildungssystem derzeit ungenutzt.
Die Chance, ein Hochschulstu-
dium aufzunehmen, ist für Kinder
der sozialen Herkunftsgruppe
»hoch« um etwa den Faktor 7
größer als für Kinder der sozialen
Herkunftsgruppe »niedrig«.
Im Zuge der technologischen Entwick-
lung müssen Wissen und Fertigkeiten
stets durch Aus- und Weiterbildung
auf den neuesten Stand gebracht wer-
den. Auch hier liegt Deutschland bei
vielen Indikatoren (z.B. Zahl der Un-
ternehmen, die Mitarbeitern Weiterbil-
dungsangebote offerieren, Zahl der
Teilnehmer und besuchter Kursstun-
den, Ausgaben je Jahr und Teilnehmer)
im hinteren Mittelfeld (Rang 13 der




Das Konzept der Vorreitermärkte
weist auf die Bedeutung der Nach-
frage für die Wettbewerbsfähigkeit
hin; ein hohes Nachfrageniveau und
eine hohe Qualität der inländischen
Nachfrage können die internationale
Wettbewerbsfähigkeit forschungs-
und wissensintensiver Unternehmen
über folgende Mechanismen dauer-
haft erheblich stärken: Existiert ein
innovationstreibender Problemdruck,
so können Kunden neue Bedarfe arti-
kulieren, die durch bestehende Pro-
zesse, Produkte oder Dienstleistungen
nicht abgedeckt werden können. Ent-
sprechend anspruchsvolle und quali-
tätsbewusste (private und Industrie-)
Kunden mit einer großen Innovations-
aufnahmebereitschaft und -neugier
und einer hohen Technikoffenheit
werden als »lead user« bezeichnet.
Reagieren ein Land bzw. deren »lead
user« auf globale Nachfragetrends
rascher und früher als andere Länder,
können Vorreitermarktgewinne in
Form erhöhter inländischer Wert-
schöpfung (inkl. Außenhandelserfol-
ge) und Beschäftigung entstehen.
»Lead user« sollten daher von den
Innovationsakteuren frühzeitig in die
FuE-Prozesse einbezogen werden, um
schnell herauszufinden, wie passfähig
neue (technologische) Lösungen sind.
Dies erfordert enge Kunden-Lieferan-
ten-Produzenten-Beziehungen.
Deutschland besitzt Vorreitermarkt-
positionen auf der Nachfrageseite z.B.
im Automobilbau und in Branchen, in
denen es um Prozesstechnik für In-
dustriekunden geht (z.B. Maschinen-
bau, Steuer-, Mess-, Regelungs- und
Umwelttechnik, technische Industrie-
güterkomponenten). Diese Vorreiter-
marktposition wird durch eine sehr
starke Industriebasis (insb. bei Hoch-
wertigen Technologien) und durch
Präferenzen der Industriekunden bei
qualitativ hochwertigen und leistungs-
fähigen, flexibel einsetzbaren und vor
allem kosteneffizienten Maschinen,
Anlagen, Softwaresystemen und tech-
nischen Komponenten begünstigt. Ein
wichtiger Auslöser ist der Kosten-
druck in Deutschland (z.B. hohe
Arbeits-, Umweltschutz-, Energiekos-
ten). Die Präferenzen deutscher Indus-
triekunden liegen im globalen Trend,
da der Kostendruck langfristig in vie-
len Ländern zunehmen wird, weil die
nachgefragten Produktionsfaktoren
knapper werden (z.B. steigende Roh-
stoffpreise, bereits hohe Lohndynamik
in asiatischen und osteuropäischen
Ländern). Dieses positive Bild trübt
sich jedoch, wenn man zusätzlich die
private Nachfrage mit einbezieht.
Hinsichtlich der Konsumausgaben lie-
gen die USA deutlich vor Japan, ge-
folgt von Deutschland und Großbri-
tannien. Deutschlands Anteil an der
Nachfrage der größten OECD-Länder
hat seit Beginn der 1990er Jahre abge-
nommen. Bei der Nachfrage nach FuE-
intensiven Gütern und wissensintensi-
ven Dienstleistungen pro Kopf liegt
Deutschland im Mittelfeld und beim
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf (Indi-
kator für die Kaufkraft von Innova-
tionen) sogar im letzten Drittel im
OECD-Vergleich. Hieraus lässt sich
schließen, dass z.B. die geringe Bin-
nennachfrage (vor allem im privaten
Konsumbereich) in Deutschland auf
Dauer auch die Exportstärke schwä-
chen dürfte, u.a. weil eine kritische
Masse an innovationsimpulsgebenden
privaten Nachfragern fehlen könnte. 
Die zukünftigen Absatzmarktwachs-
tumspotenziale liegen vor allem im
Osten: Exporte nach Osteuropa und
Asien stiegen zwischen 2001 und
2005 jährlich um 8 bis 10 %, das
durchschnittliche Ausfuhrwachstum
lag bei knapp über 5 % p.a. Der An-
teil Asiens wird von derzeit 13 % auf
voraussichtlich etwa 18 % 2015 an-
steigen, wohingegen der Anteil Euro-
pas von 72 % auf 67 % sinken wird,
obwohl Osteuropa Anteile hinzuge-



























winnen wird. Die zukünftig weiter
stark zunehmende Bedeutung Asiens
auf den globalen Absatzmärkten er-
gibt sich nicht nur durch dessen stär-
kere Einbindung in den Welthandel
und die internationale Arbeitsteilung
sowie das daran geknüpfte Wirt-
schaftswachstum, sondern auch durch
die andere Altersstruktur der Bevölke-
rung im Vergleich zu etablierten
Industrieländern. Allein bedingt durch
den demografischen Wandel werden
viele Länder, darunter auch Deutsch-
land, ab 2010 an Nachfragebedeu-
tung verlieren, während asiatische
Länder mit einer jüngeren Bevölke-
rungsstruktur (z.B. Indien) weiter
gewinnen werden. Hieraus ist abzulei-
ten, dass deutsche forschungs- und
wissensintensive Unternehmen durch
eine intensive Marktforschung dieser
(zukünftigen Vorreiter-)Märkte sowie
die Integration der Kundenbedarfs-
strukturen dieser Länder in die FuE-







dass die zukünftige internationale
Wettbewerbsfähigkeit nicht nur von
der Effektivität und Effizienz staat-
lichen Handelns abhängt, sondern
auch erheblich von der Effektivität
und Effizienz der wissenschaftlichen
und betrieblichen Leistungsprozesse
und damit vom Handeln der Akteure
aus Wissenschaft und Industrie. Der
TAB-Innovationsreport identifiziert
entlang der gesamten Wertschöp-
fungskette zum Teil erhebliche
Schwächen, die die internationale
Wettbewerbsfähigkeit forschungs-
und wissensintensiver Branchen am
Standort Deutschland gefährden. Will
man am Standort Deutschland die for-
schungs- und wissensintensiven Bran-
chen dauerhaft international wettbe-
werbsfähiger machen, reichen punk-
tuelle Maßnahmen nicht aus. Viel-
mehr ist ein »ganzheitlicher systemi-
scher Ansatz« erforderlich, der alle
relevanten angebots- und nachfrage-
seitigen Faktoren sowie deren Ver-
netzung entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette adäquat berücksich-
tigt. Der TAB-Bericht liefert, differen-
ziert nach fünf Handlungsfeldern (s.
Abb.), eine Vielzahl von Ansatz-





hinsichtlich einer Erhöhung der staat-
lichen und industriellen FuE-Dy-
namik, einem effizienteren Bildungs-
system, einer besseren Ausschöpfung
des qualifizierten Arbeitsangebots-
potenzials, einer innovationsoffenen
Nachfragekultur, einer stärker markt-
orientierten Cluster- und Netzwerk-
politik sowie in einer erhöhten Ef-
fektivität und Effizienz wissenschaft-








Nach nunmehr erfolgter Abnahme des
Berichts durch den Deutschen Bundes-
tag, wird dieser in Kürze als TAB-
Arbeitsbericht Nr. 116 publiziert.
FÜNF HANDLUNGSFELDER ZUR STÄRKUNG DER WETTBEWERBSFÄHIGKEIT
FORSCHUNGS- UND WISSENSINTENSIVER BRANCHEN




























Die empirische Basis des TAB-Politik-
benchmarkings sind Ergebnisse aus 39
Fallstudien sowie einer schriftlichen
Umfrage bei Ausgründern (Rücklauf:
71). Im Folgenden werden einige zen-
trale Faktoren beschrieben, von denen
angenommen werden kann, dass sie
wesentlich über Erfolg und Misserfolg
von Spin-offs entscheiden. 
QUALIFIKATION
Bei den in der Umfrage und den Fall-
studien erfassten Unternehmen mit
insgesamt 393 an der Gründung betei-
ligten Personen hatten 352 einen
Hochschulabschluss; davon waren
223 promoviert oder habilitiert; 41
Personen aus den Gründerteams hat-
ten keinen akademischen Abschluss.
Der Anteil der Gründer mit Hoch-
schulabschlüssen ist in Ost und West
gleich.
Unterschiede zeigen sich nur beim
überdurchschnittlichen Anteil der Pro-
motionen und der Ingenieurwissen-
schaften bei ostdeutschen Gründern.
In 74 Gründerteams sind ausschließ-
lich die Disziplinen Natur- und/oder
Ingenieurwissenschaften repräsentiert,
während sich in acht Fällen das Team
nur aus nichttechnischen Disziplinen
zusammensetzt (z.B. Wirtschafts-,
Sozial-, Rechts- und Kulturwissen-
schaften). 25 Gründerteams sind ge-
mischt besetzt.
STARTFINANZIERUNG
Ostdeutsche Gründer nutzen zu 52 %
Förderprogramme, die eine Existenz-
gründungsförderung beinhalten (z.B.
FUTOUR, EXIST, Pro-Inno und
InnoWatt sowie Landesprogramme).
In den Interviews betonten sie sehr
oft, wie essenziell diese Programme
für das Zustandekommen der Unter-
nehmensgründung waren. Demgegen-
über nutzt nur ein Drittel der west-
deutschen Gründungen Gründungs-
förderungsprogramme.
Kreditfinanzierung wird im Osten
stärker eingesetzt als im Westen. Al-
lerdings ist der Anteil der Kreditinsti-
tute, die sich an der Kreditfinan-
zierung junger akademischer Aus-
gründungen beteiligen, steigerungs-
würdig. Beteiligungskapital spielt eine
unterschiedliche Rolle in Ost und
West: Öffentlich (teil)gefördertes Be-
teiligungskapital ist im Osten wichti-
ger als in Westdeutschland, wohinge-
gen dies bei privatem Beteiligungs-
kapital umgekehrt ist. Bemerkenswert
ist, dass in Ost wie West über 25 %
der Unternehmen schon ab Gründung
einen merklichen Anteil der Finanzie-
rung der ersten Monate durch Um-
satzerlöse bzw. Cashflow stützen kön-
nen, wenn auch oft auf niedrigem
Niveau. Die Gründer schöpfen also
ihre Marktchancen so früh wie mög-
lich aus und sparen damit Kapital.
ART DER INNOVATION
UND STELLUNG IN DER
WERTSCHÖPFUNGSKETTE
Die vorgefundenen Geschäftsmodelle
bei den Fallstudienunternehmen wur-
den in vier Basistypen eingeordnet:
Produktinnovationen, Verfahrens-
bzw. Prozessinnovationen, Software-
produkte und (innovative) Dienstleis-
tungen.
Produkt- und Verfahrensinnovationen
dominieren vor der Erbringung von
Dienstleistungen. Unter den Letzteren
befinden sich aber nicht nur innovati-
ve Dienstleistungen (als Kern des Ge-
schäftsmodells), sondern auch klassi-
sche produktbegleitende Dienstleis-
tungen (wie technischer Service oder
Kundenbetreuung). Die erfolgreichen
bzw. erfolgversprechenden Unterneh-
men sind am häufigsten bei Verfah-
rensinnovationen und Software zu fin-
den, allerdings dicht gefolgt von
Weitverbreitet ist die Ansicht, dass akademische Spin-offs, Unternehmensaus-
gründungen aus der Wissenschaft, besonders gut in der Lage sind, neues
Wissen rasch zu vermarkten. Damit verbinden sich häufig positive Erwar-
tungen an ihre innovations- und strukturpolitische Bedeutung. Eine Unter-
suchung des TAB, die Entwicklungs- und Erfolgsbedingungen von Aus-
gründungen systematisch empirisch analysiert hat, meldet Zweifel an, ob sol-
che Erwartungen zutreffen. In Fallstudien und schriftlichen Befragungen bei 110
ost- und westdeutschen Spin-offs fanden sich zwar einige erfolgreiche, auch
schnell wachsende Firmen, aber für erhoffte strukturelle Wirkungen (z.B. auf
Beschäftigung oder das Bruttoinlandsprodukt) fehlen Belege. Die Gründer sind
meist männliche, hochkarätige Forscher, die allerdings selten hinreichendes
kaufmännisches Wissen mitbringen. Häufig starten sie ohne eine ausgereifte
Produktidee bzw. mit einem noch nicht marktfähigen Produkt. Bei vielen
Neugründungen helfen die akademischen Muttereinrichtungen ihren Spin-offs
zu wenig.





























Fragt man nach der Stellung der
Wertschöpfungskette und ordnet die
39 Unternehmen wenigen Kategorien
zu (s. Tabelle) ergibt sich, dass die
Gründungen stark auf Investitions-
güter (einschließlich Zulieferung) aus-
gerichtet sind.
Dabei fällt auf, dass die Erfolgs-
chancen bei Systemkomponenten und
Zulieferteilen am höchsten sind, vor
Dienstleistungen für private und
öffentliche Haushalte und vor Dienst-
leistungen für Unternehmen. Den
größten Anteil erfolgloser oder noch
in kritischem Zustand befindlicher
Gründungen (mit den Erfolgsgraden 0
und -) bietet die Kategorie Konsum-
güter, vor Endprodukten von Investi-
tionsgütern. Die Dienstleistungen für
private und öffentliche Haushalte
haben ein hohes Chancenpotenzial,
sind, daran gemessen, aber etwas
unterrepräsentiert. Auf diesen Sach-





Bei den Ausgründungen aus Hoch-
schulen und außeruniversitären FuE-
Einrichtungen wird die Nutzung von
Hochschulinfrastruktur (Büros, La-
bors, Technikum, Maschinen und
Anlagen) und Hochschulpersonal
(hauptsächlich studentische Hilfen,
Sekretariats- und Laborpersonal) an
prominenter Stelle genannt. Die
nächsthäufigen Unterstützungsange-
bote der Muttereinrichtungen sind bei
den Hochschulen die Verwendung
ihrer FuE-Ergebnisse und der allge-
mein erleichterte Zugang zu Wissen
aller Art. Die Gründungen aus außer-
universitären FuE-Einrichtungen nen-
nen die Nutzung der Industrie- bzw.
Kundenkontakte der Mutterinstitute
für den Aufbau des Kontaktnetzes des
Spin-offs an erster Stelle; bei den
Gründungen aus Hochschulen nimmt
dieser Aspekt erst den Platz fünf ein.
Wichtiger für die Gründer ist, dass sie
von ihren Mutterinstituten sensibili-
siert werden für die Möglichkeit einer
Ausgründung und Impulse, aktiv zu
werden, erhalten. Diese Rolle ist zu-
meist an einzelne Personen des nahen
Arbeitsumfeldes gebunden, oft an die
Institutsleiter, Abteilungsleiter oder
Projektleiter. Von ihrer persönlichen
Einstellung zu Technologietransfer
und Unternehmensgründungen aus
ihrem Forschungskontext hängt es ab,
ob sie qualifizierten Mitarbeitern die
Option einer Ausgründung schmack-
haft machen, sie mit attraktiven
Projekten, FuE-Ergebnissen oder Pa-
tenten bzw. Lizenzen ausstatten und
günstige Ausstiegsmöglichkeiten an-
bieten. Die Qualität und Ernst-
haftigkeit dieses Angebotsbündels
sowie das persönliche Engagement
dieser Vorgesetzten sind die Schlüs-
selfaktoren für die Motivation und
Zusammensetzung des Gründerteams
und letztlich für das Zustandekom-
men einer tragfähigen und chancenrei-
chen Gründung. Eng damit verbunden
ist auch die Beratung, die die Gründer
von ihren Vorgesetzten oder dafür
spezialisierten Stellen der Mutterorga-
nisation erfahren. Die außeruniversi-




an. Auch gegen- bzw. wechselseitige
Vergabe von Unteraufträgen kann
darunter fallen. Diese beiden Aspekte
Stellung in der Häufigkeiten nach Erfolgsgrad Summe
Wertschöpfungskette ++ + 0 -
(Mehrfachantwort möglich)
Systemkomponente oder Zulieferteil 5 13 4 0 22
(23 %) (59 %) (18 %) (100 %)
Endprodukt eines Investitionsguts 2 5 6 0 13
(15 %) (38 %) (46 %) (100 %)
Endprodukt eines Konsumguts 1 2 2 1 6
(17 %) (33 %) (33 %) (17 %) (100 %)
Dienstleistung für private und 2 7 3 0 12
öffentliche Haushalte (17 %) (58 %) (25 %) (100 %)
Dienstleistung für Unternehmen 4 8 6 0 18
(22 %) (44 %) (33 %) (100 %)
Sonstige 0 1 0 0 1
STELLUNG IN DER WERTSCHÖPFUNGSKETTE UND ERFOLG



























finden sich bei Universitäten weniger
häufig.
Erwähnenswert ist unter den angebo-
tenen und genutzten Unterstützungs-
leistungen auch die Überlassung von
Lizenzen oder Patenten. Dieses An-
reizinstrument wird in den beiden
Samples allerdings bei Hochschulaus-
gründungen nur zu knapp 22 % ge-
nutzt. Bei außeruniversitären Einrich-
tungen ist die Nutzungsquote immer-
hin etwa 32 %. Angesichts der Bedeu-
tung, die die Frage der Verwertung
und des Transfers von gewerblich
schützbaren Ergebnissen der öffent-
lichen Forschung in der öffentlichen
Debatte hat, sind diese Zahlen eher
ernüchternd.
Hochschulausgründungen nutzten zu
ca. 27 %, Spin-offs außeruniversitärer
Einrichtungen zu ca. 20 % die Hilfe-
stellung aus ihren Mutterorganisa-
tionen bei der fachlichen Begutach-
tung ihrer Gründungsidee bzw. ihres
Businessmodells. In den Gesprächen
mit den Gründern von Hochschulaus-
gründungen entstand allerdings der
Eindruck, dass in den Hochschulen
entweder die Qualifikation der Per-
sonen, die diese fachliche Prüfungen
vornehmen, eher zweifelhaft ist, oder
sie mit ihrem Techniker- oder Inge-
nieurblick nur eine sehr oberflächliche
Prüfung der kaufmännischen Aspekte
vornehmen. Anders ist die Situation
bei den außeruniversitären Spin-offs:
Hier wird die Prüf- und Begutach-
tungsfunktion eher gelobt, zumal sie




Die idealtypische Vorstellung vom
Technologietransfer durch Spin-offs
ist, dass ein im wissenschaftlichen
Umfeld erzieltes Forschungs- oder
Entwicklungsergebnis, das »Trans-
ferprojekt«, mittels einer Ausgrün-
dung durch einen der am FuE-Projekt
beteiligten Wissenschaftler am Markt
verwertet wird. In der Wirklichkeit
zeigt sich aber, dass viele der Ausgrün-
dungsprozesse weit entfernt davon
sind, umsetzungsfähig oder gar markt-
reif zu sein. Oft liegen gar keine kon-
kreten FuE-Ergebnisse vor, die Anlass
zur Unternehmensgründung geben
könnten. Selbst ein weitentwickeltes
innovatives Produkt oder eine entspre-
chende neue Dienstleistung müssen
nicht unbedingt einen Markt finden.
Aus der Befragung der Gründer nach
ihrer Einschätzung zur Marktreife der
Transferprojekte ergibt sich folgendes
Bild. Es kann ein ansehnlicher Anteil
marktnaher Transferprojekte (bzw. 
-objekte) konstatiert werden (Proto-
typen eingeschlossen), den sowohl die
Hochschulen als auch die außeruni-
versitären Mutterorganisationen ihren
Ausgründern mitgeben. Es gibt aber
auch einen merklichen Anteil nicht
marktnaher Entwicklungen. Dies
unterstreicht die Notwendigkeit, die







Selbst vermeintlich marktnah entwi-
ckelte »Transferobjekte« sind kein
Garant für eine erfolgreiche Unter-
nehmensentwicklung. Erst in der
Rückschau kann ein Unternehmer dies
qualifiziert beurteilen. In Hochschulen
und außeruniversitären Einrichtungen
wurden die Transferobjekte mit 56 %
bzw. 58 % gleichermaßen als wichtig
bis sehr wichtig angesehen (s. Tabelle).
Für 25 % der Befragten waren die
Transferobjekte weniger wichtig bzw.
nicht wichtig. Dies deutet darauf hin,
dass sich die Gründer – angesichts ver-
änderter marktlicher oder technologi-
scher Rahmenbedingungen – ander-
weitig orientiert haben.
Es ist die Regel, dass junge Unter-
nehmen nach ihrem »Gründungs-




sehr wichtig 16  (30 %) 17  (31 %) 33  (30 %)
wichtig 14  (26 %) 15  (27 %) 29  (27 %)
eher unwichtig, 10  (19 %) 2  (4 %) 12  (11 %)
weniger wichtig
nicht wichtig 4  (7 %) 11  (20 %) 15  (14 %)
k.A. 10  (19 %) 10  (18 %) 20  (18 %)
BEDEUTUNG VON ENTWICKLUNGEN AUS DEM TRANSFEROBJEKT



























produkt« weitere Produkte, Verfah-
ren oder Dienstleistungen entwickeln,
entweder, um damit zu diversifizieren
oder ein wenig erfolgreiches Grün-
dungsprodukt abzulösen. Entwick-
lungen, die unabhängig vom Trans-
ferobjekt erfolgten, das ursprünglich
den Anlass der Gründung bildete,
können dann u.U. eine größere
Bedeutung für die geschäftliche Ent-
wicklung des Unternehmens gewin-
nen und das ursprüngliche Grün-
dungsprodukt verliert möglicherweise
gänzlich an Relevanz. Daneben gibt
es nicht wenige Spin-offs, bei denen
das Gründungsprodukt ohne Zutun
der Mutterorganisation entstanden
war oder bei denen von Beginn an
eine zum Transferprojekt parallele
unabhängige Produktentwicklung
stattgefunden hatte.
Die Befragung ergab hierzu, dass die
nachfolgenden oder parallel entstan-
denen Innovationen insgesamt zu
84 % als wichtig bis sehr wichtig ein-
gestuft werden, somit also im Schnitt
für die nachhaltige Unternehmens-
entwicklung eine größere Bedeutung
haben als das Gründungsprodukt, das
zu knapp 70 % als wichtig bis sehr
wichtig eingeordnet wurde. Die Fähig-
keit, eine zusätzliche Produktent-
wicklung ohne Hilfe der Mutteror-
ganisation zu entwickeln, ist auch ein
> Risikominderungsmaßnahmen zu
ergreifen zur Erleichterung der
Kreditentscheidung der Kreditin-
stitute (z.B. Risikomanagement-
tools in den Unternehmen, Ver-
sicherungstools zur Deckung tech-
nischer und Marktrisiken oder
Gutachtensysteme zur Verringe-
rung der Unsicherheiten über
Innovationsvorhaben);
> Förderung mit mehr Eigenbeteili-
gung der Gründer zu koppeln;
> mehr Eigenkapitalanteil in der
Gründungsfinanzierung zur Bedin-
gung zu machen;
> mehr auf »harte« Darlehensförde-
rung zu setzen, um das unterneh-









Der Bericht ist als TAB-Arbeitsbericht
Nr. 109 erschienen.
Indikator für Innovationsfähigkeit
und Emanzipation vom Mutterinstitut
und damit eine Bewährungsprobe für
Autonomie am Markt.
THESEN ZUR FÖRDERUNG
In West- wie Ostdeutschland wurden
die vorhandenen Förderinstrumente in
bescheidenem Maße in Anspruch ge-
nommen, im Osten deutlich mehr als
im Westen. In Ostdeutschland haben
die dort verfügbaren (früheren) För-
derprogramme das Entstehen und
Überleben vieler Gründungen erst
möglich gemacht. Andererseits ent-
steht der Eindruck, dass solch relativ
leicht einzuwerbende Förderung zu
einem Nachlassen der unternehmeri-
schen Anstrengungen geführt hat. Ins-
gesamt scheint angesichts der relativ
geringen Nutzung von Existenzgrün-
dungsförderung die Marktorientie-
rung der Gründer im Westen ausge-
prägter zu sein. Dort wurde mehr
Privatkapital eingesetzt, und dort fan-
den sich auch alle erfolgreichen Aus-
gründungen des Samples.
Aus den Gesamtergebnissen der Un-
tersuchung werden im Bericht einige
Hinweise zu geeigneten Förderan-
sätzen gegeben. Hinsichtlich der fi-
nanziellen Unterstützung wird u.a.
angeregt,





























Die Grüne Gentechnik findet weltweit
zunehmende Verbreitung und ist
gleichzeitig in Europa gesellschaftlich
umstritten. Die EU hat 2001 neue
Regulierungen für gentechnisch verän-
derte Pflanzen und Nahrungsmittel
beschlossen und seitdem ein umfas-
sendes Regelwerk etabliert. Ein groß-
flächiger Anbau transgener Pflanzen
findet in Europa trotzdem nicht statt,
und auch Zulassungen wurden nur
vereinzelt erteilt. Angesichts der fort-
schreitenden wissenschaftlich-techni-
schen Entwicklung, erkennbarer Pro-
bleme bei der Etablierung von Vor-
schriften zur Koexistenz von her-
kömmlicher und gentechnikbasierter
Landwirtschaft und vor allem mit
Blick auf die globalen Warenströme
und damit verbundene internationale
Handelskonflikte stellt sich die Frage,
ob die EU-Regulierung in ihrer jetzi-
gen Ausrichtung und Form auch län-
gerfristig Bestand haben wird.
Das gemeinsame EPTA-Projekt wird
die versammelte vielfältige Expertise
der Partnereinrichtungen nutzen, um
einen vorausschauenden Überblick zu
erarbeiten zu 
> den möglichen Herausforderungen
für das europäische Regulierungs-
system,
> den zukünftigen Schwerpunkten
der öffentlichen Debatte sowie
> möglichen TA-Ansätzen für zu-
künftige Fragestellungen zur
Grünen Gentechnik.
Der Abschlussbericht richtet sich ge-
zielt an die Parlamente der EPTA-
Mitgliedsländer einschließlich des Eu-
ropäischen Parlaments, wird aber





Am Anfang des Projekts, das im
November 2006 begonnen wurde,
stand ein systematischer, konzentrier-
ter Rückblick auf die Vielzahl der ein-
schlägigen Projektergebnisse, welche
in den vergangenen fünf Jahren von
den teilnehmenden EPTA-Institu-
tionen und ausgewählten anderen
Einrichtungen vorgelegt worden sind.
Als Ergebnis wurde ein umfassender
Katalog politischer, wissenschaftlicher
und gesellschaftlicher Herausforde-
rungen im weiteren Umgang mit der
Grünen Gentechnik erstellt. Dieser
dient nun als Basis für die Formu-
lierung eines anspruchsvollen Frage-
bogens, der sich gezielt an wichtige
Experten und Stakeholder in den teil-
nehmenden EPTA-Ländern richtet
und gegebenenfalls durch qualitative
Interviews ergänzt wird. Die Meinun-
gen der Befragten werden einzeln und
im Ländervergleich ausgewertet und
sollen ein zentrales Element des Ab-
schlussberichts bilden.
Die Berichterstatterinnen und Bericht-
erstatter für TA des Ausschusses für
Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung unterstützen die Teil-
nahme von TAB (und ITAS) an diesem
Projekt, an dem bislang die EPTA-
Partner aus Dänemark, Flandern,
Großbritannien, Norwegen, Öster-
reich und der Schweiz beteiligt sind
und das im März 2008 abgeschlossen
werden soll. Alle Partnereinrichtungen
werden eine Zusammenfassung in der
jeweiligen Landessprache und gegebe-
nenfalls Auswertungen aus der natio-
nalen Perspektive vorlegen. Koordi-
niert wird das Projekt von Dr. Rolf
Meyer vom ITAS.
KONTAKT




»GENETICALLY MODIFIED PLANTS AND FOODS«
Der EPTA-Council, das aus Parlamentariern der jeweiligen Länder zusammen-
gesetzte Lenkungsgremium des European Parliamentary Technology Assess-
ment (EPTA) Network, hat auf seinem Treffen am 17. Oktober 2006 ein gemein-
sames EPTA-Projekt zum Thema gentechnisch veränderte Pflanzen und
Nahrungsmittel beschlossen, das auf eine Initiative mehrerer EPTA-Mitglieder
zurückgeht.
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